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Bir jeden Mann, der berufen iſt, auf öffentliche Ange 
legenheiten einzuwirken, beſtehen zwei Arten der Verantwort— 
lichkeit, die ämtliche und die moraliſche; die erſte hat ihre be— 
ſtimmten enggezogenen Grenzen; aber die zweite reicht weit 
über dieſelben hinaus, und es geſchieht, um derſelben zu genügen, 
daß ich gegenüber mancher unvollſtändigen Mittheilung über die 
Regierungs-Akte der Zeit vom 20. März bis zum 4. Mai 
1848 dieſe Aufklärungen bekannt gebe. 

Ich war mit einer Sendung an Se. kaiſerl. Hoheit den 
Erzherzog Rainer in Italien ſeit neun Monaten von Wien ab— 
weſend geweſen, als ich von Sr. Majeſtät am 1. März 1848 zum 
Hofkriegsraths-Präſidenten ernannt und nach Wien zurück— 
berufen wurde. Ich verließ Mailand am 9. und Venedig am 12. 
jenes Monats. Ich ſah das lombardiſch-venetianiſche Königreich 
in großer Aufregung, jedoch die geſetzliche Form war noch 
nicht verletzt worden. Die Central-Congregationen hatten zum 
erſten Mal von dem ihnen zuerkannten Rechte der Petition Ge— 
brauch gemacht; das gab noch keinen Grund, den nahen Aus— 
bruch gewaltſamer Empörung zu vermuthen. 


» 
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In Cilli wurde mir Kunde einer in Wien ausgebrochenen 
Revolution ohne beſtimmte Angabe der näheren Umſtände. 

Am Abend des 15. bekam ich im Bahnhof zu Gratz die 
kaiſerlichen Erläſſe des 13. März. Am 16. langte ich um 10 Uhr 
Morgens in Wien an. Ich hatte vor Augen Thatſachen und 
eine regelloſe Bewegung, die mir die Tragweite des Geſche— 
henen zeigten, ohne daß ich noch weder deſſen nächſte Veran— 
laſſung noch den eigentlichen Hergang kannte. Ich hatte gleich 
bei meiner Fahrt in die Stadt eine bedeutungsvolle hungari— 
ſche Betheiligung wahrzunehmen; die in der Nacht aus Preß— 
burg angelangte zahlreiche Juraten-Deputation hielt einen 
feierlichen Verbruͤderungs-Umzug in der Stadt, und ich ver— 
nahm aus ihren Reihen Äußerungen, deren Zuſammenhang mit 
jenen des Volkes das tief Greifende der Erſcheinung beurkundete. 

Man hat im Anfange einige hochgeſtellt geweſene Perfon- 
lichkeiten anklagen wollen, durch eine nicht zeitgemäße Leitung 
der Staatsangelegenheiten dieſe Revolution herbeigeführt zu 
haben. Ich bin hier weder Richter noch Anwalt. Die jetzige 
Weltlage iſt jedoch, durch die Verkettung der entfernteſten 
Verhältniſſe, eine ſolche geworden, daß ſie nicht aus dem en— 
gen Geſichtskreiſe des Perſönlichen beurtheilt werden kann. 
Höchſtens könnte man von jenen, denen es oblag, für die 
öffentliche Sicherheit und für die Erhaltung des Beſtehenden 
gut zu ſtehen, behaupten, daß ſie nicht ſehen wollten, was 
allen ſchon ſichtbar geworden war, und der Mangel an Vor— 
ausſicht war allerdings eine Schuld; denn es dürfte möglich 
geweſen ſein, der Veränderung eine andere Form zu geben, ſie 
beſeitigen, konnte man ſchon lange nicht mehr. 
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Das Abtreten der Angeklagten, weit entfernt eine Ab— 
hilfe zu ſein, hat eigentlich nur die Sache in ihr wahres Licht 
geſtellt. Das Zuſammenkrachen des ganzen Staatsgebaudes iſt 
das Urtheil des Weltgerichtes, und Mancher, der ſich auf 
Koſten Anderer unſchuldig ſtellen möchte, wird doch von dieſem 
Spruch getroffen werden; zu ſeiner Zeit wird die Geſchichte 
ihr Recht behaupten. 

Ich kenne die Schultern nicht, welche, jenen des Atlas 
ähnlich, den öſterreichiſchen Staatskörper hätten tragen können, 
ich kenne den Mann nicht, welcher ſich angemaßt hätte, es zu 
wollen. Viele Hände waren berufen, dieſen Körper zu heben 
und hoch zu halten; an der Uneinigkeit mehr als an der 
Schwäche dieſer Hände fiel er zu Boden. Er wurde vom Falle 
beſchädigt; feine innere Feſtigkeit bewahrte ihn vor der Zer— 
trüͤmmerung. 

Alte nicht mehr in einander greifende Regierungsformen 
hatten die Zerſplitterung verurſacht: Es wurde an mehreren 
Orten zugleich und ohne Einklang regiert; man verlangte nach 
Vorlagen, da wo man als leitende Willenskraft die Initiative 
hätte ergreifen ſollen. Höchſte Noth oder Zufall brachte manch— 
mal jene Subſtrate nach oben, oft waren ſie auf dem Weg 
mit giftigen Subſtanzen gemiſcht worden, oft lagen ſie verwor— 
ren, principienlos neben einander, und ſie wurden ohne Ab— 
ſonderung, wie ſie vorlagen, fleißig verarbeitet, hinab- und hinauf— 
geleitet. Die Stunden der darauf verwendeten Arbeit, die Jahre 
der hinausgezogenen Berathung, beruhigten als Bewußtſein 
der Pflichterfüllung das Gewiſſen, und dieſe innere Ruhe galt 
für die allgemeine. 
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Auch kannte man nicht die erhaltenden und fördernden 
Kräfte Oſterreichs, fie lagen wie latent in feinem Innern ver— 
borgen; erſt die Erſchütterung des Falles weckte ſie wieder. 
Eine kräftige Hand kam und überſchrieb das Viribus ignotis 
der vormärzlichen Zeit mit dem hochſtrahlenden Viribus unitis 
der neueren. — — 

Ich war im Jahre 1840 zum Staats- und Konferenz- 
Miniſter ernannt und ſo geſtellt worden, daß ich im Falle des 
Abtretens des Herrn Fürſten von Metternich die Leitung 
der auswärtigen Angelegenheiten zu übernehmen hatte. Dieſer 
Umſtand dürfte erklären, warum Se. Majeſtät laut allerhöch— 
ſten Kabinetſchreibens vom 18. März ſich bewogen fand, mich 
der kaum übertragenen Stelle des Hofkriegsraths-Präſidenten 
zu entheben und zum Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten 
wie auch Ihres Kaiſerhauſes zu ernennen. Am 20. habe ich 
die Leitung der k. k. geheimen Haus- Hof- und Staatskanzlei 
übernommen und am 4. Mai habe ich dieſelbe in die Hände 
Sr. Majeſtät niedergelegt; meine Amtsführung hat daher 
nur die kurze Dauer von 45 Tagen gehabt. Doch drängte ſich 
in dieſe kurze Zeit das Inhaltſchwerſte zuſammen. 

Jeder Tag brachte die Nachricht eines neuen Ausbruches 
der Revolution. In Berlin Empörung, in Frankfurt die eigen— 
mächtige, willkürliche Bildung des ſogenannten Vorparlaments; 
in Deutſchland überhaupt allgemeine Aufregung.» 

Der Verrath von Venedig, gleich darauf die Empörung 
Mailands und der übrigen lombardiſchen Städte, deren Bei— 
ſpielen bald die venetianiſchen folgten; der treuloſe Einfall der 
Piemonteſen; ganz Italien gegen uns erhoben! 
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Seit dem 24. Februar war Frankreich eine unberechen— 
bare Größe geworden; das Schlimmſte war von da zu beſor— 
gen, auf keinen Fall Hilfe zu erwarten. 

Wien eng verbrüdert mit der deutſchen Bewegung. 

Alle Tage ſtrömten Deputationen aus Böhmen, Galizien 
und Kroatien herbei; alle ſuchten die Verlegenheit der Regie— 
rung zum Vortheil der Provinzial-Unabhängigkeit auszubeuten. 

Endlich vermehrte jede neue Verlegenheit die Zudring— 
lichkeit der Ungarn, die befliſſen waren, aus den verworrenen 
Vorrechten, Gerechtſamen und Geſetzen des Königreiches neue 
Waffen zu ſchmieden, um auf einem ſcheinbar geſetzlichen Weg 
zunächſt Unabhängigkeit und endlich gänzliche Trennung zu 
erzielen. 

Dabei die Nothwendigkeit eine Armee in Italien aufzu— 
ſtellen, kräftig genug, das bereits Verlorene wieder zu erobern 
und deſſen Beſitz ſicher zu ſtellen. 

Im Volke ſelbſt wenig Symptome des lebendigen Stre— 
bens nach Erhaltung und Einheit des Reichs. Vielmehr wurde 
deſſen Zertrümmerung von Vielen gewünſcht, weil ſie glaubten, 
nur hierdurch die errungene, noch nicht feſt begründete Frei— 
heit behaupten zu können. — Die bevorſtehende Vernichtung des 
Staates wurde durch die Preſſe mit Kälte beſprochen und als 
unvermeidlich dargeſtellt. 

So ſtand Sſterreich, als ich das Miniſterium zu über— 
nehmen hatte. Woher kann uns für die auswärtige Lage Hilfe 
kommen? Dieß war die erſte Frage, die ich mir zu ſtellen 
hatte. Aus Rußland? die Gefahr war zu nahe, die Hilfe zu ent— 
fernt, und uͤbrigens der öffentlichen Meinung, ſeit langer Zeit 
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ſorgfältig bearbeitet, dieſer Gedanke fo entfremdet, daß er da— 
mals in keinem Falle ergriffen werden konnte. 

England blieb daher die einzige Macht, welche, nicht be— 
troffen von der allgemeinen Erſchütterung des Kontinents, die 
Freiheit ihrer Beſchlüſſe gerettet hatte, es konnte nach der Über— 
zeugung handeln, die man ihm einzuflößen im Stande war. 
Sein Benehmen gegen Sſterreich in der letzten Zeit war, um 
das mildeſte zu ſagen, zweideutig geweſen; aber man durfte 
hoffen, daß das veränderte Regierungsſyſtem und die dem al— 
ten Bundesgenoſſen drohenden Gefahren dort nicht ohne Ein— 
druck geblieben waren. Am meiſten konnte England in Italien 
helfen. Wir hatten zwar die piemonteſiſche Armee aus unferem Ges 
biete zu vertreiben; aber die Vermittlung Englands konnte dann 
helfen den Frieden herzuſtellen. Das engliſche Kabinet hatte, 
durch feine bekannte Depeſche an den Geſandten S. Aber— 
cromby in Turin, den König auf die Gefahr eines Krieges ge— 
gen Oſterreich aufmerkſam gemacht. Der Krieg war deſſen un— 
geachtet auf die treuloſeſte Art mit Verletzung aller Formen des 
öffentlichen Rechtes begonnen worden; es war uns aber bis 
zum 4. April keine weitere Außerung des engliſchen Kabinetes 
bekannt geworden. Wir hatten das Recht es aufzufordern, ſich 
über die Folgen auszuſprechen, die es ſeiner erſten Erklärung 
in Turin zu geben gedenke. 

In dieſem Sinne habe ich am 4. April 1848 eine Depeſche 
an den k. k. Botſchafter Grafen von Dietrichſtein in London 
gerichtet. Es war dieß die erſte Mittheilung, die von mir an 
das engliſche Kabinet gemacht wurde, und bei dem Umſchwung 
aller Dinge, der ſeit den letzten Korreſpondenzen in Wien ſtatt 
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gefunden hatte, mußte ſie wie ein politiſches Glaubensbekennt— 
niß lauten. Ich hatle den Grund und Boden zu bezeichnen, 
auf welchem der neue Staat ſich aufbauen wolle. Ich bin 
in die Lage verſetzt worden, dieſe Depeſche hier ihrem 
ganzen Inhalte nach folgen zu laſſen. Obgleich dem engliſchen 
Parlament vollſtändig vorgelegt, und in der Reihe diploma— 
tiſcher Aktenſtücke, die ſich auf die Verhandlungen Englands 
in den italieniſchen Angelegenheiten beziehen, abgedruckt, wur— 
den ſie doch nur Auszugsweiſe von den Zeitungsblättern ver— 
öffentlicht, und namentlich iſt gerade der Eingang weggelaſſen 
worden, in welchem unſere Lage in Italien ſo beſtimmt be— 
ſprochen wird. 


Depeſche an den Herrn Grafen Dietrichſtein zu London. 
(überſetzung.) 


Wien, am 5. April 1849. 


„In anderen Verhältniſſen, als diejenigen ſind, in wel— 
chen wir uns befinden, würde ich mir eine Pflicht daraus ge— 
macht haben, Ihnen, Herr Bothſchafter, ohne Verzug auf 
die intereſſanten Berichte zu antworten, welche Eure Excellenz 
durch Ihre Expedition vom 13. März dem Kaiſerlichen Kabi— 
nete unterbreitet haben, und es würde für uns von der höͤchſten 
Wichtigkeit geweſen ſein, die Ereigniſſe, welche ſich im Mo— 
nate März in Italien gefolgt ſind, von dem Geſichtspunkte 
der Rechte und Intereſſen des öſterreichiſchen Reiches ausge— 
hend, zur Kenntniß ihrer Großbrittaniſchen Majeſtät zu brin— 
gen. Es war uns indeſſen unmöglich, der wichtigen Pflicht 
gegen uns ſelbſt, welche wir zu erfüllen hatten, Genüge zu 
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leiſten, denn es iſt eine ſolche Pflicht, offen zu einem befreun— 
deten und alliirten Hofe zu ſprechen. Es würde uns leicht ge— 
weſen ſein, uns über die Schwierigkeiten unſerer Lage in Ita— 
lien gegen Sie auszuſprechen, denn, obgleich groß, ſind ſie doch 
klarer poſitiver Natur; wir haben für uns Verträge, Rechte, 
legitime Intereſſen erſten Ranges, und gegen uns eine mo— 
raliſche Revolte, die wir auf dem Wege der Verſtändigung 
zu beſchwichtigen ſuchten, als dieſe Revolte zu einer Rebellion 
mit bewaffneter Hand wurde. Ganz Italien hetzte ſeit langer 
Zeit unſere Provinzen zum Aufſtande auf, die zwei Herde der 
lebhafteſten Agitation waren Genua und Turin; wenige Tage 
nach dem Ausbruche dieſes Aufſtandes verſprach der König 
von Sardinien feierlich, den Inſurgenten zu Hilfe zu kommen, 
und die piemonteſiſche Armee kam, dieſes Verſprechen in Er— 
füllung zu bringen.“ 

„Der ganze Inhalt Ihrer Depeſche, wodurch Sie uns 
Rechenſchaft über Ihre letzten Unterredungen mit Lord Pal— 
merſton ablegten, ſo wie die Haltung der Depeſche, welche 
der erſte Staatsſekretär unter dem 13. März an den engliſchen 
Geſandten in Turin gerichtet hatte, gaben uns Beweggründe, 
um uns an das engliſche Kabinet zu wenden und es zu fragen, 
welche Folge es der Erklärung geben zu müſſen glaube, die der 
engliſche Geſandte, Herr Abereromby, fo eben Auftrag er— 
halten hatte, dem ſardiniſchen Hofe zu machen; wir mußten 
ſehr wichtige Gründe haben, um dieß nicht auf der Stelle zu 
thun. Dieſe Gründe wollen wir Ihnen jetzt ſagen, indem wir 
Sie bitten, Herr Botſchafter, ſie zur Kenntniß des erſten 
Staatsſekretärs zu bringen.“ 
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„Wir glauben nicht nöthig zu haben, Ihnen die Urfa- 
chen darzulegen, welche die Veränderung des politiſchen 
Syſtems Öfterreichs herbeigefuͤhrt und unſer Reich auf eine 
andere Grundlage geſtellt haben. Es genügt dieſe Verände— 
rung als eine Thatſache zu nehmen. Die Leichtigkeit, wo— 
mit ſie in Erfüllung ging, beweiſt, daß ſie gleich ſehr ein Pro— 
dukt der Zeit als der Menſchen war; ſie beweiſt vor Allem — 
und ich ſetze dieß, als das Wichtigſte für unſere Zukunft, vor 
Alles Übrige — daß die Kaiſerliche Familie die Reife des 
Ereigniſſes zu begreifen gewußt hat. Alte Überzeugungen ſind 
eine lebende Überlieferung im Schooße des Hauſes Habsburg. 
Unter dem Beiſtand ſeiner erhabenen und langwierigen hiſto— 
riſchen Erziehung, hatte es mehrere Jahrhunderte hindurch 
die Wahlkrone des deutſchen Reiches getragen, als ob ſie 
eine erbliche geweſen wäre. Es geſchah in Folge derſelben 
Überzeugungen, daß man das Kaiſerhaus in allen feinen Erb— 
ländern Alles bewahren ſah, was an Geſetzen und Gewohn— 
heiten ihrer Nationalität eigenthümlich war.“ 

„Die gegenwärtige Veränderung iſt daher nichts als die 
Rückkehr zu alten Grundſätzen, deren natürliche Bewegung 
durch ein Princip der adminiſtrativen Centraliſation, das ſich 
mehr oder minder allen Regierungen Europas aufgedrungen 
hatte, paralyſirt worden war. Wenn aber der Entſchluß, das 
Syſtem zu verändern, um ſo leichter zu ergreifen war, da dieſe 
Veränderung ſich an alte Erinnerungen anknüpft; ſo iſt doch 
nicht eben ſo leicht eine gewaltig organiſirte Verwaltung umzu— 
ſchaffen. Die allgemeine Bewegung, welche Europa ergreift, 
hat alle Heftigkeit eines Zuſtandes der Revolution, deren erſtes 
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Bedürfniß es ift, das Maß der Zeit zu durchbrechen, und die 
Schwierigkeit, Alles ſchnell zu machen, noch zu derjenigen 
hinzuzufügen, welche bei jeder Sache beſteht, Alles gut zu 
machen.“ 

„Hier haben Sie in wenig Worten die ganze Darſtellung 
unſerer Lage, welche ganz geeignet war, alle unſere Sorgfalt 
für ſich in Anſpruch zu nehmen — wo nicht alle unſere Kräfte. 
Man mußte das oberſte Räderwerk der Adminiſtration von 
dem Boden hinwegnehmen, worauf die neue Ordnung der Dinge 
begründet werden ſoll. Das iſt es, was ſo eben geſchehen iſt. 
Nicht früher als von dieſem Augenblicke an konnte ich im Stande 
ſein, mich mit einem fremden Kabinete über unſere politiſchen 
Intereſſen zu beſprechen, und es iſt das engliſche Kabinet, an 
das ich meine erſten Worte richte.“ 

„Seit ich berufen worden bin, das Miniſterium der aus— 
wärtigen Angelegenheiten zu übernehmen, hatte ich zwei Unter— 
redungen mit Lord Ponſonby; er wird hierüber dem erſten 
Staatsſekretär Bericht erſtattet haben.“ 

„Lord Ponſonby iſt ein zu erleuchteter Mann, um nicht 
alle Schwierigkeiten unſerer inneren Lage zu ſehen; er iſt gleich— 
zeitig zu aufrichtig, um nicht hierüber ſich mit mir unterhalten 
zu haben. Ich habe ihm geſagt, daß die inneren Angelegenhei— 
ten unſere Sache wären, daß wir uns aus unſeren Verlegen— 
heiten ziehen würden, wie wir könnten, daß es aber der Re— 
gierung Ihrer Großbrittaniſchen Majeſtät — wenn ſie anders 
noch an dem Principe der Allianz hielte, welches ſo lange zur 
Grundlage der Beziehungen unſerer beiden Regierungen gedient 
— möglich ſein würde, auf politiſchem Wege unſerer Lage zu 


Hilfe zu kommen, da die allgemeine Bewegung, die ſich der 
ganzen italieniſchen Halbinſel bemächtigt, auch unſere Provin— 
zen mit fortgeriſſen habe, und der Krieg, welchen wir dort un— 
terhalten müßten, auf unſer Inneres zurückwirkend, uns große 
Verlegenheiten bereite.“ 

„„Das iſt der Punkt in Ihren Angelegenheiten, der uns 
am meiſten beſchäftigt,“ ſagte Lord Ponſonby, „da Italien 
Gelegenheit zu einem allgemeinen Krieg geben könnte. Die Re— 
gierung der franzöſiſchen Republik wird des Krieges bedürfen, 
um ſich zu erhalten; wir wünſchen, daß Sie ihr in Italien 
keine Gelegenheit dazu geben möchten.“ 

„Dieſes Thema wurde zwiſchen uns in den zwei Unterre— 
dungen verhandelt, welche ich mit dem Botſchafter hatte; da 
die Ereigniſſe mittlerweile ſehr raſch vorwärts gegangen ſind, 
wäre es unnütz, ſie aufzuzeichnen, ich werde daher nur bei den 
Reſultaten verweilen. Lord Ponſonby war unruhig darüber, daß 
im Falle uns der Krieg auf piemonteſiſches Gebiet führen ſollte, 
Frankreich interveniren würde. Ich ſagte ihm daher, daß die 
allgemeine Erhebung des lombardiſch-venetianiſchen Königrei— 
ches unſere Lage verändert habe, daß die Piemonteſen ſo eben 
die Lombardie überzogen hätten, daß, wenn es uns gelänge, ſie 
auf ihr Gebiet zurückzuwerfen, wir, ſei es mit der Unterwer— 
fung, ſei es mit der Wiederherſtellung der Ruhe, ſo beſchäftigt 
ſein würden, daß ich die Gewißheit geben könnte, wir würden 
unſere Erfolge nicht über unſer Gebiet hinaustreiben.“ 

„„Übrigens Mylord,“ fügte ich hinzu, „iſt das Schick— 
ſal von Italien in den Händen Englands. Sie ſind heute die 
einzige Macht, welche dort Einfluß hat; er iſt um ſo größer, 
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da er der einzige iſt. Der Umſturz der Regierung Louis Phi— 
lipps und die Begründung einer Republik in Frankreich hat 
ein wahres Entſetzen hervorgebracht; man fürchtet die Hilfe— 
leiſtung von dort her eben ſo als man die Feindſeligkeit fürch⸗ 
ten würde. Aber indem ich Ihre Macht anerkenne, worüber 
Sie gewiß kein Recht haben ſich zu beklagen, erlauben Sie mir 
zugleich auf Sie die Verantwortlichkeit für die Ereigniſſe zu 
übertragen, wenigſtens in Beziehung auf das was uns betrifft.“ 

„Wir haben in der That das Recht hierüber an England 
zu appelliren. Sie werden, Herr Graf, in der folgenden De— 
peſche die kurze Darſtellung des Krieges finden, den Piemont 
gegen uns führt. Mit einer gewiſſen Unruhe beauftrage ich Sie, 
S. H. den erſten Staatsſekretär zu fragen, wie weit die Aus— 
legung gehe, welche er in ſeiner Depeſche vom 23. März an 
Herrn Abercromby geben zu müffen glaubt; fie iſt in einer an— 
deren Ideenordnung geſchrieben als jene eines Krieges, den 
Piemont gegen Oſterreich führe, und doch hängt von dieſer Aus— 
legung die mehrere oder mindere Wichtigkeit, ja ich möchte wei— 
ter gehen und ſagen Möglichkeit ab, unſeren italieniſchen Pro— 
vinzen den Frieden wieder zu geben.“ 

„Es gibt zuweilen Ereigniſſe, welche aus dem Hinter— 
grunde eines feindſeligen Verhängniſſes hervorzugehen ſcheinen. 
Die Erhebung des lombardiſch-venetianiſchen Königreichs hat 
in demſelben Augenblicke ſtattgefunden, als der Kaiſer Fer— 
din and eben den fo zu ſagen freiwilligen Entſchluß gefaßt 
hatte, ſeinen Völkern Alles zu bewilligen, was ihm als ein all— 
gemeiner Wunſch erwieſen wurde, ſo daß die italieniſchen Be— 
völkerungen, welche in dem kaiſerlichen Patente ſogar mehr ge— 
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funden haben würden, als fie verlangt hatten, keine Kenntniß 
davon haben konnten; denn das Geräuſch der Waffen verhin— 
derte ſie das Wort Ihres Souveräns zu hören.“ 

„Die Poſition, welche ſo die öſterreichiſche Armee zwi— 
ſchen dem lombardiſchen und venetianiſchen Gebiete einge— 
nommen, wird einen Stillſtand herbeiführen, der für das 
Werk der Pacifikation benützt werden ſoll. Ein kaiſerlicher Kom— 
miſſär iſt ſo eben nach Italien abgereiſt; er iſt mit den nöthi— 
gen Vollmachten verſehen, um auf den breiteſten Grundlagen, 
welche eine natürliche und beabſichtigte Folge des politiſchen 
Syſtems find, das Öfterreich fo eben angenommen, und wel⸗ 
ches ſeiner politiſchen Zuſammenſetzung angemeſſener iſt, eine 
Verſtändigung zu unterhandeln. Wir glauben daher, daß die 
Regierung Ihrer Großbrittaniſchen Majeſtät in der Geſammt— 
heit dieſer Betrachtungen hinreichende Beweggründe finden 
werde, um ſich zu überzeugen, daß eine Unterſtützung der Poſi— 
tion des öſterreichiſchen Hofes innerhalb der Grenzen feiner ita— 
lieniſchen Beſitzungen eben fo im Intereſſe Englands wie Sſter— 
reichs liege; das Zuſammenſtimmen dieſer Intereſſen würde 
eine Bürgſchaft für die Aufrechthaltung des allgemeinen Friedens, 
deſſen Grundlagen jetzt ſo ſtark erſchüttert ſind, wiederherſtellen.“ 

„Haben Sie die Güte, Herr Botſchafter, dem Lord 
Palmerſton dieſe Depeſche leſen zu laſſen, ihm eine Ab— 
ſchrift davon zu behändigen, und uns über die Entſchließungen 
zu unterrichten, welche die Regierung Ihrer Großbrittaniſchen 
Majeſtät faſſen wird.“ 

Empfangen ꝛc. 
Graf Fiequelmont, 
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Das Wiener Kabinet hatte ſich zum Zweck zu ſetzen: 

1. Die Wiedereroberung der Lombardie; 

2. Die Herſtellung des Friedens mit Piemont; 

3. Als Grundlage desſelben die Behauptung unſeres 
Rechtes, wie es durch die Verträge feſtgeſetzt war; 

4. Als den Weg, den Frieden zu Stande zu bringen, die 
Vermittlung Englands. 

Die obige Depeſche und die gleichzeitig an den Herrn 
Grafen Dietrichſtein gegebene Inſtruktion war in dem Geiſte 
dieſer Punktation geſchrieben. 

Die Sendung des Herrn Grafen Hartig als bevollmäch— 
tigten kaiſerlichen Kommiſſärs an die Bevölkerungen des lom— 
bardiſch-venetianiſchen Königreiches, feierlich durch Proklama— 
tionen verkündet, wurde dem engliſchen Kabinet bekannt ge— 
macht. Der Weg der Verſöhnung wurde durch die Milde der 
Kapitulation eröffnet, welche der General Graf Nugent der 
Stadt Udine gewährte. Die neue politiſche Geſtaltung Öfter- 
reichs gab der Regierung die Möglichkeit, Mittel zu finden, 
die Unterwerfung durch Berückſichtigung der billigen Wünſche 
des Landes zu erleichtern. 

In dieſem Sinne waren meine letzten Worte nach London 
geſchrieben. Was ſpäter geſchah, gehört mir nicht mehr an. 
Unter den bereits erwähnten in London veröffentlichten Akten— 
ſtücken erſcheint auch der kurze Auszug eines Schreibens des 
engliſchen Botſchafters in Wien, Lord Ponſonby an Lord 
Palmerſton vom 12. Mai, in welchem dieſer Botſchafter 
Rechenſchaft von einer Unterredung gibt, die er mit mir hatte. 
Es kommt in dieſem Auszug folgende Stelle vor: 
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„Dfterreich ift geneigt alles aufzugeben, mit Ausnahme 
„derjenigen Theile des venetianiſchen Gebietes, welche zur 
„Vertheidigung Tyrols und zur freien Verbindung zwiſchen 
„Wien und Trieſt erforderlich find. Was Sſterreich in Ver— 
„legenheit ſetzt, iſt der Umſtand, daß es nicht recht weiß, mit 
„wem es auf dieſe Grundlagen hin Unterhandlungen anknüpfen 
„könnte, und es wünſcht, die Regierung Ihrer Majeſtät möchte 
„ihm dieſen Theil ſeiner Aufgabe erleichtern und ihm ihre guten 
„Dienſte anbieten.“ 

Wer dieſe Worte, die mir in den Mund gelegt werden, 
in Verbindung brächte mit den Noten, die Herr von Humm— 
lauer in London an Lord Palmerſton ſchrieb, müßte glau— 
ben, ich hätte nach meinem Rücktritt aus dem Miniſterium einen 
ſolchen Einfluß auf die Sendung des Herrn von Hummlauer 
genommen, daß die von ihm geſchriebenen Noten ganz nach 
meinem Sinn verfaßt worden wären. Ich bin daher veranlaßt, 
wegen der Wichtigkeit des Gegenftandes einige Aufklärungen 
zu geben, die denſelben in ſein wahres Licht ſtellen werden. 

Gleich vom Anfang meiner Verhandlungen mit Lord Pon— 
ſonby äußerte er die Beſorgniß, „daß unſer Krieg mit Pie— 
„mont der Anlaß zu einem allgemeinen Kriege werden könnte, 
„weil die franzöſiſche Republik eines Krieges beduͤrfe, um ſich 
„zu halten; England wünſche, daß wir ihr in Italien nicht 
„den Vorwand hiezu leihen.“ 

Man hat aus meiner Depeſche an den Herrn Grafen 
Dietrichſtein vom 4. April 1848 geſehen, wie ich dieſe Be— 
ſorgniß zu beſchwichtigen geſucht hatte. Es war mir offenbar 
geworden, daß England nicht ſo ſehr die Beilegung unſeres 
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Streites wolle, als vielmehr jeden Anlaß, es ſei auch auf 
unſere Koſten, entfernen möchte, durch den es gegen ſeinen 
Willen in den Krieg hätte gezogen werden können. 


Vier Wochen ſpäter, als unſere Armee an der Etſch ver— 
ſtärkt worden, und das am Iſonzo formirte Reſerve-Corps 
in ſeiner Vorrückung auf keinen Widerſtand von Seiten der 
Landeseinwohner geſtoßen war, konnte man ſchon mit Gewiß— 
heit abſehen, daß der F. M. Radetzky bald eine kräftige 
Offenſive ergreifen würde. Dieſes ſtellte einen verlängerten Krieg 
in Ausſicht, denn auch die Kräfte unſerer Feinde hatten ſich 
vermehrt und enge an Piemont angeſchloſſen. Dieſe Verhält— 
niſſe erweckten neue Beſorgniſſe in London; man ſchien für 
möglich zu halten, daß in dieſem Falle Frankreich doch endlich 
mit bewaffneter Hand zum Schutze Italiens auftreten würde. 
„Was werden Sie dann machen?“ frug mich Lord Ponſonby 
bei Gelegenheit des Abſchiedsbeſuches, den ich ihm vor meiner 
Abreiſe von Wien abſtattete: 


„Ich habe, Mylord, Ihnen keine Antwort darüber zu ge— 
ben,“ erwiederte ich, „weil ich nicht mehr im Amte bin. Wenn 
„Sie jedoch Worte hören wollen, die keine offizielle Geltung 
„mehr haben, bin ich bereit Ihnen meine Anſichten mitzutheilen. 
„Wir ſind nicht in der Verfaſſung uns in einen Kampf mit 
„Frankreich einzulaſſen. Wenn eine franzöſiſche Armee in Italien 
„einrückte, würden wir wahrſcheinlich um ſo weniger uns ihr 
„entgegen ſtellen, als wir in Italien Fürſten und Völker ges 
„gen uns haben; wir würden uns daher zurückziehen, und wäre 
„es bis an unſere deutſche Grenze.“ 
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„An Ihrer Regierung, Mylord, wäre es dann zu ſehen, 
„was England dabei zu ſagen und zu thun haben würde.“ 


„Darum glaube ich, erwiederte Lord Ponſonby, daß Sie 
trachten ſollten, ſich ehemöglichſt mit Piemont friedlich abzu— 
finden.“ Ich ſagte hierauf, daß die Sendung des Herrn von 
Hummlauer von mir ausgegangen wäre, und daß ſie eine Frie— 
densbotſchaft ſei, die wir nach London richten, weil wir mit 
Piemont keine andere Sprache, als jene des Krieges führen 
könnten, zu welchem es durch ſeinen Einfall in die Lombardie 
uns gezwungen hatte. 


„Nun, ſagte Lord Ponſonby, wenn Ihr Agent ein 
Friedensbote ſein ſoll, was werden ſeine Anträge ſein?“ 


Darauf antwortete ich: 

„Sie wiſſen, Mylord, daß ich beſonders in Berückſichti— 
„gung unſerer inneren Zuſtände immer von der Nothwendig— 
„keit durchdrungen war, den Frieden in Italien ſo bald wie 
„möglich herzuſtellen. Sie haben denſelben Wunſch, weil Sie 
„beſorgen, daß die Fortſetzung unſeres Kampfes einen allge— 
„meinen Krieg herbeiführen könnte, darum habe ich unſere 
„Friedensbotſchaft an Ihre Regierung gerichtet. Ich habe 
„Sie ſchon aufmerkſam gemacht und ich wiederhole es hier, 
„daß die neue politiſche Geſtaltung Sſterreichs uns den Weg 
„erleichtert, einen ſolchen Vergleich mit der politiſchen Bewe— 
„gung Italiens abzuſchließen, der nicht nur die Herſtellung 
„des Friedens mit unſeren äußeren Feinden ermöglichen, ſon— 
„dern auch unſere Provinzen beruhigen und zufrieden ſtel— 
„len dürfte.“ 
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Ohne hier weiter in ein Geſpräch einzugehen, welches 
keine offizielle Geltung mehr haben konnte, wird meine Anſicht 
über dieſe Frage ſicherer und feſter bezeichnet durch die De— 
peſche, die ich am 3. Mai an den Herrn Grafen von Die— 
trichſtein geſchrieben habe, und die am 4., dem Tage meines 
Austrittes aus dem Miniſterium, mit Kourier nach London 
befördert wurde: 


Depeſche an den Herrn Grafen von Dietrichſtein zu London. 
(Überſetzung.) 
Wien, den 3. Mai 1848. 

„Ich habe durch Gelegenheit eines engliſchen Kouriers 
die Depeſche erhalten, welche E. E. mir die Ehre erzeigt ha— 
ben, an mich zu richten. Das Billet, welches Ihnen der erſte 
Staatsſekretär als Antwort auf dasjenige, welches Sie an ihn 
gerichtet haben, geſchrieben hat, trägt ein Gepräge des Wohl— 
wollens für unſere Intereſſen, wofür ich Sie bitte, dem Lord 
Palmerſton zu danken. Die Wichtigkeit der Erklärung, welche 
der Miniſter Ihrer Großbrittaniſchen Majeſtät am ſardini— 
ſchen Hofe beauftragt iſt, dem Chef dieſes Kabinets zu machen, 
kann indeſſen nur nach der Folge abgemeſſen wer 
den, welche ihr von Seiten des engliſchen Mini⸗ 
ſteriums gegeben werden wird. Wir machen uns keine 
Illuſion über die Schwierigkeiten der Lage; fie find groß für 
Jedermann, ſowohl für die Zuſchauer, wie für die handelnden 
Perſonen bei dieſem großen Spiel. Unſere Rolle iſt viel— 
leicht die einfachſte von allen, obgleich ſie die 
gefährlichſte iſt, denn wir wiſſen wenigſtens was 
wir wollen, wir ſind einig mit uns ſelbſt; dieß 
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ift nicht der Fall bei unfern Gegnern. Alle Fürſten, keinen 
ausgenommen, beklagen den Kampf, in den ſie ſich mit uns 
eingelaſſen; fie bedauern zwar nicht die alten Verhäaͤltniſſe der 
Allianz und des guten Einvernehmens mit dem öſterreichiſchen 
Hofe, allein ſie ſehen, daß der Kreuzzug, dem ſie ſich ange— 
ſchloſſen haben, die militäriſchen Mittel, deren ſie ſich gerne 
bedient hätten, um im eigenen Lande ihr Anſehen zu wahren, 
ihrer Verfügung entzieht; ſie ſind der Macht beraubt Frieden 
zu machen, ſelbſt wenn ſie dazu den Willen hätten. Die von 
England an das Kabinet zu Turin gerichteten 
Worte werden daher nicht mächtig genug ſein, 
um den König Karl Albert dahin zu bringen, 
eine andere als kriegeriſche Stellung einzuneh— 
men. Eben ſo verhält es ſich mit dem Hofe von Rom und den 
Römern, und es iſt nicht anders mit dem König von Neapel 
und den Neapolitanern; man hat ihm einen Theil ſeiner Armee 
für den Krieg in der Lombardie genommen, um deſto leichter 
Herr uͤber ſeine Perſon in Neapel zu bleiben; es ſind die Völ— 
ker, welche den Krieg wollen.“ 

„In dieſer Lage müſſen wir uns daher an unſere Unter— 
thanen im lombardiſch-venetianiſchen Königreiche, und zwar 
an ſie allein wenden, um die Mittel zur Wiederherſtellung des 
Friedens zu ſuchen. Ihre zahlreichen Alliirten werden um ſo 
ſchwerer auf dem Land laſten, als die unregelmäßigen Truppen 
weniger Dienſte leiſten und theurer zu unterhalten ſind, als 
die einer gut organiſirten Armee. Die Verlängerung des Krie— 
ges wird der Lombardie viel koſten und damit endigen, ſie 
mit der Hilfe einer franzöſiſchen Armee zu bedrohen. Dieſe 


2 * 
* 


20 


ſehr ſchwierigen Umſtände, worin ſich das lombardiſch-venetia— 
niſche Königreich befindet, laſſen uns hoffen, daß unſere Frie— 
densworte gehört werden dürften.“ 

„Wir wollen einen Frieden ſchließen, der dauern ſoll; das 
heißt mit einem Worte ſagen, daß wir ihm die wahren In— 
tereſſen des Landes zur Grundlage geben wollen. Wir werden 
in dem Wortlaute der von dem Kaiſer Ferdinand ſeinen 
Völkern geſchenkten Konſtitution die Mittel finden, uns mit 
ihnen abzufinden. Die Frage iſt völlig frei und unabhängig für 
beide Theile, denn das lombardiſch-venetianiſche Königreich 
iſt aus dem kaiſerlichen Konſtitutionspatente ausgeſchloſſen 
worden.“ 

„Die Reiche können heut zu Tage mehr Kraft und Reich— 
thum in einem gut geregelten Zuſammenhalten mit ihren Nach— 
barn finden, als in einem zu ſtreng abgeſchloſſenen Souveräni— 
tätsrechte. Das iſt das Princip, welches den Unterhandlungen 
zur Baſis dienen wird, welche der Graf von Hartig zu eröff— 
nen beauftragt iſt.“ 

Graf Ficquelmont. 

Um ſich einen richtigen Begriff der Lage der Dinge in 
Italien zu machen und die ſich durchkreuzende Bewegung der 
verſchiedenen Parteien richtig abzuſchätzen, und um die Berech— 
nungen zu erkennen, welche am geeignetſten waren, zwiſchen 
dem alten und dem neu ſich geſtaltenden Zuſtande des Landes 
den Frieden zu vermitteln, darf die Erwägung ſich nicht an 
der Oberfläche halten. 

Das Übel liegt tiefer und hat eine breitere Grundlage als 
Italien ſelbſt. Es handelt ſich um Höheres als um diplo— 


matiſche Verhandlung, von denen ich überhaupt keine Erwäh— 
nung gemacht haben würde, wenn nicht eine ungewöhnliche 
Verlautbarung ſtattgefunden hätte, die nach Verdienſt zu wür— 
digen ich Anderen überlaſſen muß. 


Die beſtändige Berührung der Italiener mit den zahlrei— 
chen Fremden, welche ihr ſchönes Land beſuchen, haben ihnen 
viele der neuen politiſchen Theorien eingeimpft; am ſchädlich— 
ſten hat dieſer Einfluß auf die beiden Städte gewirkt, wo die 
größere Zahl der Fremden und durch längere Zeit ſich aufhält, 
— auf Florenz und Rom; die letztverfloſſenen Jahre haben 
nur zu ſehr die dadurch herbeigeführte Geſinnungsloſigkeit die— 
ſer beiden Städte gezeigt. 

Die wiederholt unterdrückten Umwälzungsverſuche haben 
die Verbannung zahlreicher und mitunter bedeutender Männer 
zur Folge gehabt. Dieſe fuor usciti verbrüderten ſich im Aus— 
lande mit den ihnen verwandten Parteien anderer Länder. Ita— 
lien wurde dadurch in den Kreis der weit verzweigten Ver— 
ſchwörungen gezogen, die allgemein und gleichzeitig im Jahre 
1848 zum Aus bruche kamen. Revolutionäre Bewegungen in 
den Staaten 2. und 3. Ranges ſterben als vorübergehende wir— 
kungsloſe Empörungen dahin, ſo lang ſie nicht auf die Unter— 
ſtützung der gleichartigen Parteien in einem mächtigeren Staate 
rechnen können; ſie kommen kaum zum Entſtehen, wenn ſie nicht 
von dieſen aus angezettelt und angefacht werden. 


Italien ſtrebte ferner nach Unabhängigkeit. Dieſes Stre— 


ben wird deſſen Völker noch lang in Bewegung erhalten. Frank— 
reich begünſtigte die Bewegung, weil die Unabhängigkeit das 
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Haus Sſterreich aus Italien vertreiben ſollte. Das iſt ſeine 
alte Politik, und ſie liegt allerdings in ſeinen Intereſſen; denn 
es gibt in der Politik der Völker eben ſo wenig einen einfluß— 
leeren Raum als in der Natur einen luftleeren; wo eine Po— 
tenz verdrängt wird, da findet die andere um ſo leichter Platz. 
Aber Sache Italiens wird es ſein, genau zu berechnen, ob es 
nach der Vertreibung Sſterreichs mächtig genug ſein würde, 
den franzöſiſchen Einfluß in dem Maaß abzuwehren, daß er 
nicht auf einem anderen ſchädlicheren Wege die Unabhängigkeit 
mehr gefährde, als es durch den gemeinſchaftlichen Beſitzſtand 
einer zwar auswärtigen Macht geſchehen kann, die jedoch durch 
dieſen Beſitz auch Italien angehört, und daher gleiche In— 
tereſſen mit ihm zuibeſchützen hat. 

England begünſtigte jene Unabhängigkeitsbeſtrebungen, 
weil ſie dem Parteikampfe und durch dieſen der Einmiſchung 
Englands freien Spielraum eröffneten. Wer die gegenſeitige 
Eiferſucht und den Haß der Staaten und Municipien Italiens 
gegen einander kennt, der wird leicht einſehen, welche Rolle 
England ſich zugedacht hatte. Seit dem Jahre 1812, wo die 
ſogenannte Konſtitution Bentink das alte ſicilianiſche Parla— 
ment verdrängte, hat England nie aufgehört, ſich zwiſchen 
Neapel und Sicilien zu ſtellen. Lord Bentink diktirte 
ſeine Verfaſſung in Palermo an der Spitze einer engliſchen 
Armee. Ohne zu unterſuchen, ob die achthundertjährige un— 
verändert gebliebene parlamentariſche Verfaſſung Siciliens 
durch den engliſchen General wirklich verbeſſert worden iſt, 
kömmt jener Urſprung dieſer Verfaſſung um fo mehr in Be— 
tracht zu ziehen, als von dieſem Zeitpunkt an die diplo— 
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matiſche Feder und mit ihr das gewichtige Schwert Englands 
nie mehr von jenen unglücklichen Ländern gewichen iſt. 

Das engliſche Kabinet beſchuldigte das öſterreichiſche, ſich 
überall, wo es nur konnte, hartnäckig der Einführung freier Ver— 
faſſungen entgegengeſetzt zu haben. Man ſieht daher, wie England 
und Frankreich Gründe hatten, ſich in dem Wunſche zu vereini— 
gen, daß die Macht Sſterreichs in Italien ſich nicht länger 
halten möge, daß beide Mächte daher alles, was die allge— 
meine Erhebung Italiens gegen Sſterreich unterſtützte, ruhig 
gebahren ließen. 

Um den Italienern zu dem Unternehmen Muth zu machen, 
wurde ſeit vielen Jahren die Macht Sſterreichs als eine hin— 
ſterbende geſchildert. — Um ein Werkzeug der Zerſtörung zu 
erlangen, wurde das Princip der Nationalität als die einzige 
gerechte Grundlage der Staaten verkündigt; in Folge dieſes 
Principes ſollte das öſterreichiſche Reich in Trümmer zerfallen. 
In dieſem Sinne wurde unaufhörlich die öffentliche Meinung 
auf dem Wege der Literatur, der Politik, auf jenem eines 
neuen Völkerrechts thätig in allen Sprachen bearbeitet. Anſtatt 
neue Empörungen gegen die beſtehenden italieniſchen Regierun— 
gen, welche ſich als unzureichend zu dem Zwecke gezeigt hatten, 
hervorzurufen, verſuchte man die Fürſten ſelbſt für dieſe An— 
ſicht zu gewinnen; man verhieß gewiſſen Sieg und reiche Beute, 
wenn nur der Kampf friſch gewagt werde. 

Karl Albert wurde als Anführer bezeichnet. Trotz der 
allgemeinen Aufregung Italiens und dem europäiſchen Zuruf 
hätte das politiſch kluge und vorſichtige Piemont nie gewagt, 
ſich herausfordernd in den Kampf gegen Sſterreich einzulaſſen, 
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wenn ihm nicht geheime Zuſicherungen gegeben worden wären. 
Vor der Hand ſollten Aneiferung und Zuſtimmung genügen, 
binden wollte man ſich nicht; das Ergebniß der Schilderhebung 
ſollte entſcheiden. 

Lord Mintso trat öffentlich zu Gunſten Italiens auf. 
Obgleich ſein Benehmen in Turin zum Schein zurückhaltend 
war, verriethen doch ſpaͤter ſeine Außerungen in dem übrigen 
Italien, was ſeine geheime Sprache in Piemont geweſen 
ſein mochte. 


Seine Worte wurden überall als Ausdruck des Kabinets 
genommen, deſſen Mitglied er war. Er ſtreute auch überall 
Zündſtoff aus. Die ſchon lange her ſchwer geladene Mine ging 
los und der politiſche Touriſt zog ſich zurück. Als man ſich ſpä— 
ter auf ihn berufen oder ihn anklagen wollte, ſagte das engli— 
ſche Kabinet: er hätte in Italien eine Familien- und Erho— 
lungsreiſe als Privatmann gemacht. — Dem ſei wie ihm wolle; 
Italien hatte ſeine Sache allein auszufechten, und die bethör— 
ten Italiener ſagten den Franzoſen: Italia fara da se! 


Der Kampf endigte anders, als er in Ausſicht geſtellt wor— 
den war. Von einer Seite hatte man alle Kräfte Italiens, die 
moraliſchen, wie die materiellen, weit überſchätzt; von der 
andern hatte ſich Lord Palmerſton über die öſterreichiſche 
Macht getäuſcht; er hatte gleich vielen anderen die Schwäche 
der Politik fuͤr die Schwäche des Reiches genommen. 

Übrigens läßt ſich auch über jene Politik Manches ſagen: In 
Oſterreich allein hätte manlirfache gehabt über fie Klage zu führen, 
da man als Angehöriger eines mächtigen Staatskörpers von 36 
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Millionen Menſchen durch die große Nachgiebigkeit in dem va— 
terländiſchen Stolze mit Recht ſich verletzt fühlte. Gegen außen 
aber gereichte jene nachgiebige Haltung zum Nutzen aller Staa— 
ten. Sie erleichterte alle Verhandlungen, denn ſie beruhte auf 
die vorſichtige Berechnung aller Gefahren, welche aus der 
Spaltung der Meinung im europaifchen Staatshaushalte ent— 
ſtehen könnten. Nichts deſto weniger wurde jene milde, fried— 
liebende Geſinnung verfolgt, als ob ſie ein Verbrechen gegen 
die Menſchheit wäre, da ſie doch nur die faktiſche Neutralität 
der Regierungen in dem Kampfe der Meinungen bezweckte. 


Der Lenker der öſterreichiſchen Politik wollte Frieden er— 
halten. Übergriffe geſchahen von vielen Seiten und zwar ſolche, 
welche ehemals hartnäckige Kriege entzündet haben würden; 
aber jede Veranlaſſung zum Streit wurde von ihm, ſo gut als 
es ging, beigelegt. Ihm allein hat Europa den 33jährigen 
Frieden zu danken, der ſo weſentlich zu der großartigen Ent— 
wicklung der Induſtrie und des allgemeinen Wohlſtandes beige— 
tragen hat. Dieſer Staatsmann war unausgeſetzt emſig be— 
fliſſen, jede Frage zu einem friedlichen Vergleich zu bringen, 
in der Beſorgniß, daß die leidenſchaftliche, von mehreren Sei— 
ten genährte Spaltung der verſchiedenen Staatstheorien jeden 
politiſchen Streit leicht zu einem ſocialen allgemeinen Umwäl— 
zungskrieg umſchlagen machen könnte. Er vermied, beſonders 
in Italien, alles was die politiſche Eiferſucht Frankreichs rei— 
zen könnte. Wäre es z. B. dem Wiener Kabinet ſchwer ge 
weſen, einen Bund zwiſchen den in Italien regierenden Häuſern 
zu bilden, Toscana, Modena und damals auch Parma? Wenn 
das öſterreichiſche Kabinet mit dem lombardiſch-venetianiſchen 
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Königreich, unterſtützt von dem Gewichte des mächtigen öſter— 
reichiſchen Reiches, ſich an die Spitze einer italieniſchen (nicht 
revolutionären, das widerſtrebte ſeinem Begriffe des Rechtes) 
aber einer politiſchen Bewegung in dem Geiſt der gemeinſchaft— 
lichen Intereſſen Italiens hätte ſtellen wollen, wäre es ihm nicht 
leicht geweſen? Statt deſſen verzichtete Oſterreich bei jeder Gele— 
genheit, und oft mit Zurückſetzung der eigenen Vortheile auf den 
Einfluß, den ſeine überwiegende Stellung ihm leicht gemacht 
hätte, um ehrgeizige Abſichten bis auf den Schein zu vermei— 
den, und es kam niemals eine Frage von allgemeinem Intereſſe 
in Italien vor, ohne daß das Wiener Kabinet ſich beſonders 
mit den nächſt betheiligten Mächten, Frankreich und England, 
darüber berathen hätte. Wenn auch zuweilen die Verſchieden— 
heit der Staatsformen das Einverſtändniß erſchwerte, kam es 
doch immer zu Stande. Dieſe Politik wurde dennoch eben da 
verhöhnt und in Verruf gebracht, wo ſie eigentlich den größten 
Nutzen brachte, und ſie wurde als ein lähmendes Element der 
ſich Bahn brechenden Entwicklungskraft der Völker geſchildert, 
indem man ihr die Abſicht unterſtellte, die angeſtrebte Stabili— 
tät des politiſchen Friedens auf alle Verhältniſſe der Staaten 
ausdehnen zu wollen. 

Was die Zeit zur Reife, oder wenigſtens zu einem ſte— 
henden Reſultate gebracht hatte, wurde von der öſterreichi— 
ſchen Politik als beſtehend anerkannt, und friedliche internatio— 
nale Beziehungen wurden zu gründen und zu erhalten geſucht. 
So in Griechenland, ſo in Belgien nach der gewaltſamen Los— 
reißung von Holland, die eben von dem Lande, welches das ver— 
einigte Königreich einige Jahre früher geſtiftet hatte, begün— 
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ſtigt worden war, — ſo Frankreich nach dem Jahre 1830. 
Es wurde nirgends eine Regierung über die geänderten Staats— 
formen zur Rede geſtellt. Wenn endlich wirklich, ſo wie man 
vorſchützte, die Abneigung gegen das politiſche Syſtem Öfter: 
reichs die Schuld an der üblen Stimmung des engliſchen Ka— 
binets trug, ſo hätte man glauben ſollen, daß die neue konſti— 
tutionelle Grundlage der Staatsformen des öſterreichiſchen 
Staates den politiſchen Gang, den England in Italien ver— 
folgte, verändern würde. Allein es war nicht an dem; die 
gegen uns gerichtete Thätigkeit wurde durch dieſe ſo weſentliche 
und, wie es früher ſchien, gewünſchte Anderung keineswegs 
herabgeſtimmt. 

Die Einverleibung des ganzen lombardiſch-venetianiſchen 
Königreiches, damals von Venedig allein abgelehnt, ſo wie 
jene der Herzogthümer Parma, Piacenza und Modena in den 
ſardiniſchen Staaisverband war in Turin keinem Zweifel mehr 
unterworfen: ſie wurde förmlich ausgeſprochen und England — 
ſchwieg. Die Bewunderung, die man in Paris für die Schild— 
erhebung Italiens an den Tag legte, die Aneiferung, welche 
dem Vorfechter der ſogenannten Befreiung Italiens gegeben 
wurde, erſchwerten für uns den Kampf; denn unſere Feinde 
wurden durch ſolche Außerungen vermehrt und ermuthigt. Es 
war für Sſterreich in feiner neuen Geſtaltung Lebensfrage ge— 
worden, zu wiſſen, was England durch die Fortſetzung ſeines 
zweideutigen Benehmens, welches nunmehr des früheren Grun— 
des entbehrte, eigentlich bezwecke, und bis wohin es in ſeiner 
Feindſeligkeit gegen uns zu gehen gedenke. In einer ſolchen 
Sachlage hatte ich geglaubt, einen diplomatiſchen Agenten in 
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außerordentlicher Sendung nach London ſchicken zu ſollen. Es 
handelte ſich darum, einen Schritt zu thun, der vom engli— 
ſchen Kabinet nicht verheimlicht werden konnte, und der einen 
ſprechenden Beweis geben ſollte, daß wir den Frieden woll— 
ten und bereit wären uns mit England zu vereinbaren, um 
überhaupt die Ruhe in Italien herzuſtellen. Nach meinem 
Plane ſtand dieſer Schritt mit der Sendung des Herrn Gra— 
fen Hartig nach Italien im Zuſammenhange. 

Ich verſprach mir allerdings nur geringen Erfolg. Ein 
Staat wie England, der in ſeinen Berechnungen die Welt 
umfaßt, kann wegen der tauſendfältigen Verknüpfungen ſei— 
nes inneren Lebens den Hauptfaden, mittelſt welchem dieſe 
Verknüpfungen ſtatt finden, weder abſchneiden noch ſchnell 
verändern; das einzige dabei Mögliche iſt, dieſen Faden mehr 
oder weniger ſcharf anzuziehen. 

Das was das Wiener Kabinet ſo ſorgfältig ſeit mehre— 
ren Jahren von den politiſchen Beziehungen der Staaten unter 
ſich entfernen wollte, iſt gerade das, was das engliſche Ka— 
binet in der neuern Zeit als Haupttriebkraft ſeiner Politik an— 
genommen hat. Es ſucht Anhang und Einfluß durch die Auf— 
regung der Völker, an deren Spitze es ſich ſtellt, um ſie auf 
der Bahn gewaltſam ſtürmiſcher Reformen vorwärts zu 
drängen. Ohne die möglichen tiefer liegenden Abſichten dieſes 
Syſtems ergründen und deſſen Aufrichtigkeit prüfen zu wollen, 
will ich nur die Thatſache hinſtellen, wie ſie iſt, als das Prin— 
cip, das Europa erſchüttert. Ich will bloß die Frage bezeich— 
nen, um welche ich mich zu bekümmern hatte, weil ich der 
Meinung war, daß ſo lange dieſer Zuſtand in der unbegrenzten 
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Rührigkeit, die man ihm gegeben hatte, dauern würde, man keine 
Hoffnung haben könnte, einen dauerhaften Frieden herzuſtellen. 

Damals hatte dieſe Frage für mich ein unmittelbares drin— 
gendes Intereſſe. Es lag mir daran in Erfahrung zu bringen, 
was eigentlich der erſte Staatsſekretär Englands denke und in 
welchen Schranken er ſeine Thätigkeit in Italien halten wolle. 
Jetzt drückt mich dieſe Sorge nicht mehr; allein alles was der 
Zukunft angehört iſt offene Frage, und als ſolche will ich ſie 
hier in jener Kürze beſprechen, die von einer Gelegenheits— 
Schrift unzertrennlich bleibt. 

Man glaube nicht, daß mit der Aufhebung des Gegenſa— 
tzes der Politik Oſterreichs und Englands, worauf ich eben auf— 
merkſam gemacht habe, es gethan ſei und die Völker beruhigt 
würden. Die Bewegung kömmt ja nicht von dem Widerſtande, 
den einige Regierungen der Einführung neuer politiſcher Staats— 
formen haben entgegen ſetzen wollen; ſie kömmt von den unbe— 
ſtimmten, oft unpaſſenden Beziehungen dieſer Formen zu den 
wirklichen Zuſtänden. Auch werden viele der weſentlichen Be— 
griffe oft unklar und ſehr verſchieden aufgefaßt. Ich kann deß— 
halb weder einem Volke, noch viel weniger einem Manne das 
Recht zuerkennen, als Geſetzgeber für Alle aufzutreten. Von 
wem und wie lautet der Ruf? woher die Vollmacht? Wo ſind 
die Beweiſe der Fähigkeit? Welches Volk iſt in den Kreiſen 
der höheren Weltordnung vorgeſchritten genug, um ſich als 
vollendetes Muſter aufzuſtellen? 

Ich fühle mich daher beunruhigt und beängſtigt, wenn 
ich die unausgeſetzte Thätigkeit gewahre, mit welcher getrach— 
tet wird, überall dieſelben Regierungsformen einzuführen; als 


30 


ob alle Völker fich gleich, als ob ihre inneren und äußeren 
Verhältniſſe nicht bis ins Unendliche mannigfaltig und verſchie— 
den wären. 

Meine Beſorgniſſe kommen aber nicht allein von der 
Sache ſelbſt, ſondern noch mehr von dem Antheile, den Eng— 
land daran nimmt. Was wird damit beabſichtigt? — Ich be— 
greife es nicht. Ich beobachte es mit Angſt, wie jemand, der 
in der Nacht ſeinen Weg verloren hat und ihn mühſam wieder 
aufſucht. Ich kann bei jenem Staate einen ſolchen Grad der 
Selbſtüberſchätzung nicht annehmen, daß er meinen ſollte, er 
ſei der klügſte, der gelehrteſte, der tugendhafteſte; er wolle 
nur darum vorangehen, um alle Voͤlker zur Macht, zur Größe 
und zum Wohlſtand zu führen. Ich kann mich daher des Arg— 
wohns nicht erwehren, es dürfte wohl dieſe Rolle eine Waffe 
ſein, die gebraucht wird, um die Gegner aus dem Felde zu 
ſchlagen und einen größeren Einfluß auf die Weltangelegen— 
heiten zu gewinnen. Es iſt alſo ein politiſches Spiel, zu deſſen 
Betrieb alle Grundlagen der ſocialen Ordnung zu dienen ha— 
ben. Es iſt, mit einem Worte, ſocialiſtiſche Politik, 
gefährlicher noch für die Ruhe der Welt, als alle ſocialiſtiſche 
Lehren irregeleiteter Doktoren, welche ex professo der kollee— 
tiven Exiſtenz der Menſchheit eine neue Grundlage geben wol— 
len; ich ſage gefährlicher, weil eine Handlung gefährlicher iſt 
als ein Traum. 

Ich ſtelle nun die Frage: Iſt keine Gefahr in einem ſol— 
chen Spiel? — Bis jetzt galt die Politik für die Kunſt, getrennte 
politiſche Körper zum friedfertigen Vergleich entgegengeſetzter 
materieller Intereſſen zu vermögen. Wenn bei einer Sache von 
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Belang ein Vergleich, welcher beide Theile zufrieden geſtellt 
haben würde, nicht zu Stande gebracht werden konnte, hatte 
zwar der Krieg den Streit zu entſcheiden, dieſe Politik ver— 
änderte jedoch nichts um ſich, als gerade das, was zur Ver— 
änderung reif war; ſonſt blieben alle moraliſchen Eigenthüm— 
lichkeiten, Staatsformen, Geſetzgebungen unberührt. 

Mit einer ſolchen Politik konnten alle Staaten minderen 
Ranges, auch die kleinſten, ungefährdet zwiſchen den Großmäch— 
ten beſtehen. Ohne politiſche Unabhängigkeit, die nur mit der 
Macht vereint möglich iſt, erhielten ſich dennoch die kleinen 
Staaten ſelbſtſtändig in allen übrigen Beziehungen, mit allen 
Eigenthümlichkeiten und mit jener feſtſtehenden Begränzung, 
die ſie als eigene Individualitäten bezeichnete. 

Die Umtriebe, welche nun zur Durchführung jener ſocia— 
liſtiſchen Politik gebraucht werden, ſchwächen aber die Fähig— 
keit der Staaten ſich ſelbſt zu beherrſchen; es gehört keiner ſich 
ſelbſt mehr an. Die Völker, aufgerufen zum Streit, durch 
einander geworfen im Strudel der Bewegung, ſtürzen am 
erſten jene kleine Staaten, welche ohne innere Widerſtandsfä— 
higkeit einer allgemeinen politiſchen Bewegung Preis gegeben 
ſind, und am gefährlichſten iſt dieſe Bewegung für jene, 
welche mit dem Punkte der feierlichen Formen eines großen 
Staates regiert werden. Sie gleichen Zwergen, die auf Stel— 
zen gehen; der mindeſte Stoß, er komme von oben oder von 
unten, muß ſie umwerfen. 

Dieſe Anſicht vorausgeſchickt, jene nemlich, daß in der 
Unordnung, die wir ſehen, oder in der Ordnung, die man zu 
gründen beabſichtigt, kleine Staaten ſich nicht erhalten können, 
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muß man nun ſich ſelbſt fragen, was von Seite Englands mit 
dieſem politiſchen Spiel erzielt werden will, oder was gegen 
deſſen Abſicht die unausbleibliche Folge desſelben ſein wird. 

Es iſt Grundſatz der engliſchen Regierung (ich ſtimme 
dem Rechtsgefühl und der Staatsklugheit dieſes Grundſatzes 
vollkommen bei), der freien Entwicklung der Völker kein Hin— 
derniß in den Weg zu legen, deßhalb ſich in die inneren ſtrei— 
tigen Angelegenheiten der Staaten nicht zu miſchen, Reſultate 
abzuwarten, und am Ende das Geſchehene anzuerkennen. Zu 
dieſem Syſtem gehört aber auch, wenn es gerecht bleiben will, 
ſtrenge Enthaltung von allen geheimen die Ereigniſſe vorberei— 
tenden Einmiſchungen. 

Alle Parteien in England, die Gegner Sſterreichs, wie 
die Anhänger der hiſtoriſchen Allianz mit dieſem Reiche, ſchie— 
nen ſich in der Anſicht vereinigt zu haben, daß unſere Regie— 
rung zu ſchwach geworden ſei, um dem Ausbruch der Wiener 
Revolution zu widerſtehen, daß alle Völker ſich von dem Ver— 
band mit dem Reiche losreißen würden, daß daher deſſen Zer— 
trümmerung unvermeidlich geworden ſei. Wir wurden von 
unſeren alten Freunden zwar bedauert, aber der Gedanke uns 
zu helfen kam Niemanden in den Sinn. Die Hilfe lag auch 
in den Staatsmaximen Englands nicht, ſelbſt mit dem be— 
ſten Willen wäre ſie auf keine Art möglich geweſen; unſer 
Recht und unſere Hoffnung beſchränkten ſich auf ſeine Neu— 
tralität. Das engliſche Kabinet hat aber in Italien dem Re— 
ſultate vorgegriffen; es hat jene Losreißung offenbar begünſtigt, 
und ich fühle mich um ſo mehr berechtigt es zu ſagen, als im 
Parlament ſelbſt dem Kabinet der Vorwurf gemacht worden iſt, 
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durch fein Verhalten in Italien den Krieg herbeigeführt und 
dadurch die Exiſtenz der öͤſterreichiſchen Monarchie noch mehr 
gefährdet zu haben, als ſie es ſchon war. 


Der Bedacht, mit welchem der Krieg in der kritiſchen 
Zeit der lombardiſchen Empörung geführt wurde, unterſtützt 
wie ſie war durch den Einfall der piemonteſiſchen Armee, und 
durch die allgemeine Erhebung Italiens; die Entſchiedenheit 
der Kriegsoperationen, ſobald die Truppen, um ſie vorzunehmen, 
verſammelt waren; die Überlegenheit in dem Entwurf und in 
der Ausführung aller Bewegungen, größer noch in der Leitung 
aller Gefechte; die geiſtigen Kräfte, die ſich überall in Wort 
und That zeigten, wo die öſterreichiſchen Armeen zu wirken 
hatten: Mannszucht mit Begeiſterung gepaart, unbedingte 
Hingebung an Kaiſer und Vaterland, bekundet im Befehl 
wie im Gehorſam; die klugen Maaßregeln der Kriegsver— 
waltung, der freiwillige Zudrang der Bevölkerungen zur 
Kompletirung der Armee; dieſes alles vereitelte die An— 
griffe innerer und äußerer Feinde und rettete den Staat vor 
Untergang. 


Auch zwanzigtauſend Römer waren ins öſterreichiſche Ge— 
biet eingefallen; Seine Heiligkeit, als Oberhaupt der Kirche 
Fürſt des Friedens und der Vermittlung, wollte auch als weltli— 
cher Fürſt keinen Theil an dem Krieg nehmen. Er hatte ſeinen Wil— 
len neutral zu bleiben verkündet und den Einfall unterſagt; 
aber auf ſeine Stimme wurde nicht gehört. Es war zu ſpät, 
alle Schleußen waren der Strömung aufgemacht worden. Es 
wurde allgemein, mitunter auch von prieſterlichen Stimmen 
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ein Kreuzzug gegen die Barbaren gepredigt, und diefe Bar— 
baren gehörten zu den ſtrengſten ergebenſten Katholiken. 

Die Neutralität der römiſchen Staaten wird von allen 
eifrigen Beförderern der Einheit Italiens als das Haupthin— 
derniß derſelben angeſehen. Um es zu beſeitigen, hatte ſich 
Gioberti das Primato idealiſirt; er wollte die Einheit in 
die Hände des Papſtes legen. Mazzini, dem ſein Traum 
von Italiens künftiger Herſtellung theuerer war, als der Papſt 
und die Kirche, wollte Beide ſtürzen, weil er deren Exiſtenz 
auf italieniſchem Boden damit unverträglich fand. Beide ſind 
mit ihren Entwürfen und mit den Parteien, deren Führer ſie 
waren, zu Grunde gegangen. 

Die konſtitutionelle Partei denkt ſich, daß die Sekulari— 
ſation des römiſchen Staates, mit einer den Bedürfniſſen des 
Landes genügenden Verfaſſung, Italien als politiſche Größe 
ſtärken würde, ohne der Kirche zu ſchaden. 

Es ſoll, es darf der Papſt in der erhabenen Stellung 
eines Oberhauptes der katholiſchen Kirche ſich vor keiner 
Macht der Welt beugen, keine der beiden Gewalten, die ſich 
in ſeiner Perſon vereinigen, darf geſchmälert, noch vielweni— 
ger dürfen ſie getheilt werden; dieſe Vereinigung bedingt aber 
nicht, daß ſie auch in der Verwaltung ſtatt finden müſſe. Ohne 
Verletzung des Rechtes, ohne Schmälerung der kirchlichen 
Autorität kann es wohl geſchehen, daß die weltlichen Angele— 
genheiten des römiſchen Staates weltlich geführt werden. 
Alle Verhältniſſe der Zeit ſcheinen, eben ſo ſehr zum Heile 
der Kirche als zum Wohl des Landes, zu fordern, daß es ſo 
werde. 
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Oſterreich neigte ſich in früherer Zeit zu dieſer Anficht, 
in den Grenzen des bekannten und oft erwähnten Memoran— 
dum des Jahres 1831. Eine Regierung ſolcher Art dürfte 
wohl zur einſtweiligen Beruhigung der romifchen Bevölkerun— 
gen dienlich ſein. 

Wird aber damit ein dauerhaft befriedigender Zuſtand 
hergeſtellt werden können, ſo lange man den Papſt an die 
Spitze der Bewegung Italiens ſtellen will, und ſo lange dieſe 
Bewegung zum Zwecke hat, eine politiſche Einheit, die 
Einheit der Souveränität zu erzwingen? Nur die Einigung 
der Mächte in ihren Anſichten über Italien kann vermögend 
ſein, dem ſo tief aufgeregten Lande den erſehnten Frieden 
wieder zu geben. 

Oſterreich hat klare Beweiſe deſſen gegeben, was es 
will. Es will die Behauptung feines ungefchmalerten Rechtes, 
und es wünſcht auf der Grundlage ſeiner neuen politiſchen Ge— 
ſtaltung ſich mit dem übrigen Italien einzuverſtehen und die 
gemeinſchaftlichen Intereſſen zu vereinbaren. Sſterreich hat 
aber gegenwärtig nur das Gewicht ſeiner bewährten Kraft; 
es hat auf Italien keinen moraliſchen Einfluß. 

Frankreich und England ſind die einzigen Mächte, welche 
einen ſolchen üben. Man weiß, auf welchem Weg man ſeit län— 
gerer Zeit ſchon geſucht hat den Einfluß Sſterreichs zu un— 
tergraben. Jeder unparteiiſche Beobachter wird auch wiſſen, 
auf wen die Verantwortlichkeit der ſo verworrenen italieni— 
ſchen Zuſtände zurückfällt. Leicht wird es immer ſein die Völ— 
ker in Bewegung zu ſetzen, ſobald man an die heiligſten der 
jeder Menſchenbruſt innewohnenden Gefühle appellirt. Wie, 
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und wohin fol aber die Bewegung geleitet werden? In Eng— 
land hat man noch beim Schluß des Parlaments die feſte Ein— 
tracht der beiden Großmächte proklamirt und erklärt, daß ſie 
allen Völkern für ihre Rechte und Freiheit Schutz und Bürg— 
ſchaft gewähren. Wie ſpricht ſich aber dieſe Eintracht in der 
Wirklichkeit aus? Geben wir zu, daß ſie ohne Rückhalt, auf— 
richtig ausgeſprochen worden iſt; reicht der Wille hin zur 
Eintracht im Handeln, wenn die Begriffe über das, was 
man will, verſchieden ſind? Wie kann zum Beiſpiel Frank— 
reich, welches ſeit dem Jahre 1848 fo ſehr an der Zerrüf- 
tung ſeiner inneren Zuſtände zu leiden hat, beruhigend auf 
Italien einwirken? Im Streite mit ſich ſelbſt über den Werth 
der eigenen Staats-Theorien, wie kann es als politiſcher 
Rathgeber Vertrauen einflößen und hoffen es zu gewinnen? 
Und wenn beide Mächte vereint auftreten, führen ſie dieſelbe 
Sprache? 

Der Begriff der Gleichheit iſt Grundlage, Fundamen— 
tal⸗Princip aller Verfaſſungen Frankreichs ſeit 60 Jahren. — 
Die engliſche Verfaſſung iſt eigentlich nichts anders, als ein 
beſtändiger ſchiedsrichterlicher Vergleich zwiſchen allen geſetz— 
lich im Lande beſtehenden Ungleichheiten. 

Der Ausgangspunkt des Strebens der beiden Machte 
nach Einfluß iſt, wie man ſieht, ein verſchiedener. Dieſe Ver— 
ſchiedenheit ſpiegelt ſich ab in den Folgen, nicht nur in Ita— 
lien, ſondern überall, wo Frankreich und England ſociali— 
ſtiſch wirkſam ſein wollen. 

Die franzöſiſchen Theorien über freie Verfaſſungen ſind 
vorherrſchend in allen National- oder Volksverſammlungen, ſie 


37 


mögen konſtituirend oder bereits ſchon konſtituirt fein. — Die 
Verbindungen Englands hingegen und die Wege ſeines Einflu— 
ßes zeigen ſich hauptſächlich in den Ländern, wo noch ein be— 
deutender adeliger Grundbeſitz beſteht, der im Genuß von po— 
litiſchen Vorrechten ſich befindet, wie in Sicilien und Hun— 
garn, oder wo der Adel das an politiſcher Macht Verlorene 
wieder zu gewinnen ſucht, wie in der Lombardie, in den Pro— 
vinzen der ehemaligen ariſtokratiſchen venetianiſchen Republik 
und in Polen. 

Nur wenn beide Mächte ſich über den neuen Bau, den alle 
Völker aufführen wollen, eben ſo vereinigen könnten, wie ſie 
ſich ſeit einiger Zeit für den Umſturz des alten vereinigt haben, 
nur dann hätte man — die Haltbarkeit des neuen Gebäudes 
vorausgeſetzt — die Herſtellung eines auf neue Grundlagen ge— 
ſicherten friedlichen Zuſtandes für Europa zu hoffen. 

Wir haben in gedrängten Zügen zu zeigen geſucht, warum 
dieſe Vereinigung nicht möglich iſt; ſie iſt nur ſcheinbar in der 
Ahnlichkeit äußerer Formen. Warum will man aber dieſe nach 
demſelben Zuſchnitt gebildeten Formen allen Staaten aufzwin— 
gen? Iſt das Freiheit? Liegt denn nicht nothwendigerweiſe 
der Begriff der Mannigfaltigkeit in jenem der Freiheit? Und 
wenn auch zwiſchen dem engliſchen Parlament und einer franzo— 
ſiſchen repräſentativen Verſammlung einige der äußeren Erſchei— 
nungen ſich ähnlich ſehen, gibt es wohl etwas unähnlicheres als 
das innere Weſen dieſer politiſchen Körper? 

Vermöge der Verſchiedenheit ihres inneren politiſchen 
Baues bewegen ſich Frankreich und England auf verſchiedenen 
Bahnen; wenn ſie ſich nun vereinigen, um Einfluß auf die 
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Schickſale eines Volkes oder eines Staates zu nehmen, fo müſ— 
ſen durch die Thätigkeit entgegengeſetzter Kräfte jene Zuckungen 
entſtehen, die man überall wahrzunehmen hat, wo beide Mächte 
nebeneinander wirken. 

Wie ſoll jemals Friede ſein, wenn das Spiel der Politik, 
die nach Übergewicht ſtrebt, noch dazu kömmt? Was bietet uns 
darüber die Wirklichkeit der Ereigniſſe in Italien? Sie wären 
an und für ſich ſchon merkwürdig genug, um Gegenſtand der 
ernſteſten Forſchung zu fein; in ihrer Beziehung zu Sſterreich 
ſind ſie aber für uns ſo wichtig, daß wir ſie, beſonders von 
dieſer Seite noch in nähern Betracht ziehen müſſen. 

Man ſcheint an mehreren Orten von dem gänzlichen Zer— 
fall des öſterreichiſchen Staates im Jahre 1848 fo überzeugt 
geweſen zu ſein, daß man ganz offen handelte, als ob dieſer 
Staat bereits nicht mehr beſtände. Wir haben dabei etwas ganz 
neues in der Geſchichte erlebt. Seit dem ein geregelter politi— 
ſcher Zuſtand in Europa herrſchte, war es Grundſatz im öf— 
fentlichen Rechte, daß man über ein erobertes Land nicht eher 
geſetzlich verfügte, als bis der rechtmäßige Beſitzer vertragmä— 
ßig darauf verzichtet hatte; bis zu dieſem Ceſſionsakte wurde 
jede Eroberung als proviſoriſche Okkupation betrachtet. 

Der General Bonaparte nach ſeinem Feldzuge von 
1796, ſchon mächtig in Italien, hatte die römiſchen Legatio— 
nen beſetzt. Frankreich wollte fie mit der cisalpiniſchen Repu— 
blik vereinigen, es marſchirte ein franzöſiſches Truppenkorps 
in die Marken; römiſcher Seits ſuchte man durch Unterhand— 
lungen einem größern Unglücke zuvorzukommen. Die Bevoll— 
mächtigten Roms fanden den General Bonaparte in To— 
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lentino. Es wurde jener Frieden geſchloſſen, vermöge welchem 
der römiſche Hof die Romagna und die Legationen cedirte, 
Sie wurden aber erſt ſpäter mit der neuen cisalpiniſchen Repu— 
blik einverleibt, deren Begrenzung einverſtändlich mit dem öſter— 
reichiſchen Hof beim Friedensſchluß von Campo-Formio feſtge— 
ſetzt wurde. 

Seit dem Erſcheinen der Franzoſen in Italien im Jahre 
1796 hatten ſie beinahe alle Theile des piemonteſiſchen Staa— 
tes beſetzt; der König hatte ſich der Noth gefügt. Er war 
von allen Seiten von revolutionären Umtrieben umgeben, und 
endlich fand die franzöſiſche Regierung in dem Widerſtand, den 
er dieſen leiſten wollte, die Veranlaſſung, mit dem Könige zu 
brechen, ihm im Jahre 1798 den Krieg zu erklären und ſein 
ganzes Land militäriſch zu beſetzen. Der Kampf endigte mit 
einer Konvention, vermöge welcher der König ſich über Livorno 
nach Sardinien zurückzog, er verzichtete auf den Beſitz ſeines 
Staates, und überließ ihn Frankreich. Die Einverleibung ge— 
ſchah erſt nach vollendeter Eroberung und nach der erzwungenen 
Ceſſion. 

Es war der piemonteſiſchen Regierung im Jahre 1848 
vorbehalten, weiter zu gehen und ein neues revolutionäres 
Staatsrecht zu gründen. Es wurde das ganze lombardiſch-ve— 
netianiſche Königreich mit Piemont feierlich einverleibt, bevor 
noch eine piemonteſiſche Truppenabtheilung irgend einen Theil 
der venetianiſchen Provinzen erobert hatte. — Mantua, 
Verona, Legnagno, wohl beſetzt und von einer wohl gerüſteten 
Armee an der Etſch beſchützt, wurden für piemonteſiſche Feſtun— 
gen erklärt, und Frankreich und England haben dazu geſchwiegen! 
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Es geſchah dieſe Einverleibung fo zu fagen als Be: 
ſchluß des italieniſchen Volkes. Es wurden dabei alle Begriffe 
des Rechtes, alle Regeln des Herkommens mit Füßen getreten, 
und es wurde damit der einfachſten Klugheit Hohn geſprochen, 
welche doch hätte rathen ſollen, vor dem geſicherten Erfolg 
ſich keine ſolche bis zu dem Tage nie geſehene Anmaßung zu 
erlauben. Aber in Paris pries man Karl Albert als den Hel— 
den, der ein neues volksthümliches Italien gründen würde. 
Pius der IX. hieß die Seele, Karl Albert das Schwert des 
Unternehmens. In England, dem klugen England, glaubte man 
nur der Klugheit wegen den König auf die Gefahr aufmerk— 
ſam machen zu müſſen, ſo vorſchnell voranzugehen. 

Es war offenbar die Abſicht, die beſtandene politiſche 
Eintheilung Italiens umzuwerfen und eine andere an die 
Stelle zu ſetzen. Die neuen Kombinationen ſind aber alle vor 
der Reife als Luftgebilde in Kanonenrauch aufgegangen. Es 
bleibt jedoch davon eine Thatſache feſt; um dieſe haben wir 
uns näher zu bekümmern. 

Man iſt berechtigt nach Allem dem, was durch die Ereig— 
niſſe durchſchimmert, anzunehmen, daß England keine andere, 
als kleine Staaten in Italien wollte. Die zwei anſehnlichſten 
der beſtehenden Reiche waren das lombardiſch-venetianiſche Kö— 
nigreich, verſtärkt durch feine Verbindung mit der öſterreichi— 
ſchen Monarchie, dann das Königreich beider Sicilien. Beide 
zaͤhlen zuſammen 13 Millionen Menſchen, weit über die Hälfte 
der ganzen italieniſchen Bevölkerung. Eine gut verſtandene, 
zeitgemäße politiſche Verbindung dieſer zwei Staaten wäre, 
von ihrer geographiſchen Lage begünſtiget, moraliſch mächtig 
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genug geweſen, um fremde Umtriebe von Italien abzuwehren, 
den billigen Forderungen zu genügen, und hiermit Ruhe und 


Frieden im Lande zu erhalten. 


Die engliſche Politik nahm die Vertreibung Sſterreichs 
aus Italien als ein unvermeidlich gewordenes Ereigniß an; 
es wollte nur, um der Gefahr aller möglichen Zwiſchenfälle 
zuvorzukommen, das Unvermeidliche beſchleunigen. 


Dieſelbe Politik wollte zugleich entweder die gänzliche Tren— 
nung Siciliens von Neapel bewirken, oder, ſollten die Ereig— 
niſſe in engeren Schranken bleiben, dieſer Inſel einen ſolchen 
Grad von Unabhängigkeit ſichern, daß, ohne den Verband mit 
Neapel ganz aufzuheben, die Macht des Königs dadurch doch 
bedeutend vermindert worden wäre. Der neue inſulariſche Staat 
würde auf jeden Fall, entweder als ein ganz getrennter oder 
nur durch ſehr lockere Abhängigkeitsverhältniſſe feſtgehaltener, 
ein ſehr gefährlicher Nachbar, und die Macht des Königs von 
Neapel um die Hälfte kleiner geblieben ſein. 


Es wären Fälle denkbar geweſen, in welchen nach den 
verſchiedenen möglichen Eventualitäten der politiſchen und Kriegs— 
ereigniſſe Oſterreich ſich beſtimmt haben dürfte, dem lombar— 
diſch⸗venetianiſchen Königreich eine veränderte Organiſation zu 
geben, ruhend auf der Lageverſchiedenheit der zwei Gebiets— 
theile, aus denen es zuſammengeſetzt iſt. Oſterreich hätte die ve— 
netianiſchen Provinzen enger an den vereinten öſterreichiſchen 
Staatskörper anſchließen können; die geographiſche Lage bedingt 
dieſe engere Vereinigung als eine Naturnothwendigkeit, die 
doch immer die erſte Bedingung aller Staatenbildung bleiben 
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wird. Die Fläche vom Iſonzo bis am Mincio ift ihrer ganzen 
Länge nach von den hohen Gebirgsländern ſo beherrſcht, daß 
immer der gänzliche Zerfall der öſterreichiſchen Monarchie vor— 
ausgehen müßte, um ſich die Möglichkeit zu denken, daß dieſe 
Provinzen zu einem andern Staatskörper gehören könnten. 
Deshalb, als Napoleon die Republik Venedigs zerſtörte, wur— 
den fie Öfterreich zugewieſen, das fie bis zu der Zeit behielt, 
wo es als europäiſche Macht fo geſchwächt wurde, daß ihre 
Vereinigung mit einem italieniſchen Staate bewerkſtelliget wer— 
den konnte. So wie man nach jedem Gewitter Gebirgs— 
waldſtröme dieſe Flächen mit ungeheuren Maſſen von Granit 
und Kies bedecken ſieht, ſo wird man auch immer bei heftigen 
politiſchen Stürmen Menſchenſtröme von den hohen Bergen 
herab dieſe flachen wehrloſen Gebiete bis ans Meer überziehen 
und in Beſitz nehmen ſehen. 


Venedig hatte dieſe Provinzen wie alle ſeine übrigen Be— 
ſitzungen in Italien nicht als italieniſcher Staat erobert, — 
denn Venedig war ein orientaliſcher See- und Handelsſtaat, 
damals erſter Größe; bei der Theilung der venetianiſchen Ge— 
biete fielen ſie jenem Staate zu, der ſie vom hohen Alpenlande 
aus beherrſchte. 


Oſterreich hätte bei dem engeren Anſchluß dieſer Provin— 
zen die lombardiſchen Theile in eine andere politiſche Bildung 
einbeziehen können; denn man begreift, daß dort im Po— 
Thal eine ſo geſtaltete Vereinigung möglich war, daß jene 
Theile mit einem gewiſſen Grade von ſelbſtſtändigem Le— 
ben doch immer unter dem öſterreichiſchen Schutz geblieben 
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wären und als Mittelglied zwiſchen der Monarchie und Italien 
gedient haben würden. 

Statt deſſen oder ſtatt des gegenwärtigen Zuſtandes, denke 
man ſich aber von einer Seite Neapel ohne Sicilien, von der 
andern die Lombardie unbedingt preis gegeben, und es frage 
ſich jeder Italiener, der keinen Glauben an die Einheit der 
Mazziniſchen Republik hat, ob Italien bei einer ſolchen neuen 
Gebietseintheilung nicht ſchwächer geworden wäre als bei der 
früher beſtandenen? 

Italien, von beiden Seiten vom Meere umfloſſen, zur 
Hälfte eine lang gedehnte enge Landzunge, überall jedem Kriegs— 
ſchiff, wie jeder fremden Waare offen, hat in ſich keine andere 
Wehrkraft als in Oberitalien und in ſeinem ſüdlichen Theile; 
dieſe Wehrkraft iſt jedoch in keinem Verhältniß zu jener der 
mächtigen Nachbarſtaaten; ſie iſt nur ein Gewicht in den allge— 
meinen politiſchen Berechnungen; nimmt man noch dieſes Ge— 
wicht hinweg, ſo fällt das noch mehr zerſtückelte Italien frem— 
der Willkühr ganz anheim. 

Es lag immer zu allen Zeiten in der Politik der Groß— 
mächte die Bildung kleiner Staaten zu begünſtigen; ſolche 
Staaten bedürfen eines Schutzes, und um ſich desſelben zu ver— 
ſichern, erklären fie ſich als politiſche Alliirte. 

Es kann Niemand weder Frankreich noch England ver— 
denken, Italien und Deutſchland gegenüber einem ſolchen Sy— 
ſteme zu folgen. Jedes Land iſt immer ſich ſelbſt das Nächſte. 
Der Grund, warum ich dieſen Gegenſtand umſtändlich er— 
örtert habe und anſchaulich zu machen ſuche, iſt aber ein 
anderer: 


44 


Es herrſcht zwiſchen den Abſichten, die man England und 
Frankreich zumuthen kann, ohne fie in irgend einer Beziehung 
zu verletzen, nämlich daß ſie die Bildung kleiner Staaten be— 
günſtigen wollen, und der politiſchen Bewegung, an deren 
Spitze ſich dieſe zwei Großmächte geſtellt haben, ein Wider— 
ſpruch, der um ſo mehr aufgeklärt zu werden verdient, als 
große Gefahr in ihm liegt. 

Ein kleiner Staat kann keine politiſche Unabhängigkeit 
haben. Da er auch nicht im Stande iſt, eine neutrale Stellung 
zu behaupten, muß er ſich immer der Politik keines größeren Staa— 
tes anſchließen. Er wird gern in den Bund aufgenommen; darin 
liegt der geſuchte Vortheil bei der Begünſtigung ſeiner Bildung. 
Der kleine Staat kann ſeiner Seits dabei Vortheile finden; er 
zieht mit in den Streit großer politiſchen Intereſſen, er kann 
mit ſeinem Schutzherrn im Glücke ſteigen. Sonſt bedürfen aber 
die kleinen Staaten, in friedlichen Verhältniſſen, zur Erhaltung 
ihrer Exiſtenz als Staat, der größten inneren Ruhe; fie find 
nicht fähig, die innere Bewegung der großen modernen Staats— 
körper zu ertragen. Es gehört zur neuen Staatslehre und zu 
den Regierungsformen, die ſie fordert, daß die Lebenskräfte 
eines Volkes durch die offene Thätigkeit der Gegenſätze in ihm 
geweckt werden ſollen; man hofft, daß, wenn auch zuweilen 
Erſchütterungen dadurch verurſacht werden, doch am Ende das 
Gleichgewicht der geſunden Kräfte ſich nicht nur herſtellen, ſon— 
dern auch, daß deren Macht ſich vermehren werde. 

Eine ſolche Staatslehre paßt aber auf kleine Staaten 
nicht; ſie können einen ſolchen Grad von öffentlichem politi— 
ſchen Leben nicht ertragen. Gezwungen, ſich an ein anderes 
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mächtigeres Leben anzuſchließen, verlieren fie das eigene und 
gehen darüber als Individualität zu Grunde. Wer politiſches 
Intereſſe hat, ſie zu bilden und folglich ſie zu erhalten, ſollte, 
ſtatt fie in eine für ihren beſchraͤnkten Wuchs nicht paſſende in— 
nere Bewegung zu ziehen, ſie vielmehr davon fern halten; 
denn es kann ihnen dabei keine andere Zukunft bevorſtehen, als 
Einverleibung oder eine ganz abhängige Föderation, bei wel— 
cher ſie eigentlich nur noch den Namen eines Staates behalten 
werden. Beiſpiele liegen vor. 

Der Zweck dieſer Erörterung iſt die Richtung zu zeigen, 
welche ich meiner Wirkſamkeit nach außen zu geben dachte. Ich 
will nun, da mir die Nothwendigkeit aufgedrungen wurde, 
öffentlich von mir zu ſprechen, dasſelbe in Beziehung auf meine 
Stellung im Innern thun. 


II. 


Der Menſch, der vor ſich hinſieht, muß unwillkührlich 
alle Gegenſtände wahrnehmen, die vor ihm liegen. Um das, 
was innerhalb der natürlichen Grenze des Horizonts ſich be— 
findet, nicht zu ſehen, muß man entweder die Augen ſchließen, 
oder ſich umkehren. Noch umfaſſender iſt die Kraft des Ver— 
ſtandes, ihr iſt die Welt nach allen Richtungen offen. Es liegt 
nicht in der Gewalt des Menſchen, das nicht zu ſehen, was 
fein Verſtand zu ſehen vermag. Die Grenzlinien des intellec— 
tuellen Geſichtskreiſes werden einzig durch die Tragweite der 
intellectuellen Sehkraft beſtimmt, dieſe erſcheine nun als Vor— 
ausſicht oder als Erinnerung. 

Alles was geſchehen iſt, liegt unveränderlich da. Wer 
daher die ſelbſt erlebte Vergangenheit ſchildert und Weſentliches 
unerwähnt läßt, deſſen Gedächtniß iſt ſchwach geworden, oder 
er will abſichtlich die Wahrheit verſtümmeln. Auch die ruhige, 
glatte Erzählung tief greifender Ereigniſſe erregt Bedenken ge— 
gen die Glaubwürdigkeit des Erzählers; ſie iſt entweder Wir— 
kung einer kurzſichtigen Auffaſſung, oder ſoll zum Entſchuldi— 
gun gsgrund dienen. Für mich iſt die verhängnißvolle Zeit 
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Oſterreichs, jene der Monate März, April und Mai des Jahres 
1848, eine beſtändige Gegenwart, eben fo bewegt, eben fo 
ergreifend, als da ich ſie durchlebte. Ja, ſie erſcheint mir itzt 
nur noch bedeutungsvoller, weil die Folge der Begebenheiten 
Licht und Schatten noch ſchärfer hervorgehoben hat. Jede 
Thatſache hat ihren wahren Werth bekommen; jede Larve iſt 
abgezogen; jeder Mann erſcheint mit ſeiner wahren Farbe. 
Wollte ich ein Gemälde jener Zeit entwerfen; ich wüßte, ſo 
weit mein Auge reichte, jedem Mitwirkenden ſeine gebührende 
Stellung anzuweiſen; doch meine Aufgabe iſt ganz einfach die, 
meine eigene Stellung und wie ich in derſelben zu wirken ge— 
ſucht habe, in einigen Umriſſen hinzuzeichnen. Ich glaube der 
Wahrheit wegen das über mich Geſagte berichtigen zu müſſen, 
und das Verſchwiegene vervollſtändigen zu ſollen. 

Das allerhöchſte Patent vom 15. März 1848 hatte alle 
Wünſche, die ſich ausgeſprochen hatten, ſchneller erfüllt, als 
man es hatte hoffen können; die ſich drohend ankündigende 
Bewegung hatte ſich plötzlich in Außerungen des Dankes und 
des Vertrauens verwandelt. Wenn man hätte damals Sſter— 
reich vor fremdem Einfluß bewahren können, was Revolu— 
tion wurde, wäre eine gründliche, vernünftig vor ſich gehende 
Reform des ganzen Staates geworden. 

In dem Mißverhältniſſe zwiſchen der Wichtigkeit der 
Gewährungen und der geringen Gewalt des Anſtoßes, der ſie 
hervorgerufen, lag der Beweis, daß der Hof die Forderungen 
der Zeit begriffen, und aus Überzeugung gehandelt hatte. Das 
Volk ſeiner Seits ſchien dieß zu verſtehen; es überließ ſich 
deßhalb vertrauensvoll den ſchönſten Hoffnungen. Auf dem 


48 


Wege friedlicher und aufrichtiger Verſtändigung glaubte man 
die angebahnte Reform durchführen zu können. 

Die Gleichzeitigkeit der Ereigniſſe in Frankreich, in Italien, 
in Berlin, in Frankfurt bewies aber, daß der Ausbruch Wiens 
kein iſolirter ſe; — daß eine weit ausgebreitete Verſchwörung 
beſtehe, welche das Ganze aus einem Centralpunkt vorbereite 
und leite; daß man ſich demnach auf etwas anderes gefaßt 
machen müſſe, als was man bereits in Wien geſehen hatte. 

Die Vewegung in Wien war vor allem in ihrem Ent— 
ſtehen und in ihren Abſichten eine rein deutſche geweſen; der 
ſpeciell öſterreichiſche Standpunkt hatte nicht vorgewaltet. Die 
Meinung, welche ſich ſeit Jahren in Oſterreich gebildet hatte, 
daß der gute Namen Oſterreichs im Auslande herabſinke, daß 
der Staat beſonders aus dieſem Grunde nicht ſo bleiben könne 
wie er war, und daß eine Veränderung unvermeidlich gewor— 
den ſei, hatte nähere geheime Beziehungen zu Deutſchland her— 
vorgerufen; öffentliche Beweiſe ihres Beſtehens waren in der 
täglichen Preſſe zu finden, und beſonders in der Anſiedlung 
der ſogenannten öͤſterreichiſchen politiſchen Literatur in Deutſch— 
land. — Die Wiener März-Ergebniſſe wurden in Deutſch— 
land als gemeinſchaftliche Errungenſchaften begrüßt, und bei 
der kurz darauf folgenden Frankfurter Neugeſtaltung des deut⸗ 
ſchen Bundes ſchloß ſich die öffentliche Stimmung Wiens die— 
ſer deutſchen Bewegung an, treuherzig und mit der Wärme 
des damaligen deutſchen Gefühls, ohne zu fragen, ob aus 
dieſem unbedingten Anſchluße ſich nichts gefährliches für die 
Erhaltung des geſammten öſterreichiſchen Staatverbandes er— 
geben würde. 
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Es wird ſich Jedermann erinnern, mit welcher Ent— 
ſchiedenheit dieſe Richtung der Bewegung ſich in Wien aus— 
ſprach; die alten Reichsfarben mußten vor jenen des neuen 
Deutſchlands weichen. Von dem Augenblick gehörte die politiſche 
Bewegung Wiens Sſterreich nicht mehr an; es war nicht mehr 
die Rede von einer Umbildung des öſterreichiſchen Staates in 
dem Sinne und in den Schranken des Patents vom 15. Marz. 
Mit einem Worte es war keine Reform mehr, es war eine 
Revolution; es war die deutſche Revolution. 

Dieſe Richtung der Bewegung war auch in andern Bezie— 
hungen eine höchſt bedauernswerthe. Die rein öſterreichiſche 
Geſinnung hätte ſich gegen die revolutionären Elemente Frank— 
reichs und Italiens verwahrt. Abgeſehen von der Verſchieden— 
heit des Karakters und der National-Anſichten hatten lange 
Kriege Mißtrauen zurückgelaſſen; das Volk würde ſich in 
Wien den Pariſer Stürmen nicht angeſchloſſen haben. Andere 
Verhältniſſe als in Wien herrſchten aber in Frankfurt; dort 
war die Bewegung keine rein deutſche, ſie ſtand in enger Ver— 
bindung mit Paris; die Leitung von dorther war in allen 
Zuſtänden Süddeutſchlands unverkennbar. So wurde Sſter⸗ 
reich, ohne es zu wollen, ohne es zu ahnen, durch Frankfurt 
an dem Gängelband der deutſchen Farben in die allgemeine 
Revolution hinein gezogen. Die Wiener Preſſe gab bald Be— 
weiſe davon. 

Von allen Seiten kamen fremde Emiſſäre in Wien zu— 
ſammen; die einen beſtimmt, auf der Straße zu wirken, die 
andern in den Klubbs. Die revolutionären Kräfte wuchſen 
zuſehends; mit jedem Tag verminderten ſich jene der Regie— 
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rung, deren Werkzeuge gebrochen und aufgelöft wurden. Die 
Polizeihofſtelle war aufgehoben worden; es war jedoch nicht 
damit gemeint jeder Aufſicht zu entſagen. Die vereinigte Hof— 
kanzlei, zum Miniſterium des Innern umgenannt, hatte als 
ſolche alle abgeriſſenen oder nur losgelaſſenen Zügel in die 
Hand zu nehmen; die Hand wurde aber nicht feſt geſchloſſen. 
Man dachte, daß alle feindſeligen Spitzen im Volke ſich eher 
gegen Beweiſe des Zutrauens und der Milde, als gegen 
Schärfe brechen würden; man berechnete nicht dabei den frem— 
den Zudrang, der ganz andere Dinge im Schild führte als 
die Bürger Öfterreiche. 

Seit langer Zeit war mein Auge geübt geweſen, den 
Oſterreichiſchen Staatskörper aus der Ferne zu betrachten; ich 
hatte oft Gelegenheit gehabt, die Größe des Platzes, den er 
in den politiſchen Räumen einzunehmen beſtimmt iſt, genau zu 
meſſen; dieſe Größe war durch die Ruhe, in der man ihn hatte 
halten wollen, nicht gemindert worden. Er hatte an Umfang 
und an Gewicht nicht verloren, wenn auch das mangelnde Mo— 
ment der Bewegung eine Wirkung nach außen nicht geftattet 
hatte. Die lang gefeſſelte Triebkraft war frei geworden; 
es handelte ſich nun darum zu hindern, daß irgend ein komet— 
artiger Körper, deſſen Bahn noch unberechnet war, der an— 
gehenden Bewegung eine andere Richtung gäbe, als jene, 
welche Sſterreich in freier Selbſtbeſtimmung ſich ſelbſt als die 
ihm zuträglichſte erkennen würde. Eben darum war am mei— 
ſten von Frankfurt zu fürchten; von dorther näherte ſich ein 
Phantom, geſchmückt mit deutſchen Farben und doch durch 
und durch undeutſch und fremd. Wir konnten, wir ſollten uns 


von Deutschland nicht trennen und durften uns doch nicht mit 
demſelben jo vereinigen, wie man es in Frankfurt zu wollen 


ſchien. 

Die Aufregung über dieſe Frage war in Wien ſehr groß. 
Es kamen die achtbarſten Männer als Deputationen im Na— 
men vieler anderen zu mir, um zu erfahren, welche politiſche 
Stellung die Regierung einzunehmen gedenke; man ſei dar— 
über unruhig, weil noch kein Zeichen wahrzunehmen wäre, ge— 
eignet darüber Aufklärung zu geben. Ich gab eine ſehr be— 
ſtimmte Erklarung. 


Ich ſagte: „Die Regierung Sſterreichs iſt von jeher eine 
deutſche geweſen; Geſchichte, Sprache, Bildung, Politik ha— 
ben ſie dazu gemacht; ſie darf, ſie ſoll dieſen Charakter nicht 
ablegen; wir können uns von Deutſchland nicht trennen. Da 
jedoch der Oſterreichiſche Staatskörper von ganz eigenthümli— 
cher Natur iſt, muß ſich die Regierung bei den Veränderun— 
gen, die jetzt in Deutſchland vor ſich gehen werden, verwah— 
ren, daß die politiſche Vereinbarung mit Deutſchland nicht die 
Stellung des Kaiſers in ſeinem eigenen Reiche gefährde. Wir 
ſollen Deutſche bleiben und nicht aufhören Öfterreicher zu fein. 
Das iſt mein Glaubensbekenntniß, ich hoffe jeder Öfterreicher 
wird es annehmen.“ 


Die Herren ſchienen alle damit einverſtanden zu ſein. 


Die Neugeſtaltung Deutſchlands war indeſſen in Frank— 
furt mit Rieſenſchritten vorangegangen. Die Bundesverſamm— 
lung war ſeit längerer Zeit ſchon von der deutſchen Meinung 
als unfähig erklart worden, die Angelegenheiten des gemein— 
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ſchaftlichen Vaterlandes zu führen. Das legte man hauptſäch— 
lich der leitenden Macht zur Laſt. Die Anklage kam nicht vom 
Volke allein; Regierungen, die nach Anſehen und Thätigkeit 
verlangten, ohne recht zu wiſſen, wohin ſie zuſteuern ſollten, 
ſahen gern, wie die Macht der Bundes verſammlung mit jedem 
Tag mehr verloren ging; ſie dachten ſie ererben zu können. 
Wie hätte die Bundes verſammlung in ſolcher Lage dem An: 
drange des Volkes widerſtehen können? Es iſt bekannt, wie 
der 508er Ausſchuß, ſogenanntes Vorparlament, eine Reihe 
Beſchlüſſe von der Bundesverſammlung erzwungen hatte, ver— 
möge welchen eine konſtituirende Volksverſammlung nach Frank— 
furt berufen werden ſollte, und nach welchem Modus die Wah— 
len vor ſich zu gehen hatten. 

Das Übergewicht, welches dieſes Vorparlament in 
Deutſchland gewonnen hatte, begründete die Vorausſicht, daß 
die unter feinem Einfluß von der Bundes verſammlung gefaß— 
ten Beſchlüſſe von den deutſchen Regierungen als bindend an— 
geſehen, und daß, wenn Öfterreich allein feine Abgeordneten 
nach andern Principien wählen laſſen wollte, ſie in Frankfurt 
würden zurück gewieſen werden. Es entſtand dabei für uns die 
wichtige Frage, ob die Folgen einer uns von Außen her auf— 
gedrungenen Wahlart, die ſich dann für unſere eigene Konſti— 
tuirung nicht mehr entfernen ließe, nicht weit fühlbarer und 
empfindlicher würden, als wenn ſich die Monarchie von jeder 
Betheiligung an der deutſchen Verſammlung ausſchlöße. Al— 
lein ein ſolcher Abfall von Deutſchland, den man für einen 
freiwilligen gehalten haben würde, hätte als eine gänzliche, 
vielleicht unwiderrufliche Trennung gegolten. 
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Bei der vorherrſchenden Stimmung in unſeren deutſchen 
Provinzen war ein ſolcher Entſchluß unmöglich; und wenn 
auch möglich, wäre er räthlich geweſen? Der öſterreichiſche 
Staat konnte nicht ſeine deutſche Grundlage aufgeben, ohne 
ſich ſelbſt zu zertrümmern. Schon lauerten Viele in Deutſch— 
land wie in Sſterreich auf einen ſolchen Ausgang; dort wie 
hier hofften alle Trennungsgelüſte dabei für ihre Thätigkeit 
freien Spielraum zu gewinnen. Die ſpäteren Ereigniſſe haben 
auch in allen Parteien die Überzeugung befeſtigt, daß das 
deutſche Element das Verbindungsglied ſei, das alle unter ſich 
fremdartigen Theile der Monarchie zuſammen zu halten ver— 
mag; beim Losmachen desſelben würden alle dieſe Theile aus— 
einander gefallen ſein. 

Gleich nach Kenntnißnahme der Beſchlüſſe der Bundes— 
verſammlung vom 31. März und 1. April ſtimmte der Mini— 
ſterrath für die Annahme derſelben; der Beſchluß war um ſo 
dringender, als man bereits in Berlin die Wahlen für die an 
den Bundestag berufene Verſammlung in der Art ausgeſchrie— 
ben hatte, daß die damals in Berlin im vereinigten Landtage 
verſammelten Provinzialſtände der deutſchen Provinzen dieſes 
Reiches die auf ſie entfallende Zahl von Vertretern provinzen— 
weiſe wählen ſollen, vorbehaltlich, daß wenn die eben im 
Werke begriffene neue Konftituirung des preußiſchen Staates 
früher zu Stande kommen ſollte, als das nach Frankfurt be— 
rufene Parlament, die Vertretung Preußens in letzterem nach 
Maßgabe der in der inneren Konſtituirung des Staates 
eintretenden Veränderungen auch neu vereinbaret werden 
konnte. 
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Es wurde daher vom Miniſterium des Äußern am 7. 
April ehrerbiethigſt in Antrag gebracht, daß in den deutſchen 
Staaten Seiner Majeſtät des Kaiſers in analoger Weiſe vor— 
gegangen werde, fo zwar, daß die nach dem Populationsver— 
hältniſſe der einzelnen zum Bunde gehörenden Provinzen ent— 
fallende Zahl der Abgeordneten auf dem damals noch 
verfaſſungsmäßigen Wege, das heißt durch die be— 
ſtehenden Provinzialſtände, verſtärkt in der durch Seine Ma— 
jeftat für anderweite Geſchäftsgegenſtände angeordneten oder 
anzuordnenden Weiſe, zu wählen ſei. 

Da man einerſeits ſich nicht der Beſchickung der neuen 
deutſchen Verſammlung in Frankfurt entziehen konnte, ande— 
rerſeits jedoch nicht abzuſehen war, bis wohin die Verände— 
rungen in der Form und im Weſen des beſtehenden deutſchen 
Bundes gehen würden; ſo ſchien es unerläßlich, gleich bei Ab— 
ſendung der für Frankfurt gewählten Deputirten auszuſpre— 
chen, daß der öſterreichiſche Kaiſerſtaat, indem er den Ein— 
tritt öſterreichiſcher Abgeordneten in die nach Frankfurt beru— 
fene Verſammlung zugibt, ſich hiedurch keineswegs zur An— 
nahme der daſelbſt zu Stande kommenden Verabredungen ge— 
bunden wiſſe; daß er im Gegentheile nur im Wege des 
freien Vertrages das Reviſionswerk der Bundesverfaſ— 
ſung zu Ende gebracht ſehen wolle, und daß Seine Majeſtät 
ſich vorbehalten, dem neuen Bunde nur alsdann Allerhöchſt— 
dero Zuſtimmung zu ertheilen, wenn deſſen Grundlagen mit 
den eigenthümlichen Verhältniſſen, ſowohl der zum Bunde 
gehörenden Provinzen als der geſammten Monarchie, in Ein— 
klang zu bringen ſein würden. 
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Seine Majeſtät geruhten unter Verwahrung des Vorbe— 
halts den Antrag zu genehmigen. 

Da die Einleitung zu den von Seiner Majeſtät im Prin— 
cip genehmigten Maßregel von dem Miniſterium des Innern 
auszugehen hatte, ſo wurde am 9. der reſolvirte Antrag demſel— 
ben mitgetheilt, indem das Miniſterium des Außern ſich dabei 
zu jedem dienſtförderlichen Einvernehmen bereit erklärte. 

Das Vorparlament ging indeß noch ſchneller voran, als 
man es hätte erwarten können; es blieb bei den früheren Be— 
ſchlüſſen vom 31. März und 1. April nicht ſtehen. Aus den 
Frankfurter Berichten vom 8. April war zu erſehen, daß die 
Bundesverſammlung, immer weiter vor den Anmuthungen des 
in Frankfurt zurückgelaſſenen Ausſchuſſes der früheren Volks— 
verſammlung zurückweichend, nunmehr ſelbſt ihren früheren Be— 
ſchluß vom 31. März dahin modifizirt hatte, daß bei den Wah— 
len für das konſtituirende deutſche Parlament alle Beſchränkung 
auf gewiſſe Eigenſchaften, aller Wahlcenſus und aller Unter— 
ſchied von Ständen wegfallen, daß mit einem Wort das in 
Frankreich als Grundſatz geltende allgemeine Stimmenrecht 
(suffrage universel) eingeführt werden ſollte. 

Oſterreich fand ſich durch dieſe Vorgänge in ein Dilemma 
der ernſteſten Art geſtellt; ſie veränderten alle unſere früheren 
Beziehungen zu Deutſchland, fie wurden Gegenftand einer 
dringenden ferneren Berathung. 

Bei dem Vortrag des in Frankfurt geſchehenen an den 
Miniſterrath und der vorläufigen Mittheilung an das Miniſte— 
rium des Innern wurden unter andern Bedenklichkeiten beſon— 
ders folgende geäußert: 
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Es konnte Sſterreich darauf beharren, die Wahlen nach 
dem früheren Antrage, im geregelten Wege, durch die bisheri— 
gen Stände vornehmen laſſen zu wollen, dieß aber auf die dop— 
pelte Gefahr hin, die bereits über dieſe Frage angeregte und 
durch das Nachgeben in Berlin noch mehr anzuregende öffent— 
liche Meinung im Lande gegen ſich zu haben, und ſodann — 
was bei dem früheren Beſchluß als eine Vermuthung anzuneh— 
men war und nun als Gewißheit zu gelten hatte — unſere in 
Frankfurt ankommenden Abgeordneten nach dem neuen Bundes— 
beſchluß vom 7. April nicht angenommen zu ſehen. 


Wir konnten uns zweitens in die jetzt in Frankfurt geſetz— 
ten Bedingungen fügen, und die Wahlen auf der breiten Ba— 
ſis der Urwahlen anordnen; in dieſem Falle wurde aber auch 
die ganze Frage wegen unſerer eigenen Konſtituirung im Sinne 
der äußerſten Grundſätze entſchieden; und wir mußten außer— 
dem Gefahr laufen, durch die Theilnahme unſerer Abgeordne— 
ten an einem in ſolcher Weiſe zu konſtituirenden Bundesparla— 
mente, in die heftigen Bewegungen, die von dort über ganz 
Deutſchland ausgehen konnten, hineingeriſſen zu werden. 


Wir konnten drittens vor der Hand von der Theilnahme 
am Parlament entfernt bleiben, uns vorbehaltend die Ergeb— 
niſſe ſeiner Wirkſamkeit mit unſeren bis dahin hoffentlich kon— 
ſtituirenden Ständen zu berathen. In dieſem Falle hatten wir 
aber wieder einestheils mit unſerer für einen ſofortigen engen 
Anſchluß an Deutſchland ſich lebhaft ausſprechenden öffentlichen 
Meinung einen harten Kampf zu beſtehen, und anderntheils 
mit Gewißheit vorauszuſehen, daß in dem von uns leergelaſſe— 
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nen Raume ſich eine Stellung bilden würde, unter die uns ſpä— 
ter zu beugen unmöglich wäre. 

Unter dieſen gleich bedenklichen Wegen mußte aber dennoch 
und zwar in der kürzeſten Friſt gewählt werden. Die doppelte 
Wichtigkeit der obwaltenden Frage, einerſeits für unſere in— 
nere Ruhe und bevorſtehende Konſtituirung, andererſeits für 
die Natur unſerer künftigen Stellung in Deutſchland, veran— 
laßte mich, ſie ohne allen Verzug der Berathung des Miniſter— 
raths zu unterziehen. 

Nach weiterer Überlegung und Abwägung aller Verhält— 
niſſe wurde vom Miniſterrath dem an Seine Majeſtät vorzule- 
genden Vorſchlag zugeſtimmt, in Folge deſſen der im Bundes— 
beſchluß vom 7. April aufgeſtellte Wahlmodus für die Beſchi— 
ckung des konſtituirenden Parlaments in ſeiner Anwendung auf 
Oſterreich anzunehmen wäre, fo ſchwer es uns auch fiel, fo 
ſchnell und ſo gänzlich unvorbereitet unſere ganze Bevölkerung 
zu einem Wahlgeſchäft zu rufen, deſſen plötzliche Einführung 
auf einer dergeſtalt breiten Baſis, wie es der Bund haben 
wollte, ſelbſt in den am längſten freien Ländern mit nicht ge— 
ringen Beſchwerniſſen verknüpft ſein mußte. 

Dieſe Entſchließung Seiner Majeſtät wurde am 17. 
April dem k. k. Präſidialgeſandten bekannt gemacht, und ihm 
zum Schluß noch geſagt: „Doch wir wollen uns einmal, ſo 
„lange dieſes mit den Lebensprincipien unſeres Reiches nur 
„immer noch vereinbarlich iſt, von Deutſchland nicht trennen, 
„und werden demnach auch muthig die allerdings nicht leichte 
„Probe zu beſtehen trachten, die uns durch jenen Bundesbe— 
„ſchluß aufgelegt wurde.“ 
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In Gemäßheit deſſen wurden die Wahlen für Frankfurt 
vom Miniſterium des Inneren ausgeſchrieben, und der fol— 
gende Artikel in der Wiener Zeitung vom 21. April bekannt 
gemacht: 

„Weit entfernt, den bevorſtehenden Wahlen zum deut— 
„ſchen Volksparlamente eine beſtimmte Richtung vorzuzeichnen 
„oder auf dieſelben Einfluß nehmen zu wollen, findet ſich das 
„Miniſterium durch die bereits angeregte Frage, ob Deutſch— 
„land in Zukunft ein Bundesſtaat oder ein Staatenbund ſein 
„ſoll, veranlaßt, ſeine Anſicht auszuſprechen.“ 


„Von dem Wunſche des innigen Anſchlußes an Deutſch— 
„land durchdrungen, wird Sſterreich jeden Anlaß freudig er— 
„greifen, welcher ſeine Anhänglichkeit an die gemeinſame deut— 
„Ihe Sache zu bethätigen vermag. Es könnte aber nie ein gänz— 
„liches Aufgeben der Sonder-Intereſſen ſeiner verſchiedenen, 
„zum deutſchen Bunde gehörigen Gebietstheile, eine unbedingte 
„Unterordnung unter die Bundes verſammlung, ein Verzichten 
„auf die Selbſtſtändigkeit der inneren Verwaltung mit ſeiner 
„beſonderen Stellung vereinbarlich finden, und muß ſich die be— 
„ſondere Zuſtimmung zu jedem von der Bundes verſammlung 
„gefaßten Beſchluß unbedingt vorbehalten.“ 


„In ſo fern letzteres mit der Weſenheit eines Bundes— 
„ſtaates nicht vereinbarlich erkannt würde, wäre Sſterreich 
»nicht in der Lage, einem ſolchen beizutreten.“ 


Das Wiener Kabinet verſäumte ſonſt keine Gelegenheit 
den feſten Willen an den Tag zu legen, alle ſeine bundesmäßi— 
gen Pflichten gegen Deutſchland gewiſſenhaft zu erfüllen. Eine 


folche Gelegenheit war die Aufforderung, welche vom Bundes: 
tag an Öfterreich erging, fein Beſatzungs-Kontingent nach 
den zweien Bundesfeſtungen Ulm und Raſtatt zu beordern, Ob— 
gleich der Kriegszuſtand, auf welchen dieſe Verpflichtung be— 
ſchränkt iſt, nicht eingetreten war, wollten wir uns dennoch 
nicht der an uns geſtellten Aufforderung entziehen. Alle Ver— 
hältniſſe in dem Nachbarland und in Deutſchland ſelbſt waren 
ſchwankend geworden; die Militär-Kommiſſion am Bundestag, 
beſorgt um die Erhaltung und Sicherheit der genannten Feſtun— 
gen, deren Bau noch nicht vollendet war, hatte den Antrag 
geſtellt; die Bundesverſammlung hatte ihn angenommen, es 
war uns genug. Trotz allen Kriegs- und Geldbedrängniſſen un— 
ſerer damaligen Lage, wurde in gerechter Würdigung der poli— 
tiſchen Wichtigkeit einer ſolchen Maßregel, auf meinen Antrag 
vom Miniſterrath einſtimmig der Beſchluß gefaßt, der Auffor— 
derung Genüge zu leiſten. Nach erhaltener ſouveränen Ermäch— 
tigung wurden aus Böhmen das Regiment Wellington nach 
Raſtatt und das Regiment Latour nach Ulm beordert und augen— 
blicklich in Marſch geſetzt. 

Die Territorial-Regierungen von Baden und Würtem— 
berg ließen uns jedoch die Erklärung zukommen, daß in dem 
Innern dieſer Feſtungen noch keine Räumlichkeiten vorhanden 
wären, um einen ſolchen Zuwachs der Beſatzung aufzunehmen, 
und daß, in ſo lange ſie nicht hergeſtellt ſein würden, dieſe Regi— 
menter in der nächſten Umgebung auf dem Lande untergebracht 
werden müßten. Dieſes war nicht in Recht und Pflicht be— 
gründet; es hätte zu Unzukömmlichkeiten verſchiedener Art 
den Anlaß geben können. Es fand ſich daher die öſterreichiſche 
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Regierung beſtimmt, dieſe Truppen, die nicht mehr weit 
vom Ziel ihres Marſches entfernt waren, aus Deutſchland 
zurückzuziehen, mit der Erklärung, immer bereit zu ſein ihre 
Bundespflicht zu erfüllen, ſobald man ihr die Möglichkeit 
hiezu geben würde. 

Die Regimenter wurden aus Baiern nach Tyrol beordert 
und zur Verfügung des Herrn Feldmarſchalls Grafen Radetzky 
geſtellt. Das Regiment Latour traf dann noch zu rechter Zeit 
ein, um Theil an dem Angriff auf Vicenza zu nehmen und ſich 
bei dieſer brillanten Gelegenheit beſonders auszuzeichnen. Die— 
ſes ſei nur geſagt, um den Zeitpunkt zu bezeichnen. 


Die Richtung dieſes Marſches nach Italien mißfiel in 
Frankfurt. Man kann ſich ſchwer erklären, wie eine ſolche 
Verwirrung der politiſchen Begriffe in Deutſchland hatte ent— 
ſtehen können, wie jene, die damals herrſchend war, und wie 
fie ſich nach Oſterreich mittheilte. Nur das Getriebe der Par— 
teien kann das begreiflich machen. 


Eine Partei ſagte: Wenn das Wohl des deutſchen Vol— 
kes Oſterreich am Herzen liegt, wenn es als die erſte deutſche 
Macht ſich zum Schutze des gemeinſchaftlichen Vaterlandes an 
die Spitze desſelben ſtellen will, ſo ſoll es Italien aufgeben 
und abſtehen von einer Politik, deren Zwecke verſchieden ſind 
von jenen, die Deutſchland zu verfolgen hat. 

In dem Maß alſo, als die Waffen Sſterreichs das 
Übergewicht in Italien gewannen und deſſen dortigen Beſitz 
ſicher ſtellten, entfernte ſich die Neigung dieſer Partei von 
Oſterreich. 
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Die Artikel 2 und 3 der ſpäter entworfenen Verfaſſung 
trugen das Gepräge dieſer entſchiedenen Entfernung an ſich 
und bewieſen die numeriſche Stärke dieſer Partei. Nach ihr 
hätte Oſterreich Italien aufgeben ſollen als Unterpfand, daß 
es den Stützpunkt ſeiner Macht einzig und allein in Deutſch— 
land ſuchen wolle; um dieſen Preis hätte es die Majorität 
der Stimmen für ſich gehabt. Sſterreich hätte als europäiſche 
Macht ſchwach werden ſollen, um Bürgſchaft zu geben, daß 
es als deutſche Macht ſtark zu werden ſtrebe. 


Die verwandte Partei in Sſterreich hing feſt an dieſer 
Idee. Viele gingen noch weiter und wären bereit geweſen, alle 
anderen nicht deutſche Elemente des Kaiſerreichs gleichwie 
Italien aufzugeben, um nur eine rein deutſche Macht zu bil— 
den, die ſich dann als Beſtandtheil dem großen Deutſchland 
mit einem vielleicht fremden Kaiſer an der Spitze einverleibt 
hätte. Alle Revolutions-Männer geſellten ſich, mehr oder min— 
der verlarvt, zu dieſer Partei, um mit ihrer Hilfe die Zer— 
trümmerung des ganzen Staates ſchneller herbeizuführen. 


Eine andere Partei war von dem vorgefaßten Entſchluſſe 
geleitet, durch die Ausweiſung Sſterreichs wenigſtens eine Art 
moraliſcher Einheit für Deutſchland zu erzielen. Die Artikel 
2 und 3, auch von einem engeren Geſichtspunkt aufgefaßt, ent— 
ſprachen auf jeden Fall dem Zweck, Sſterreich, wo nicht ganz 
zu verderben, doch zu ſchwächen. 

Es iſt fo viel über dieſe Artikel und über ihre Folgen ge— 
ſchrieben und geſtritten worden, daß man, ohne müßige 
Wiederholungen, nicht wohl mehr davon ſprechen kann; ich 
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will auch deßhalb nur noch einen Augenblick und mit einer ein- 
zigen Bemerkung dabei verweilen. 


In dem Grundſatze, daß kein deutſcher Fürſt über ein 
anderes Volk oder über Abtheilungen anderer Völker gleich— 
zeitig und in Vereinigung mit Deutſchen herrſchen könne, liegt 
für Deutſchland der Keim großer Schwäche und mit der Zeit 
eine gänzliche Zerſtörung, in ſo fern als nicht zugleich auch 
der erſetzende Grundſatz ausgeſprochen würde, daß kein frem— 
der Fürſt oder keine fremde Regierung jemals über Abtheilun— 
gen des deutſchen Volkes herrſchen könne. Es ſcheint auch, 
daß dieſer Grundſatz als Vervollſtändigung des erſten, wenn 
er gleich aus wohl begreiflichem Grunde nicht ausgeſprochen 
werden konnte, von den Vorfechtern des letzteren de facto in 
lebendige Anwendung gebracht werden wollte; wenigſtens iſt 
der erſte Verſuch davon in der Angelegenheit Schleswig's ge— 
ſchehen, wo man ſich auf den Wunſch des Volkes berufen konnte. 


Was ſoll aber dort erfolgen, wo die getrennten Stammes: 
genoſſen die Wiedereinverleibung nicht verlangen, oder wo der 
Gewährung ihres Wunſches etwas allzugroße Hinderniſſe ent— 
gegenſtehen? Die deutſchen Regierungen ſollen alſo gezwungen 
werden, jeden fremden Beſitz aufzugeben, während es den Frem— 
den frei bleiben ſoll, über deutſche Bevölkerungen zu herrſchen? 
Es liegt wahrlich in dieſen Artikeln 2 und 3 entweder 
Krieg bis zur Wiedereroberung und Einverleibung der ge— 
trennten deutſchen Theile, gleichviel ob ſie ſich gezwungen oder 
freiwillig einer fremden Herrſchaft angeſchloſſen haben, oder 
ſchmachvolle Erniedrigung. 
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Was ſollte unter andern mit den Deutſchen in den Oſtſee— 
Provinzen geſchehen, die ſich dort als Eroberer angeſiedelt 
haben? Wer wird überhaupt dem Weſen der Nationalität be— 
ſtimmte Grenzen ſtecken wollen? Wer gehört zum germaniſchen 
Stamm oder nicht? die Holländer, die Flamländer, ſind ſie 
nicht Plattdeutſche, oder ihnen ſehr nahe? die Dänen ſelbſt, 
die Schweden, die Angelſachſen, ſind ſie nicht in weiterer 
Entfernung germaniſchen Urſprungs? Wer wird denn ver— 
meſſen genug fein, die fruchtbare Ausdehnungskraft, die im 
menſchlichen Geſchlecht liegt, und die ſich in der Ausbreitung 
der Nationalitäten offenbart, in den engeren Schranken der 
Staatenbildung feſtbannen zu wollen? Oder umgekehrt, wer 
wird einen Staat bilden wollen auf der Grundlage einer 
Nationalität, die keine Ausdehnungskraft in ſich enthält? 

Die Idee des Staates iſt beſchränkt durch die verſchie— 
denen veränderlichen Verhältniſſe ſeiner Bildung; der Staat 
iſt der komplizirteſte Begriff, den der Verſtand aufzufaſſen 
hat, und die leidenvolle Geſchichte der Menſchheit beweiſt, wie 
ſchwierig dieſe Auffaſſung ſei. Die Idee der Nationalität iſt 
hingegen eine einfache; ſie hat keine andere Beſchränkung, als 
die anderer Nationalitäten. Darum iſt aber auch der Kampf 
ihr Weſen, und dieſer Kampf wird überall ausbrechen, wo 
der Begriff des Staates nicht als Vermittler auftritt. So iſt 
es ſeit langem in Sſterreich geſchehen. Der Staat mit dem, 
wenn auch nicht verkündeten, doch ſtets angeſtrebten Geſetz der 
Gleichberechtigung iſt als Friedensſtifter eingeſchritten, und 
unter dem Schutze dieſes Geſetzes, ſoweit es Geltung gewonnen, 
hatte der Kampf der politiſchen Kräfte aufgehört. Der 


Kampf der moraliſchen Kräfte wird freilich durch jene 
Gleichberechtigung nicht gebannt, denn er hat die Aufgabe, die 
gleiche Berechtigung zur gleichen Befähigung hinan 
zu führen, und es wäre in einem freien Staat nicht denkbar, 
daß man gewillt ſei, den nicht Wiſſenden, nicht Befähigten in 
allem mit dem Wiſſenden, dem Befähigten gleich zu ſtellen. Der 
Staat hat dabei nur darauf zu ſehen, daß die Freiheit des 
Kampfes beſtehe, daß man keinen Theil ſeiner Waffen beraube; 
dann ergeben ſich die Reſultate von ſelbſt. Der Gebildetere ſoll 
nicht zum Stillſtande gezwungen werden, weil Andere ihm 
nicht nachkommen können. 

Die Artikel 2 und 3 der Frankfurter Verfaſſung ſind 
alſo das Ergebniß der zaghafteſten Reſignation, ſie ſind ein 
Rückzug vom Kampfplatze; der deutſche Staat ſollte ſich auf 
ſich ſelbſt beſchränken, und die durch Staatenbildung gemiſchten 
Nationalitäten ſollten ſich von ihm ablöſen. Man verzweifelte 
ihnen gegenüber an der Kraft deutſchen Wiſſens und Wollens. 

Wenn die Ausführung dieſer beiden Artikel möglich wäre, 
würde Deutſchland, von einer Art chineſiſcher Mauer umgeben, 
zur chineſiſchen Starrheit herabgekommen ſein. Übrigens waren 
ſie bei Vielen nicht ſo ernſt gemeint; ſie ſollten bloß als 
Waffe gegen Ofterreich dienen. Sie waren die beſchämende Ant— 
wort auf die warmen Äußerungen treuer Anhänglichkeit, die 
Oſterreich an Neu-Deutſchland verſchwendet hatte. Es gingen 
auch darüber in Oſterreich Aller Augen auf, in jeder Bruſt 
erwachte das Gefühl der Liebe zu dem eigenen gemeinſchaftlichen 
Vaterlande, das von höherem und feſterem Bau als jenem 
der Nationalität ſich bewährt hatte. 
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Kehren wir nun zurück zu der Bewegung, die im März 
und April 1848 Sſterreich nach Deutſchland hinzog. Als 
charakteriſtiſches Zeichen derſelben will ich zweier Epiſoden er— 
wähnen, in denen ich zu interveniren hatte. 

Wie man in Wien Kunde von einer Volksverſammlung 
in Frankfurt unter dem Namen eines deutſchen Vorparlaments 
erhalten hatte, trat die deutſche Geſinnung beſtimmter auf. 
Es war am 2. April 1848, daß die deutſche Fahne am 
Stephansthurme aufgeflanzt wurde, und daß eine Schaar 
Studenten mit Profeſſoren an der Spitze in die Burg zog. Die 
Führer verlangten vorgelaſſen zu werden, um dem Kaiſer die 
deutſche Fahne zu überreichen, mit der Bitte, ſie vom Balkon 
dem verſammelten Volke zu zeigen; ſie wurde dann am Balkon 
befeſtigt, bald wehete ſie aus Tauſenden von Fenſtern in der 
Stadt und den Vorſtädten. Es wurde beſchloſſen, Deputirte zur 
Verbrüderung mit dem deutſchen Volk nach Frankfurt zu ſchicken. 

Am 3. April wurden von den Doktoren und Studenten 
der Univerſität die Deputirten zum Vorparlament gewählt. 
Die niederöſterreichiſchen Stände und die Stadt Wien waren 
dieſem Beiſpiele gefolgt. 

Am 4. reichten die von dieſen Körperſchaften gewählten 
Deputirten ein Geſuch an den Kaiſer ein, ihnen die in der 
Schatzkammer aufbewahrten Inſignien des deutſchen Reiches 
aus folgen zu laſſen, um fie nach Frankfurt zu überbringen und 
dort zur Verfügung des deutſchen Volkes zu ſtellen. Dieſe 
Herren kamen an demſelben Tage zu mir, um mich in Berufung 
auf ihr Geſuch um einen Befehl an die Schatzkammer zur Er— 
folglaſſung der Reichs-Inſignien zu erſuchen. 


gr 
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Ich erwiederte, es ſei mir von ihrem Geſuche noch nichts 
bekannt, es wäre noch nicht an mich herabgelangt; ich könnte je— 
doch nicht entſtehen, ihnen im Voraus zu erklären, daß ich gegen 
ihren Wunſch ſtimmen würde. Dieſe Kleinodien wären allzu— 
ehrwürdige Denkmäler der deutſchen Geſchichte, als daß man 
ſich erlauben könnte, ſie ſo zur privativen Verfügung zu ſtellen; 
denn ſie hätten keine ämtliche Sendung nach Frankfurt, und 
dort beſtände noch keine andere geſetzmäßige Vertretung des 
deutſchen Volkes als der Bundestag. 

Sie kamen am 5. zurück, als ſie die Gewißheit hatten, 
daß inzwiſchen ihr Geſuch zur Vortragserſtattung mir zuge— 
ſtellt worden war. 

Dieß diente mir zur Veranlaſſung, um auf die Wieder— 
holung ihrer Aufforderung an mich, mich ausführlicher mit 
ihnen zu beſprechen. Ich äußerte: ſie ſeien Männer, welchen 
ich die höheren Rückſichten einer ſolchen Frage vortragen konne, 
mit der Überzeugung verſtanden zu werden. Eine ſolche Krone, 
ein ſolches Scepter bleiben unzertrennlich von dem politiſchen 
Ideenkreis, zu welchem ſie gehört haben und deſſen hiſtoriſche 
Symbole ſie geblieben ſind. Ohne Reich gehören ſie nirgends 
anderswohin, als an einen ſichern anſtändigen Ort zur Aufbe— 
wahrung; nirgends beſſer und würdiger, als unter der Obhut 
des regierenden Hauſes, welches fünf Jahrhunderte lang ſie 
getragen hat. 

Sie gehören aber nicht dem Haufe Sſterreich, ſagte ein 
Wortführer der Deputation, ſie gehören dem deutſchen Volke; 
unſer Verlangen iſt, ſie dem Volke, dem ſie angehören, 
zurückzubringen. 
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Es iſt auch nicht als Eigenthum, erwiederte ich, daß 
dieſe Krone in Wien aufbewahrt bleibt, um ſo weniger noch, 
da ſie nur Wahlkrone war. Sollte das deutſche Volk ſich ſo 
konſtituiren, daß es ſie zurückverlangen und brauchen ſollte, ſo 
bin ich überzeugt, daß Se. Majeſtät der Kaiſer dieſe von Karl 
dem Großen herkommenden Inſignien Deutſchland zurückſtellen 
würde. So lang aber Deutſchland, zerriſſen in ſeinem Inne— 
ren, der Kampfplatz für alle politiſche Staatstheorien bleibt, 
ſollen ſolche ehrwürdige Andenken allen Zufällen des Streites 
nicht Preis gegeben werden, auch ſollen ſie nicht zum Spiele 
ehrgeiziger Abſichten dienen. 

Der Inhalt dieſer Worte war in ein langes Geſpräch 
verflochten. 

Dieſe Herren ſchienen um ſo weniger geneigt, auf die 
Erfüllung ihres Wunſches zu verzichten, als eine Art Pro— 
gramm zu ihrem Abzuge von Wien, als Träger dieſer geſchicht— 
lichen Kleinodien, ſchon entworfen worden war, und als ihrer 
Seits, nach ihrer Außerung, alle Anſtalten zur Übernahme 
derſelben getroffen waren. 

Am andern Morgen kamen doch drei aus ihrer Mitte zu 
mir zurück, und erklärten mir, daß in dem erſten Augenblick 
ihrer Begeiſterung für eine große Idee, ſie die zarteren Seiten 
derſelben nicht berückſichtigt hätten, und da fie nicht Urſache 
neuer Verlegenheiten für die Stellung Sſterreichs in Deutſch— 
land ſein wollten, indem ſie vielmehr nur den engeren Anſchluß 
anzubahnen ſuchten, ſo hätten ſie beſchloſſen, in Erwägung 
der Gründe, die ich ihnen auseinander geſetzt hatte, ihr Vor— 
haben aufzugeben. Ich dankte ihnen für dieſen Beweis der Auf— 
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richtigkeit ihrer patriotiſchen Geſinnung. Bald darauf reiften 
ſie ab im feierlichen Zuge, von National-Garden und Studen— 
ten bis zum Bahnhof hinaus begleitet. 


Während die deutſche revolutionäre Partei den größern 
Theil der noch harmloſen Bevölkerung Wien's in die Richtung 
der politiſchen Ideen Deutſchlands mit ſich fortriß, regte ſich 
zugleich ein anderer Geiſt in der Hauptſtadt, ein Geiſt ſchein— 
bar des Friedens. Es hatten ſich viele Stimmen für die ſchleu— 
nige Herſtellung des Friedens in Italien vernehmen laſſen. 
Viele meinten, daß Italien um jeden Preis aufgegeben werden 
ſollte, und je ſchneller je lieber; denn bei der Ungunſt der 
Verhältniſſe wäre es Schade um jeden Mann und um jeden 
Gulden, die in dieſem erfolgloſen Kriege geopfert würden. 


In einer ſo bewegten von ſo vielen Widerſprüchen zer— 
riſſenen Zeit iſt es ſchwer, eine aufrichtige, an und für ſich ehr— 
liche und nur ſchwache Geſinnung von dem falſchen Spiele der 
Parteien zu unterſcheiden. Die Lage war ſo verwickelt, daß man 
ſie zergliedern muß, um ſie jenen anſchaulich zu machen, die nur 
die Ergebniſſe davon wahrnahmen. 


Die aufrichtige deutſche Partei rieth zum Frieden, ſollte 
er auch mit dem Opfer Italiens erkauft werden, um Sſter— 
reich zu zwingen, Erſatz dafür in dem Anſchluſſe an Deutſch— 
land zu ſuchen. 

Die tiefer greifende revolutionäre Partei rieth dasſelbe, 
um Öfterreich moraliſch zu ſchwächen, und jeden der an— 


deren nach Trennung ſtrebenden Theile zu dem Unternehmen 
aufzumuntern. 
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Die Geldmänner waren unter den erſten, die ſich in glei: 
chem Sinne erklärten; ſie ſcheinen zuweilen in der Politik 
darum kurzſichtig zu ſein, weil es ihnen um eine kurze Sicht in 
ihren Geſchäften zu thun iſt. 

Es leben in Wien viele Italiener, die neben ihrem Ge— 
ſchaͤft auch zum Schutz ihres Vaterlandes wirken wollten, na— 
mentlich die italieniſchen Seidenhändler und Seidenwaaren— 
Fabriken ſind in Wien von großer Bedeutung; denn ſie ſind 
das Mittel eines für beide Theile vortheilhaften Tauſchhan— 
dels geworden. Dieſe Italiener verlangten auch nach der Her— 
ſtellung des Friedens, oder vielmehr, daß der Krieg von Sei— 
ten Oſterreichs nicht fortgeſetzt werde. 

Die Induſtriellen ohne Parteiabſichten ließen ſich endlich 
im Geiſte ihres Geſchäftes von allen Seiten voranſchieben. Es 
kam zu mir eine anſehnliche Deputation des Gewerb-Vereins, 
um vorzuſtellen, welche tiefe Wunde der Krieg in Italien der 
öſterreichiſchen Induſtrie und unſerem Handel überhaupt ſchlüge, 
wie ſehr alle unſere Fabrikländer daran zu leiden hätten; ſie 
hätten ſich daher zur Bitte vereinigt, die Regierung möge doch 
Mittel und Wege ſuchen, um dieſen verderblichen Krieg ehe— 
möglichſt zu Ende zu führen. 

Nach der Verſicherung, daß auch Seine Majeſtät nichts 
ſehnlicher wünſche, bat ich ſie meiner Seits zu bedenken, daß 
unſere Stellung in Italien nicht ſo einfach wäre, daß man 
hoffen könne, den Krieg gleich zu beendigen; daß die Empö— 
rung dort mit Hilfe eines treuloſen Nachbars zu einem Bür— 
gerkrieg geworden wäre; daß wir zuerſt den fremden Feind 
von unſerem Gebiete vertreiben müßten, wie dieß die Ehre 


Oſterreichs erfordere; dann erſt könne man an den Frieden 
denken und nicht eher, und ich würde um ſo eifriger die Hand 
hiezu bieten, als die Beruhigung unſerer eigenen Provinzen 
ſich dann beinahe von ſelbſt ergeben würde. 

Die Herren erwiederten: es ſei ihnen aus ihrem Stand— 
punkte hauptſächlich darum zu thun, den freien Verkehr mit 
dem italieniſchen Handelsſtand hergeſtellt zu ſehen; ſie wären 
bereit, ſo weit es auf ſie ankommen könnte, ſich deßhalb 
zu verwenden. 

Ich ſagte, daß die Regierung, weit entfernt ihnen Hin— 
derniſſe in den Weg zu legen, es im Gegentheil gern ſehen 
würde, wenn ſie als Privatleute, beſorgt um ihre Intereſſen, 
ſuchen möchten, Wünſche der Wiedervereinigung, Worte des 
Friedens hinzubringen. Einvernehmlich mit hier reſidirenden 
Italienern könnten ſie ſolche Einleitung treffen, daß man, be— 
ſonders im Mailändiſchen, erfahre, wie man ihnen in Wien 
freundlich geſinnt ſei; daß, wenn auch einige unter ihnen, die 
am meiſten mit dem Seidenhandel betheiligt wären, nach der 
Lombardie reiſen wollten, ſie es verſuchen könnten. Die 
Herren verließen mich, zufrieden mit meinen Äußerungen; fie 
gaben aber meinen Worten eine Deutung, die ſie nicht hatten. 

Sie verfügten ſich zu dem Präſidenten des Gewerb Ver— 
eins, dem Grafen Ferdinand Colloredo, um ihm zu ſagen, wie 
ich ſie ermächtigt habe, Schritte zu machen, um durch die 
Häuſer, mit denen ſie in Geſchäftsverbindung wären, auf dem 
Grund der gegenſeitigen merkantiliſchen Intereſſen den Weg 
zum Frieden anzubahnen, daß es ſich nun darum handle, ge— 
eignete Individuen zu wählen, um ſie mit dieſer Sendung zu 
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betrauen; er möge daher eine Verſammlung des Vereins auf— 
bieten, mit der Ankündigung dieſer zu treffenden Wahl. 

Sie hatten den Grafen Colloredo in der Aula gefunden, 
beſchäftigt mit Maßregeln zur Organiſirung der akademiſchen 
Legion. In der Eile, die man dem Anſinnen gab, wurde ein 
Plakat entworfen, beſtätigt, gleich zum Drucke befördert, an— 
geſchlagen und herumgetragen, wie man damals dieſe Art der 
Preßfreiheit hatte einreißen laſſen. 

Die Verſammlung war auf den Abend des folgenden 
Tages beſtimmt. Es kamen des Morgens in einer Frühſtunde 
drei beſonnene Männer, Mitglieder des Gewerbvereines, zu 
mir, verlegen, wie ſie über einen ſolchen Gegenſtand ſtimmen 
ſollten, und begierig von mir zu erfahren, was eigentlich die 
Abſicht der Regierung ſei. Ich erzaͤhlte ihnen den Vorgang des 
vorigen Tages; ich wiederholte ihnen meine Äußerungen mit 
der Erklärung, daß alle Schritte, die zum Zwecke hätten, gu— 
tes Einvernehmen zwiſchen unſerem Italien und Öfterreich ber: 
zuſtellen, der Regierung nur willkommen ſein könnten; daß 
allerdings die Verſtändigung zwiſchen den Männern, welche 
die Handels verbindungen zwiſchen den beiden Ländern un— 
terhalten, ein weſentliches Mittel dazu ſein könnte. Wenn 
der Handelsſtand Wien's Deputirte nach Italien zu dieſem 
Verſuche ſchicken wolle, fände ich im Namen der Regierung keine 
Einwendung dagegen zu machen; daß ſie aber nur als Privat— 
leute zu ſprechen hätten, die um ihre Intereſſen beſorgt ſind, 
und niemals im Namen der Regierung, die, wenn ſie ſpre— 
chen wolle, es nicht anders als durch bevollmächtigte Organe 
thun könne. 
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Ich dankte ihnen für ihr vorſichtiges Benehmen und ich 
erſuchte ſie, die Sache in dieſem Sinne aufzuklären, und be— 
ſonders den Herrn Präſidenten davon zu unterrichten. 

Der Herr Graf Colloredo, dem ich auch meiner Seits 
das Porgefallene mittheilen ließ, kam bald darauf zu mir, ent— 
ſchuldigte die Haſt ſeines Benehmens durch die Dringlichkeit, 
welche Männer ſeines Vertrauens der Sache gegeben hatten, 
und durch den Umſtand, daß er den ganzen Tag in wichtigen 
Geſchäften der akademiſchen Legion beſchäftigt geweſen ſei. 

Er ließ gleich die berufene Verſammlung des Gewerb— 
vereins abſagen. Etwas ſpäter kamen einige Mitglieder der 
erſten Deputation, um mir ihr Bedauern zu erkennen zu geben, 
den Sinn meiner Worte nicht ſo aufgefaßt zu haben, wie ich es 
gemeint hatte. 

So wurde dieſer Zwiſchenfall geſchloſſen, den ich aus— 
führlich beſchreibe, weil er kein gleichgiltiger Pinſelſtrich in 
dem Gemälde der Zeit iſt. Es wogte damals Alles durchein— 
ander, ohne Zuſammenhang, in ſich widerſprechenden Richtun— 
gen. Unter dieſer bewegten Oberfläche wurden jedoch zwei feſt— 
ſtehende Zielpunkte nicht aus den Augen verloren. Der eine 
war, ſich mit den deutſchen Provinzen an die Revolution 
Deutſchlands anzuſchließen, der andere, den Zerfall der Mo— 
narchie herbeizuführen; beide halfen ſich gegenſeitig. Der Wi— 
der ſpruch war nur in den Erſcheinungen und zuweilen auch in 
den Mitteln. 

Zum Beiſpiele, während eine Partei den Frieden in Ita— 
lien um jeden Preis abſchließen wollte, freuete ſich die andere, 
als ſie merkte, daß die Regierung Anordnungen zur Fort— 
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ſetzung des Krieges treffe; denn je mehr Truppen nach Italien ge— 
ſendet werden follten, deſto ſchwächer würden fie im Innern fein. 

Als die Truppenverſtärkungen aus Galizien, Böhmen, 
Mähren in Marſch nach Italien geſetzt wurden, ſah man ſie 
mit ängſtlichen Augen ſich Wien nähern; man beruhigte ſich 
erſt, als der Marſch weiter ging. Es erhob ſich auch keine 
Stimme mehr gegen den Krieg. Die einen ſchwiegen aus aufrich— 
tiger Überzeugung, die andern, weil ſie darin die Schwächung 
des Staates ſahen und leichteres Spiel hofften; nur hatten die 
Männer dieſer Meinung nicht berechnet, daß der Krieg in Ita— 
lien auch ein Parteikrieg war, und daß die in Italien beſiegte 
Partei dadurch im Innern der Monarchie von ihrer Stärke 
verlieren mußte. Der Unmuth über dieſen unerwarteten Aus— 
gang machte ſich ſpäter an einem Orte Luft, wo höhere Ver— 
nunft hätte vorherrſchen ſollen, und wo ſtatt der Anerkennung 
der dem Vaterlande geleiſteten Dienſte nur die Reizbarkeit der 
Verrechnung ſich offenbarte. 

Inmitten ſo vieler verſchiedenen Urſachen tiefer Aufregung 
ließ ſich einſtimmiges Verlangen nach der verheißenen Verfaſ— 
ſung vernehmen. Jene, denen ſie vielleicht unwillkommen ſein 
mochte, ſchwiegen; man hatte von keiner Seite Widerſpruch 
zu hören. Die Ungeduld war groß, man wollte ſobald als 
möglich in den Beſitz des ſo lang erſehnten Gutes geſetzt wer— 
den; die Lage war ſo neu, die Veränderung war ſo unver— 
hofft gekommen, daß man ängſtlich gegen jeden Tag der Ver— 
zögerung war. Die Frage war an und für ſich ſehr verwickelt; 
ſie war es noch mehr durch die aus Deutſchland zugewachſene 
Schwierigkeit der Wahlformen geworden. 
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Das Patent vom 15. Marz 1848 hatte beſtimmt: 

„Wegen Einberufung von Abgeordneten aller Provinzial— 
„ſtände und der General-Kongregation des lombardiſch-vene— 
„tianiſchen Königreiches in der möglichſt kürzeſten Friſt mit 
„verſtärkter Vertretung des Bürgerſtandes und unter Berück— 
„ſichtigung der beſtehenden Provinzial-Verfaſſungen, zum Ber 
„hufe der von uns beſchloſſenen Konſtitution des Va— 
„terlandes, iſt das Nöthige verfügt.“ 

Dieſes Nöthige konnte nur in dem Befehle zur Ausfüh— 
rung des in dem Patent ausgeſprochenen kaiſerlichen Willens 
beſtanden haben, und dieſer Befehl konnte damals noch an keine 
andere Stelle ergangen ſein, als an die vereinigte Hofkanzlei. 

Als der Herr Graf Kolowrat, Präſident des neuen Mini— 
ſteriums, am 4. April auf ſein Anſuchen wegen Krankheit 
proviſoriſch ſeiner Dienſtleiſtung enthoben ward, waren noch 
keine Einleitungen zur Einberufung eines Reichstages getrof— 
fen worden. Wie nun die Sache von dem Herrn Miniſter 
des Innern im Miniſterrath als eine dringende in Anregung 
gebracht wurde, wurde die Vorfrage geſtellt, ob bei der ge— 
genwärtigen allgemeinen Lage und bei dem Drängen der öffent— 
lichen Meinung, es jetzt nicht beſſer wäre, die verheißene Ver— 
faſſung aus der geſetzgebenden noch beſtehenden Machtvollkom— 
menheit des Kaiſers erfließen zu laſſen, als erſt darüber mit 
Abgeordneten zu berathen, welche als Vertreter der Provinzen 
nach dem Wortlaute des kaiſerlichen Patentes hätten einberufen 
werden ſollen. 

Wenn die Anordnungen zu der Wahl derſelben in den 
erſten Tagen erlaſſen worden wären, dürfte wohl dieſe Wahl, 


ohne auf Widerſtand zu ſtoßen, nach dem Sinne des kaiſerli— 
chen Patentes vor ſich gegangen ſein. Zweifelhaft war der Er— 
folg von dem Augenblicke geworden, wo die deutſchen Ideen eines 
allgemeinen Wahlrechtes ſchon bis nach Wien vorgedrungen wa— 
ren; eine Unmöglichkeit aber, ſobald man ſich in Wien der Noth— 
wendigkeit hatte fügen müſſen, den Beſchluß des Bundestages 
für die Wahlen zu dem deutſchen Parlament anzunehmen. 

Bei dieſer Sachlage hatten wir zu beſorgen, einen kon— 
ſtituirenden Reichstag als Produkt eines allgemeinen Stimm— 
rechtes zu bekommen, welches Recht allen früheren öſterreichi— 
ſchen Verhältniſſen ſo entfernt lag. Aber auch die Oktroirung 
hatte ihre eigenthümlichen Gefahren; wir mußten darauf ge— 
faßt ſein, einen Theil der Bevölkerung gegen die neue Ver— 
faſſung proteſtiren zu ſehen. 

Die Regierung, von allen Seiten bedrängt, bis in ihrem 
Innerſten erſchüttert, hatte nicht die Kraft, die zur definitiven Lö— 
ſung einer ſolchen Frage nothwendig geweſen wäre Es mochte 
der Reichstag zur Berathung einer Konſtitution, deren Haupt— 
grundlage ſchon vom Kaiſer feſtgeſetzt worden war, einberufen, 
oder die Verfaſſung oktroirt werden, auf keinen Fall, weder 
von der einen, noch von der anderen Seite, war eine der 
Vorbedingungen zu einem feſten Zuſtande der Dinge vorhan— 
den. Es ſchien mir vielmehr nur etwas Tranſitoriſches ſich ge— 
ſtalten zu können, und dieſes auch ſchon deßhalb, weil mit Un— 
garn und Italien mehr als die Hälfte der Monarchie auf jeden 
Fall außerhalb der Verfaſſung blieb. Ich ſchloß mich dem An— 
trag an, daß der Kaiſer die Verfaſſung oftroiren ſolle, doch 
das Gefühl der nahen Zukunft war in mir ſo mächtig, daß in 
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dem Augenblicke, wo ich dieſe Urkunde mit unterfertigte, ich 
erklärte, wie ſchwer es mir auf dem Herzen liege, es thun zu 
müſſen. Es handelte ſich aber vor allem, den Beweis zu ge— 
ben, daß der Kaiſer ſeinen verkündeten Willen durchführen 
wolle, und daß, wenn auch die Art, wie es geſchehe, angefoch— 
ten werden ſollte, man doch für alle Zeit die Grundlage der 
freien Verfaſſung dem hochherzigen Entſchluſſe Seiner Majeftät 
zu danken haben werde. 

Kurz nach dem Erſcheinen des Patentes vom 15. März, 
in welchem geſagt iſt, „zum Behufe der von Uns beſchloſſenen 
„Konſtitution des Vaterlandes, iſt das Nöthige verfügt,“ ſtellte 
ich mir die Frage: Was ſoll die Konſtitution des Vaterlandes 
werden? Die Antwort ſchien mir in dem Ausdrucke ſelbſt zu 
liegen. Er möge, dachte ich mir, entweder abſichtlich mit einer 
ſchon feſtſtehenden Idee gewählt werden, oder eine innige noch 
dunkle Eingebung des Augenblickes geweſen ſein, ſo deutete die 
Vereinigung der zwei Begriffe Konſtitution und Vaterland auf 
etwas Höheres als auf eine gewöhnliche Konſtitution, wie ſie 
heutzutage verſtanden wird. Von dem Augenblicke an, als im 
öſterreichiſchen Kaiſerſtaate der Begriff des Vaterlandes auf 
konſtitutionellem Weg in feine Geltung zu treten hatte, war 
auch die Möglichkeit einer Staatsgröße gegeben, wie ſie vor— 
her nicht beſtanden hatte, einer Staatsgröße, deren bloße Ah— 
nung alle Herzen in Öfterreich höher ſchlagen machen ſollte. 
Wie aber ſoll dieſe Größe ſich geſtalten, wie beſchaffen ſein? 
Welches ſind die Bedingungen ihrer Entwicklung? Wo iſt 
die Grundlage ihrer Fortdauer? Sollte der öſterreichiſche 
Staat eine Konſtitution erhalten, gleich jenen, nach welchen 
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tugal, Belgien, und vielen anderen kleinen Staaten regiert 
wird? Sollte das Vorbild dieſer ſämmtlich der Neuzeit ange— 
hoͤrigen Verfaſſung maßgebend bei der Feſtſtellung der Konſti— 
tution unſeres Vaterlandes ſein? 

Ich meinte es nicht. Ich ſchloß mich aber dennoch dem 
zur Berathung gelangten Verfaſſungsentwurfe ohne Bedenken 
an, weil er in ſeiner Unvollſtändigkeit nur tranſitoriſch ſein 
konnte, und weil er vorerſt nur jene Länder in ſich begriff, die 
unmittelbar unter der Leitung der vereinigten Hofkanzlei ſtan— 
den. Die Hauptfrage, um welche es ſich für den Kaiſerſtaat 
handelte, jene nämlich, ob Sſterreich als föderativer Staat, 
wie er früher war, fortbeſtehen, oder ein Centralſtaat werden 
ſollte, blieb dabei unberührt. Die Zeit, dieſe Frage zu löſen, 
war nicht gekommen; ſie mußte ganz der Zukunft vorbehal— 
ten bleiben. 

Der Gang der Ereigniſſe hat die Entſcheidung zum Vor— 
theile des Centralſtaates zur Nothwendigkeit gemacht, und in 
jeder Nothwendigkeit liegt auch immer die Möglichkeit der Aus— 
führung. 

Mit der Bekanntmachung der von Seiner Majeſtät be— 
ſchloſſenen Verfaſſungsurkunde wurde auch jener aufklärende 
Vortrag des Herrn Miniſters des Innern veröffentlicht, mit 
deſſen Einbegleitung dieſe Urkunde der allerhöchften Sanktion 
unterzogen worden war. 

In dieſem Aktenſtuͤcke nahm der Herr Miniſter des 
Innern die Bevorwortung und die Verantwortlichkeit des Be— 
ſchluſſes auf ſich. Ich könnte daher mich darauf beſchränken, 
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die Gründe anzugeben, die mich vermocht haben Mitunterfer— 
tiger zu ſein, allein ich fühle mich verpflichtet, nicht dabei ſte— 
hen zu bleiben. 

Das eigene Bewußtſein reicht zur Beruhigung des Ge— 
müths in einer Zeit nicht aus, wo die Öffentlichkeit des poli— 
tiſchen Lebens einem Jeden freies Urtheil gewährt. Hier iſt ein 
jeder ſich ſelbſt und ſeinem eigenen guten Namen ſchuldig, ſich 
nicht nur über die nächſten Beweggründe ſeiner Handlungs— 
weiſe, ſondern auch über die Grundſätze, aus denen ſie hervor— 
gegangen, offen auszuſprechen. Ich hatte einem Verfaſſungs— 
entwurfe beigeſtimmt, der durch das kaiſerliche Wort zur 
Staatsurkunde geworden, vom Volke vernichtet und zerriſſen 
wurde. Als Gründe dieſer Gewaltthat wurden angegeben: 

1. Daß dieſe Verfaſſung oktroirt worden ſei. Man wollte 
die Verfaſſung nur als einen unmittelbaren Ausfluß der Volks— 
ſouveränität, oder wenigſtens als eine Vereinbarung zwiſchen 
der kaiſerlichen Macht und dem Volkswillen anerkannt wiſſen. 

2. Daß das Volk nur Eine Kammer, und 

3. daß, wenn auch zwei Kammern angenommen würden, man 
in keiner von beiden das Element der Erblichkeit dulden wolle. 

Da dieſe Anſichten noch itzt viele Anhänger finden dürf— 
ten, will ich die Gründe für meine entgegengeſetzte Überzeugung 
darlegen: Es mag eine Verfaſſung herrühren, woher ſie wolle, 
von der Machtvollkommenheit des Herrſchers, von dem 
Princip der Volksſouveränität, oder von einer Vereinbarung 
zwiſchen beiden, ſo verändert dieß nichts an den Grundbedin— 
gungen, worauf jede Verfaſſung ruhen ſoll. Eben ſo wie der 
Menſch keines der Geſetze der materiellen Welt gemacht hat, 
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eben ſo wenig kann er für die noch höher ſtehende moraliſche 
Welt Geſetze erlaͤſſen. Die Geſetzgebung für die Thätigkeiten 
der Intelligenz iſt den Zufällen menſchlicher Fähigkeiten und 
Leidenſchaften nicht Preis gegeben worden, ihre Gebote ſind 
eben ſo beſtimmt und ſtehen eben ſo feſt, wie jene der ganzen 
Natur. Die Stürme der Menſchenwelt können die Wirkſam— 
keit dieſer Geſetze lähmen oder verzögern; aber ſie aufheben 
und durch andere willkührliche erſetzen wollen, iſt ein Unter— 
nehmen, welches ſich immer ſelbſt ſtrafen wird. 

Es wird Niemand die allgemeine Verwirrung der Be— 
griffe, deren Zeugen wir ſind, in Abrede ſtellen wollen. Ihre 
Allgemeinheit beweiſet, daß ſie nicht dem Einfluß einzelner 
Perſönlichkeiten zugeſchrieben werden kann, ſondern eben 
nur der auflöſenden Kraft einer irregegangenen Bildung. 
Viele, die an den Ereigniſſen der letzten Jahre mitgewirkt 
haben, ſind bereits ängſtlich verſtummt und zum Nachſinnen 
über die unerwarteten Zertrümmerungen, die ſie erlebten, ge— 
bracht. Die Stimmen der Klügſten in den vorgerückteſten Lan- 
dern rufen aus beklommener Bruſt, nicht nach Glück, das ſie 
kaum mehr hoffen, ſondern nach Ruhe, deren ſie bedürfen, um 
ſich von dem Falle erholen und über die Mittel der Wiederauf— 
richtung nachdenken zu konnen. 

Es iſt daher für uns alle die Zeit herangebrochen, nach 
den Gründen der Verwirrung zu forſchen. 

Die Völker Ofterreichs haben in kurzer Zeit große 
Geſchenke erhalten: perſoͤnliche Freiheit und Freiheit des 
Beſitzes; der Menſch und die Erde, die ihn trägt und 
nährt, ſind gleichzeitig frei geworden. Dieſe großen Geſchenke 
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find aus der Machtvollkommenheit des Kaiſers erfloffen und 
lagen ſchon lange als Keime, die eine günſtige Zeit zur Ent— 
wicklung bringen ſollte, in allen Urbarial-Anordnungen vor— 
bereitet, die ſeit der Regierung Maria Thereſia's nach 
und nach getroffen wurden. Das Patent vom 11. April 1848 
iſt nur als ihre Vollendung und ihr Schluß zu betrachten. Ne— 
ben dieſer oktroirten Freiheit wollen wir, um einen friedferti— 
gen Vergleich zwiſchen Oktroirung und Errungenſchaft zu ſtif— 
ten, die verfaſſungsmäßige Beſchränkung der kaiſerlichen Macht 
als eine Errungenſchaft von Seite des Volkes gelten laſſen. 

Prüfen wir nun auf der Grundlage dieſer Thatſachen 
den Werth des Wortes Freiheit: Offenbar kann die Freiheit 
als reiner Begriff nicht beſtehen; die Freiheit muß immer eine 
bedingte ſein. Sie iſt das Recht Aller; eben darin liegt die 
Nothwendigkeit ihrer Beſchränkung. Alle moderne Verfaſſun— 
gen haben auch für ſolche Beſchränkungen fürgedacht, aber, 
wie es ſcheint, beinahe mehr aus dunkler Intuition, als aus 
einer klaren Überzeugung, denn es wird dabei der Einklang 
vermißt. 

Sie ſetzen alle die Freiheit in zwei Richtungen feſt, die 
perſönliche Freiheit und die politiſche. 

Die perſönliche Freiheit beſteht in dem geregelten und 
ſichergeſtellten Genuſſe der perſönlichen Rechte, welche in den 
modernen Verfaſſungen als Grundrechte, (bill of Rights, 
Droits de I’ homme) bezeichnet find. Die größere Zahl der 
Männer des Volkes wünſchen ſich keine andere Freiheit als 
die perfönliche, weil fie die einzige iſt, die fie verſtehen, deren 
ſie bedürfen, und die ſie genießen können. In allen Ländern, 
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ſogar in der Schweiz klagt man über den geringen Werth, der 
vom Landvolke und auch von ſtädtiſchen Einwohnerſchaften auf 
die Ausübung politiſcher Rechte gelegt wird. 

Die politiſche Freiheit bildet die Beſchränkung der ſouve— 
ranen Macht; fie beſchränkt fie, indem fie dieſelbe unter Mehrere 
theilt, welche dann, um die Einheit herzuſtellen, in Geſtalt 
einer Körperſchaft oder einer Verſammlung wirken ſollen. 

Die politiſche Freiheit hat den Zweck, die perſoͤnliche 
Freiheit gegen die Übergriffe der ſouveränen Gewalt zu 
ſchützen, dieſe möge unter welcher Form ſie wolle wirken. Eben 
um dieſe Übergriffe, die immer in der Natur der Macht lie— 
gen werden, zu erſchweren, hat man die Ausübung der Sou— 
veränität getheilt. 

Es muß aber einem jeden Denker klar werden, daß eine 
unbedingte und ungetheilte perſönliche Freiheit jede beſchränkte 
und getheilte Souveränität überwältigen und am Ende ihre 
Ausübung unmöglich machen würde. Viele Beiſpiele dieſer 
Art hat die Geſchichte der alten Welt, wie jene des Mittel— 
alters aufzuweiſen. Jetzt, da die Freiheit bis in die unterſten 
Stufen der Bevölkerung hinabreicht, würden ſolche Reſultate 
nicht lang auf ſich warten laſſen. 

Wenn daher die politiſche Freiheit einerſeits die perſön— 
liche gegen die Übergriffe der Macht in Schutz zu nehmen hat, 
und deßhalb Beſchränkung dieſer Macht werden ſoll, ſo hat ſie 
andererſeits auch die perſönliche Freiheit ſo zu bedingen, daß 
ſie nicht in ihrer Ungebundenheit jede Macht überwältige. 

Die politiſche Freiheit hat daher, wie man ſieht, die 
wichtigſte und ſchwierigſte Beſtimmung im Staate zu erfüllen, 
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nach Oben und nach Unten. Sie ift kein Genuß, wie die per- 
ſönliche Freiheit, ſie iſt eine Pflicht, eine beſtändige Amts— 
verrichtung, welcher man nicht genügen kann, wenn man ſich 
die Bildung, die hiezu nothwendig iſt, nicht angeeignet hat. 

Unter einer willkürlichen Gewalt verſchwindet in Bezie— 
hung auf das öffentliche Leben jede perſönliche Verantwort— 
lichkeit der anderen Staatsglieder; die Regierung, welche nichts 
von ihrer Gewalt Anderen überläßt, bleibt die einzig verant— 
wortliche für Alle. Im Zuſtande der politiſchen Freiheit ver— 
mehrt ſich hingegen die Verantwortlichkeit in dem Maß, als 
ſie den Antheil an der Staatsgewalt an Mehrere vertheilt. 
Der Begriff der Verantwortlichkeit ſoll alſo im Menſchen 
gleichmäßig mit dem Bewußtſein der eigenen Macht ſich ent— 
wickeln; wo dieß der Fall iſt, da wirkt die Freiheit veredelnd, 
verbeſſernd. Wo jedoch die Thatkraft allein und nicht gleichzei— 
tig mit ihr das Gefühl der Verantwortlichkeit geweckt wird, 
da wird die Freiheit zur Ungebundenheit, zur Zügelloſigkeit; 
ſie fordert Alles, ohne dabei zu fühlen, daß ihr auch Pflichten 
obliegen. 

Das Gefühl der Verantwortlichkeit iſt die nothwendige, 
naturgemäße, moraliſche Beſchränkung der Freiheit. 

Das Gefühl der Verantwortlichkeit iſt unzertrennlich von 
jenem Grade Bildung, welche zwiſchen Recht und Unrecht zu 
unterſcheiden weiß. Wenn der Übergang zur Freiheit ein zu 
ſchneller und zu allgemeiner iſt, entſteht eine allgemeine Unord— 
nung, weil noch nicht die politiſche Urtheilskraft im Volke vor— 
handen iſt, welche den Gebrauch der neu errungenen Freiheit 
zu zügeln im Stande wäre. 
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Wo nach langem Schlummer das Volk plötzlich zur Thei— 
lung der Gewalt aufgerufen wird, will ſich ein Jeder zu der 
eingebildeten Würde eines Geſetzgebers erheben, ohne ſich ir— 
gend einem andern Geſetze fügen zu wollen, als gerade dem, 
das er geſonnen iſt zu erlaſſen. Hierdurch wird aber die geſell— 
ſchaftliche Ordnung zerſtört, denn dieſe baut ſich nicht auf will— 
kürlichen Satzungen auf, ſondern ſie beruht auf Urgeſetzen, die dem 
Menſchen vorausgegangen ſind, und ſie iſt an Vorbedingungen 
gebunden, welche die Willkür nicht ſchaffen kann. Der Unge— 
horſam ſtört die Ordnung, und der Gehorſam allein ſtellt ſie 
nicht wieder her, eben weil ihre Bedingungen vom Menſchen 
unabhängig ſind. 

Im freien Staate ſoll darum kein Geſetz dem einen 
Theile politiſche Rechte aufdringen wollen, die er nicht will, zu 
deren Ausübung er nicht die Fähigkeiten hat; denn ein ſolches 
Geſetz würde die Freiheit vernichten, die man begründen will. 

Hieraus folgt, daß nothwendig den höheren Volks— 
klaſſen, welche vor der politiſchen Umſtaltung an der Regierung 
ſich mehr betheiligt haben und bei denen auf größere politiſche 
Reife gerechnet werden kann, ein größerer und wo möglich ein 
geſonderter Antheil an der Volksvertretung eingeräumt, und 
daß, wenn man ſchon Eine Kammer will, dieſelbe nicht 
nach dem allgemeinen Stimmrechte gewählt werden ſoll. 

Es werden in Deutſchland Urkunden aufbewahrt, und ich 
habe eine ſolche in Wien geſehen, erlaſſen von Otto dem 
Großen in lateiniſcher Sprache, von der ſchönſten Schrift, 
auf dem beſten Pergament, von einem kaiſerlichen Reichskanz— 
ler unterſchrieben, mit dem Zeichen des Kreuzes aus kaiſerli— 
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cher Hand verſehen, das uns heute noch zum Beweiſe dient, daß 
dieſer gewaltige Beherrſcher einer gewaltigen Zeit des Schrei— 
bens und auch wahrſcheinlich des Leſens nicht kundig war. Man 
kann ſich wohl für eine ſolche Zeit einen ſolchen Fürſten denken, 
aber zu keiner Zeit eine ſolche geſetzgebende Verſammlung. 

Es gibt jedoch noch einen höheren Beweis gegen dieſe 
Form einer konſtitutionellen Verfaſſung. 

Die Gegenſätze ſind im politiſchen Leben eben ſo noth— 
wendig, wie in der Natur. In einer einzigen Kammer ſind 
keine Gegenſätze, ſondern nur Widerſprüche. Die Kraft eines 
Gegenſatzes ſoll nie gebrochen, lediglich ſeine Übergriffe ſollen 
gehindert werden. Der Gegenſatz wird aber gänzlich vernich— 
tet, ſobald er von der Majorität zum Stillſchweigen verur— 
theilt wird. Die Folge davon iſt, daß dieſe beſiegte, zum 
Stillſchweigen in der Kammer verurtheilte Oppoſition nun 
hinaus geht und zum Volke ſpricht. Das organiſche Leben 
der Vertretung hört damit auf; für jede Frage wird das all— 
gemeine Stimmrecht in Anſpruch genommen. Der Buͤrgerkrieg 
iſt einem ſolchen Zuſtande immer nahe; Beiſpiele liegen vor. 

Die Anhänger der neuen politiſchen Lehren erklaren, vom 
blinden Eifer beſeelt, man könne auf alle dieſe Gefahren hin 
dennoch das Wahlrecht des Volkes nicht beſchränken; ſein po— 
litiſches Recht würde ihm dadurch verkürzt werden. Man ver— 
gißt aber immer dabei, daß der größere Theil des Volkes 
kein politiſches, ſondern nur perſönliches Recht will, und daß 
der Zweck der Verfaſſung in Beziehung auf dasſelbe nur der 
iſt, daß dem Volke die ihm zuſtehenden perſönlichen Rechte 
nicht entzogen werden. 
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Ohne ſich hier in Erörterungen der verfchiedenen Wahl— 
arten einzulaſſen, will ich nur in wenigen Worten zeigen, wie 
nothwendig es iſt, dem Begriffe der Wahl uͤberhaupt ſolche 
Grenzen zu ſtecken, daß er durch zu große Ausdehnung das 
perſönliche Recht des Menſchen nicht vernichte. 

Man möchte heute weder im Staate, noch im Volke et— 
was Erbliches haben. Eiferſucht und Mißtrauen gegen den 
Gebrauch der Gewalt gehen ſo weit, daß man ſie auch in ihrer 
Dauer möglichſt zu verkürzen ſucht. So z. B. weiſt man unter 
anderem dem wählbaren Vorſtande der Volksverſammlungen die 
möglichſt kürzeſte Dauerzeit an. Man beſorgt, daß durch eine 
zu ſehr verlaͤngerte Amtsthätigkeit dieſer Vorſtand ſich dem 
ſchwankenden Einfluſſe der Parteien entziehen könnte, und ſie 
zuletzt alle beherrſchen würde; und dieſes, denkt man ſich, 
wurde der Freiheit Eintrag thun. 

Staatsformen und Geſetze, welche das Princip der Erb— 
lichkeit nicht in ſich aufnehmen und Alles auf die unſichere, 
unberechenbare Wahlform zurückführen, ſtreiten ſo ſehr gegen 
die Natur des Menſchen, daß ſie unvermögend ſind, Ruhe 
und Ordnung zu begründen. 

Es handelt ſich nicht hier blos um die Erblichkeit des 
Eigenthums und materieller Intereſſen, ſondern überhaupt 
um das Innigſte, das Edelſte, das Eigenthümlichſte im Men— 
ſchen. Dieſes Princip der Erblichkeit bildet die Sonderung 
des menſchlichen Geſchlechtes in Völker, welches ohne dieſelbe 
eine einzige, ungeregelte, unbehilfliche Maſſe bilden würde. 
Auf dem Wege der Erblichkeit bildet jedes Volk die Eigen— 
thümlichkeiten ſeiner phiſiſchen Geſtalt und ſeines moraliſchen 
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Seins heraus und erlangt fo jenes feſte Gepräge, daß es ſich 
durch viele Jahrhunderte erhalten, und, ein jedes für ſich, als 
eine beſondere Individualität in der Geſchichte fortpflanzen kann. 

Wer von der Vergangenheit nichts wiſſen will, hat kein 
Recht auf die Zukunft. Man vergeſſe nicht, daß auch ein Volk 
um die ſeinige kommen und ſeine Individualität ohne Erſatz 
verlieren kann; denn die Urſachen, die letztere verwiſchen, werden 
auch hindern, daß ſich eine andere geſtalte. Auf demſelben 
Wege und viel ſchneller noch als die phiſiſche und moraliſche, 
kann auch die politiſche Individualität eines Volkes verloren 
gehen. Ein einziges fortwirkendes irriges Princip iſt genug, 
um einen Staat zu Grunde zu richten, und um ein Volk um 
Macht und Anfesen zu bringen. Es gehet dem politiſchen Kör— 
per wie dem menſchlichen. Wenn in demſelben ein Hauptorgan 
krank iſt, wird dadurch die Thätigkeit der übrigen dermaßen 
geftört, daß, obgleich ein jedes von ihnen an und für ſich 
geſund iſt, ſie dennoch unvermögend ſind das Leben zu erhalten. 

Wenn der allgemeine Verkehr, jener der Ideen, wie 
der der Güter, ohne Rückſicht für das Vergangene, auf den 
Tag beſchränkt bleibt, entwickelt ſich aus einer ſolchen Lage 
ein moraliſcher Geiſt, der jenem des Proletariats gleicht, deſſen 
Weſen darin beſteht, zu Bette zu gehen, ohne zu wiſſen, was 
der Morgen bringen wird. 

Ein Volk, in welchem durchaus nichts Erbliches bliebe, 
würde bald aufhören ſich ſelber gleich zu bleiben. Die abge— 
brochene Verkettung zwiſchen Vergangenheit und Zukunft 
würde fein ganzes Sein allen Zufällen der ſich beſtändig 
erneuernden und forteilenden Gegenwart Preis geben. Ein 
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ſolches Volk würde ein Baum ohne Wurzeln fein, ohne jene 
Feſtigkeit, welche die Reihenfolge zuſammenhängender Gene— 
rationen allein verleihet; nach einer nicht gar langen Zeit würde 
von ihm nichts erübrigen, als ſein Namen. Es würde das 
durch den Fleiß vieler Jahrhunderte an Bildung und Wohl— 
ſtand Erworbene verlieren, ohne von dem flüchtigen Gewinne 
des Tages etwas feſthalten und auf die Kinder vererben zu kön— 
nen. Man begreift, daß dergleichen Verhältniſſe eine ſolche 
Theilbarkeit des Eigenthums hervorbringen müſſen, daß allge— 
meine Verarmung darauf folgen muß. Eben ſo wird man ein— 
ſehen, daß die Theilbarkeit aller moraliſchen Kräfte bis zum 
allgemeinen Stimmrecht ihre Vernichtung ſein müſſe; es ver— 
ſchwindet damit jede Größe im Lande. 

Man hat nie den Einfluß der Staatsformen auf die in— 
nerſten Verhältniſſe der Völker ganz verkannt, im Gegentheil 
haben alle Revolutionen immer ihre Verbeſſerung zum Zwecke 
gehabt, oder zum Vorwand genommen. Man gehe daher ſehr 
vorſichtig zu Werke, wenn es ſich um die Einführung neuer 
Staatsformen, um die Erlaſſung einer neuen auf veränderten 
Principien begründeten Geſetzgebung handelt. Man bedenke, 
wie wichtig es iſt, nur ſolche Männer zu dieſem Werke zu ru— 
fen, welche die hiezu nöthige Befähigung beſitzen. Man über— 
zeuge ſich wohl, daß es eine Lebensfrage ſei, und daß ihre 
Löſung einzig und allein im Wahlgeſetze liege. 

Dieſe in mir tief eingeprägte Überzeugung der Wichtigkeit 
der Wahlgeſetze hatte mich beſtimmt, obgleich ich mich nach 
dem Wortlaute des Patents vom 15. März 1848 für nicht 
befugt hielt, einen andern Gang einzuſchlagen, als den von 
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dieſem Patent bezeichneten, dennoch für die Oktroirung einer 
Verfaſſung zu ſtimmen. Ich trug Scheu vor jeder Verfaſſung, 
die von einer konſtituirenden Verſammlung ausgearbeitet wor— 
den wäre, welche nach den im April 1848 herrſchenden Ideen 
zuſammengerufen werden mußte; denn damals war kein ande— 
res Wahlgeſetz für die Einberufung des Reichstages möglich ge— 
blieben, als jenes, das uns von Frankfurt aufgedrungen wor— 
den war, und zwar beſonders aus dem Grunde, weil die nach 
dem Patente vom 15. März einzuvernehmenden Provinzialſtän— 
de, namentlich die Niederöſterreichiſchen und die Böhmiſchen, 
weit entfernt, in ſich Widerſtandskräfte gegen jenen demokra— 
tiſchen ſich zum kommuniſtiſchen hinneigenden Geiſt zu enthalten, 
vielmehr deſſen Entwicklung begünſtigt und ſeit dem März that— 
ſächlich, wenn auch nicht als Körperſchaft, doch in der großen 
Zahl ihrer Mitglieder, ihn unterſtützt hatten. Das einzige vor— 
handene Mittel, der Gefahr eines ſolchen Wahlgeſetzes zu ent— 
gehen, war die Oktroirung der Verfaſſung. 


Die Hauptbedingung der Lebensthätigkeit eines Volkes 
liegt in dem Gleichgewichte ſeiner Kräfte, und dieſes Gleichge— 
wicht kann nirgend anders geſucht und gefunden werden, als in 
dem ſich frei bewegenden Gegenſatze der letzteren. 


Revolutionen ſind Beweiſe, daß dieſes Gleichgewicht ge— 
ſtört worden iſt. Sie ſind meiſtens darauf gerichtet, dasſelbe 
wieder herzuſtellen, aber ſie gehen, wie alle Naturgewalten, 
nach dem in ihnen liegenden Momente der Bewegung über das 
Ziel hinaus, und zerſtören oder lähmen die Kraft, deren Über: 
griffen fie blos wehren ſollten. 
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Was in Folge deſſen dem Volksorganismus gebricht, 
kann ſich dann nur durch die Zeit aus ſich ſelbſt wieder heraus— 
bilden; eine kluge Regierung wird hier dem Werke zu Hilfe zu 
kommen wiſſen. Beim Wiederaufbau eines Staates ſoll daher 
nicht nur auf das, was da iſt, Bedacht genommen werden, ſon— 
dern auch auf das, was da ſein ſollte. 

Wenn es ſich alſo um die Art der Volksvertretung han— 
delt, ſollen nicht nur alle Elemente der Entwicklung, ſondern 
auch jene der Erhaltung vertreten werden. 

Jede ſouveräne Macht, unter welcher Form ſie wirke, 
wäre unvollſtändig, wenn ſie keine erhaltende Kraft in ſich 
hätte; eine ſolche Macht würde nichts als eine trügerifche, vor— 
übergehende Erſcheinung, und keine ſouveräne ſein, die, um als 
ſolche zu beſtehen, Alles in ſich faſſen ſoll, was zum Regieren 
nothwendig iſt, nämlich das, was ſich in zwei Worten zuſam— 
menfaſſen läßt: Schaffen und Erhalten. 

Die Dauerzeit der Vertretung kann nicht anders, als in 
der engſten Beziehung mit dem Vertretenen ſtehen; der Ver— 
tretung des Erhaltungs-Principes ſoll alſo eine längere Dauer 
bemeſſen werden, als jener der Entwicklung. 

In dem Entwurfe der Verfaſſung, wie ich ſie mir gedacht 
hatte, war die Beſtimmung des Senates, das Erhaltungsprin— 
cip zu vertreten. 

Das Leben eines Volkes, verglichen mit jenem des in— 
dividuellen Menſchen, iſt eine verlängerte Gegenwart; die 
nächſt vergangene Zeit ſoll immer mit der fortlaufenden in 
ununterbrochener und feſter Verbindung erhalten werden, auf 
daß die zukünftige dem Zufall nicht preis gegeben, ſondern 
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in voraus wohl berechnet und gründlich vorbereitet werde. Je 
weniger dieſe Verbindung in der veränderlichen Geſinnung eines 
bewegten Volkes ſtatt finden kann, deſto mehr thut es Noth, ſie 
durch eine Staatseinrichtung zu erſtreben. Hiezu gibt es zwei 
Wege, jenen der Erblichkeit, und jenen der Überlieferung. Die 
Überlieferung, welche bloß allein in Familien ſich erhält, wird 
am Ende einſeitig wie die Erblichkeit, und artet in Kaſtengeiſt 
aus. Wenn aber die Überlieferung von Körperfchaften aufbe— 
wahrt und übertragen wird, die ſolcher Natur ſind, daß ſie ſich 
immerwährend mit neuen Gliedern aus der gegenwärtigen Zeit 
verjüngen, ſo wird dieſe friſch erhaltene Thätigkeit des Geiſtes 
die Verkettung der Zeit bewahren und dabei den Nachtheil ein— 
ſeitiger Starrheit beſeitigen. Dieſes wollte ich durch die Ver— 
faſſung vom 25. April erreicht wiſſen. 

Die Beſtimmungen des $. 35, die Zuſammenſetzung des 
Senats betreffend, entſprechen aber nicht ganz dieſen Anſichten. 
Mit 150 Mitgliedern, welche von den bedeutendſten Grundbe— 
ſitzern für die ganze Dauer der Wahlperiode aus ihrer Mitte 
gewählt werden, würde das Erhaltungsprincip zu ſchwach ver— 
treten geweſen ſein; denn der Grundbeſitz iſt heutzutage bei— 
nahe eben ſo beweglich, wie das Geld geworden, und das Geld 
wird ſich immer zu allen Veränderungen hinneigen — die es 
für fruchtbringend halten wird. 

Man hatte in Antrag gebracht, die Kammern zu numeri— 
ren; weil man jedoch beinahe unwillkürlich den Begriff der Zu— 
rückſetzung, der in jeder Bezifferung zu liegen ſcheint, auf die zwei— 
te Kammer bezogen hätte, ſchlug ich die Benennung des Senats 
für jene vor, die nach dem Antrage hätte die zweite werden ſollen. 
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Meine Abſicht war dabei hauptſächlich, den Geiſt auf die 
Idee der Dauer zu leiten, welche die Geſchichte, beſonders jene 
des römiſchen und des venetianiſchen Senates, dieſer politi— 
ſchen Benennung ſo unvertilgbar aufgedrückt hat. 

Nach der Bekanntmachung der Verfaſſung hatte ich ſie 
durch die k. k. Geſandtſchaften zur Kenntniß aller europäiſchen 
Höfe zu bringen und zugleich bei dieſem Anlaß den Geſichts— 
punkt feſtzuſtellen, aus welchem dieſe Gewährung des Kaiſers 
aufzufaſſen ſei. Ich erließ zu dieſem Behufe am 30. April 
1848 eine Cirkular⸗Depeſche, die ich hier einſchalte, weil 
ſie die Geſchichte des Tages näher bezeichnet, und weil die 
Anſichten, die ich in derſelben entwickelte, zu den Beſtim— 
mungsgründen meiner Handlungsweiſe gehörten. Sie ging nicht 
in die Offentlichkeit über, und die bald darauf erfolgte Zer— 
reißung dieſer Verfaſſung ließ ihr keinen andern Werth, als 
jenen eines geſchichtlichen Aktenſtückes. 


Cirkular-Depeſche vom 30. April 1848. 


„Der Übergang von der bisherigen Regierungsweiſe des 
öſterreichiſchen Kaiſerſtaates zu jener, welche Kaiſer Ferdinand 
durch die Verfaſſungsurkunde vom 25. April gegründet hat, iſt 
zu ſchnell geweſen, als daß man nicht leicht dahin geführt 
werden ſollte, das Ereigniß mit dem Namen Revolution zu 
bezeichnen.“ 

„Nimmt man aber in Betracht, daß das am 15. März be- 
kannt gemachte kaiſerliche Patent auf drei Tage der Bewe— 
gung einen Zuſtand der Gemüther folgen ließ, welcher nur 
mehr Freude und Vertrauen athmete, — ſo muß man zuge— 
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ſtehen, daß das, was ſich in Wien zutrug, nicht in die Reihe 
der heutzutage fo häufigen revolutionären Staatsumwälzungen 
verſetzt werden kann, und daß die Begebenheiten einen ihnen 
eigenthümlichen Charakter getragen haben; ſo daß man ſie 
nicht nur geſehen, ſondern ſtudirt haben muß, um ſie vollends 
zu begreifen.“ 

„Heute liegt mir ob, Euer ꝛc. das Ergebniß zu erklären, 
damit Dieſelben über die Stelle, die ihm angewieſen iſt, 
nicht in Zweifel bleiben können.“ 

„Die Folge, welche Se. Majeſtät der Kaiſer in Überein— 
ſtimmung mit dem verſammelten Familienrathe dem allerhöch— 
ſten Patente vom 15. März gegeben haben, hat bewieſen, daß 
die kaiſerliche Familie die Lage der Dinge, wie ſie iſt, ver— 
ſtanden hat. Es handelte ſich hier von einer allgemein geworde— 
nen Überzeugung, der man ſich anſchließen und die man befrie— 
digen mußte. Dieß iſt geſchehen.“ 

„Es hatte in der That das Wirken der Zeit, wenn auch 
in Sſterreich weniger heftig hervortretend in Folge der langen 
Aufrechthaltung der alten Regierungsformen, ſeinen Einfluß 
auch hier auf alle Klaſſen der Geſellſchaft erſtreckt und allen 
neue Überzeugungen eingeflößt. Indem ſeit Jahren die Stände 
einzelner Provinzen des Reiches auf Reformen drangen, liefer— 
ten ſie den Beweis, daß die immer ſchwere und oft gefähr— 
liche Sorge zu reformiren nicht der Verantwortlichkeit der Re— 
gierung anheimgegeben ſei. Ihre Rolle und ihre Stellung war 
einfacher und konnte ſich darauf beſchränken, Anderungen zu 
proklamiren, die ſchon durch die Meinung aller Klaſſen der 
Geſellſchaft herbeigerufen und ſanktionirt waren. Dieſe That— 
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ſache wird beſtätiget durch die allgemeine Zuſtimmung, die das 
kaiſerliche Patent vom 15. März gefunden hat, und durch das 
Vertrauen, mit dem das ganze Land der Verlautbarung der 
Verfaſſung entgegenſah, die der Kaiſer ſeinen Voͤlkern zu ge— 
ben verſprochen hatte.“ 


„Nichts in jenem ſchwierigen Augenblicke iſt im Wege der 
Gewalt verändert oder von ſeinem Platze verdrängt worden; 
eine adminiſtrative Kriſe hat ſtattgefunden, durch welche der 
Kreis der politiſchen Rechte der Staatsbürger erweitert und 
dieſen Rechten eine breitere und geſichertere Grundlage als bis— 
her ausgemittelt worden iſt. Dieſe Kriſe hat viel gegeben und 
Niemanden etwas genommen hierin aber liegt der eigenthüm— 
liche Charakter der politiſchen Veränderungen, welche zu Wien 
ſtatt gefunden haben.“ 


„Die ſonſt auf den 19. April fallende Feier des Geburts— 
feſtes des Kaiſers war dieſes Jahr, der Charwoche wegen, auf 
den 25. verlegt worden. Dieſen Tag wählten Se. k. k. Maje⸗ 
ſtät, um die Verfaſſungsurkunde bekannt machen zu laſſen, welche 
Euer ꝛc. in den Zeitungen gefunden haben, und von welcher ich 
Ihnen anbei einige Exemplare, eines davon fuͤr das Archiv der 
Geſandtſchaft beſtimmt, uͤberſende.“ 


„Dieſelbe beruht auf der doppelten Grundlage der bürger- 
lichen Freiheit der Individuen, und der politiſchen Freiheit 
des Landes.“ 

„Heutzutage gehört die Formulirung der Grundſätze, wel— 
che dieſe Freiheiten gewährleiſten ſollen, dem Bereiche des all— 
gemeinen Vernunfterkenntniſſes an. Es konnte ſonach auch die 
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Akte, welche in Öfterreich die konſtitutionelle Regierungsweiſe 
gründen ſoll, nicht eine ihr eigenthümliche Form tragen.“ 

„Hüten wir uns aber, dieſe Form für die Freiheit ſelbſt 
zu halten. Sie iſt nur der Beweis des Beſtehens derſelben, die 
Bürgſchaft für ihre Fortdauer. Im Lande ſelbſt, im Geiſte ſei— 
ner Bevölkerung muß die Freiheit ihr Leben bewähren; das 
hoͤchſte Merkmal ihres Daſeins wird die Volksvertretung fein.“ 

„Im öſterreichiſchen Kaiſerſtaate insbeſondere tritt dieſe 
Wahrheit an den Tag; hier wie nirgends anders wird ſie 
durch die Eigenthümlichkeit der Bildung des Staates in Evi— 
denz geſetzt.“ 

„Das Kaiſerthum Sſterreich hat nicht zur Grundlage das 
ausſchließende Nationalitätsprincip. Dieſes Princip — von dem 
der Begriff eines „Volkes“ ſein Beſtehen herleitet —, iſt eben 
darum ein Princip der Trennung unter den Nationen. Auch die— 
ſer Dualismus iſt ein Geſetz der moraliſchen Welt, wie es jener 
andere Dualismus iſt, welcher den individuellfreien 
Menſchen dem kollektiven Menſchen mit allen Beſchrän— 
kungen des geſellſchaftlichen Zuſtandes entgegenſtellt.“ 

„So ſind die Völker des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates In— 
dividualitäten, denen die Verfaſſungsurkunde des Reiches ihre 
vollkommene und gänzliche Freiheit ſichert.“ 

„Alle Elemente, alle Bürgſchaften dieſer Freiheit ſind in 
den §. §. 54, 55, 56, 57 der Verfaſſungsurkunde enthalten.“ 

„Die Ausübung der Rechte der Provinzen, ſo wie jene 
der Municipien und Kommunen iſt denen anheimgeſtellt, die zum 
Genuſſe derſelben berufen ſind. In dieſem Sinne ſind und blei— 
ben die Provinzialſtände dazu beſtimmt, das eigenthümliche 
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Intereſſe der Provinz zu wahren. Der von einer adminiſtrati— 
ven Centraliſation unzertrennliche Druck wird daher aufhören 
in dem Kaiſerthume Sſterreich möglich zu fein; in dieſem wird 
das Einheitsprincip und die Centralgewalt in dem vereinigten 
Reichstage ſeinen Schwerpunkt finden.“ 

„Die Zukunft unſers Vaterlandes liegt in der geregelten 
Bewegung jener großen und breiten Inſtitutionen, welche, in— 
dem ſie den Lokalintereſſen dort, wo ſie hingehören, das Recht 
der Selbſtregierung angedeihen laſſen, das Princip der mo— 
raliſchen Souveränität der höchſten Sphäre des Staatslebens 
allein vorbehalten.“ 

„Wiſſen die Menſchen die organiſchen Gebilde, die hier 
geboten ſind, gehörig zu leiten, ſo wird ein unüberſteiglicher 
Damm errichtet ſein gegen jene ſocialen Umwälzungen, die 
man heutzutage Geſetz und Wohlſtand ganzer Völker in den 
Abgrund ſchleudern ſieht.“ 

„In dieſer kurzen Darſtellung werden Euer ꝛc. die Mit— 
tel finden, ſich dort, wo es vonnöthen, über die Natur der 
Inſtitutionen, durch welche in Öfterreich die Formen einer 
konſtitutionellen Regierung gegründet worden ſind, gehörig 
auszuſprechen.“ 

Graf Ficquelmont. 

Ich war der nächſte berufen, die politiſche Geſinnung 
Seiner Majeſtät des Kaiſers und der geſammten kaiſerlichen 
Familie kund zu geben. 

Als es ſich darum handelte, die Grundlage der Macht 
und die Stellung des regierenden Hauſes zu verändern, konnte 
ich, in der Eigenſchaft eines Miniſters des Hauſes, die Ur— 
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kunde, vermöge welcher dieſe Veränderung vor fich zu gehen 
hatte, nicht unterfertigen, ſo lange ſie nicht die Zuſtimmung 
des vereinigten kaiſerlichen Hauſes erhalten hatte. 

Zur Prüfung des Entwurfes dieſer Staats verfaſſung und 
zur Erwägung der Gründe zur Erlaſſung derſelben wurde, 
auf Befehl Seiner Majeſtät des Kaiſers, unter dem Vorſitze 
Seiner kaiſerlichen Hoheit des Erzherzoges Franz Karl, 
im Beiſein Seiner kaiſerlichen Hoheit des Erzherzogs Franz 
Joſeph (nunmehrigen regierenden Kaiſers), Seiner k. k. 
Hoheit des Erzherzogs Ludwig und der übrigen damals in 
Wien anweſenden Mitglieder des kaiſerlichen Hauſes eine 
Conferenz gehalten. 

Mir wurde dabei die Gelegenheit zu hören, mit welcher 
Aufrichtigkeit der Geſinnung und hochherzigen Freiſinnigkeit 
die Haupt⸗Grundzüge dieſer Urkunde aufgefaßt wurden. 

Nach wenigen, jedoch für die Gewiſſensruhe des hohen Ra— 
thes weſentlichen Modifikationen wurde übrigens für das Ganze 
mit nachſichtiger Milde eine Formulirung angenommen, die 
mehr der Zeit als den Menſchen angehört. 

Dieſe Verfaſſung, ſo mangelhaft ſie auch war (und wo 
hat man heutzutage eine vollkommene aufzuweiſen) wäre doch 
eine Bucht geweſen, wo man, ſo lange kein Sturm ſich erhob, 
beſſeres Wetter hätte abwarten können, und aus welcher das 
Staatsſchiff mit friſchem günſtigen Winde ſodann in den ſicheren 
Hafen eingelaufen wäre, um mit allen Königreichen Sſterreichs 
Anker zu werfen auf freiem breiten Grunde. 

Zu jeder Staatsform, ſie mag ſein welche ſie wolle, 
gehört aber eine feſte ſtarke Regierung. Die erlaſſene Ver— 
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faſſung hätte Schutzwehr ſein ſollen gegen das Einreißen deſſen, 
was vom alten Staat aufrecht geblieben und noch zum neuen 
Bau zu verwenden war. Eine Regierung, die verſtanden hätte 
die Befriedigung zu benützen, mit welcher die größere Zahl 
der Bevölkerung dieſe Verfaſſung aufgenommen hatte, würde 
mit kräftiger Hand die Leitung aller inneren Angelegenheiten 
wieder ergriffen haben. 


Der Herr Miniſter des Inneren war durch ſeine frühere 
Stellung und durch den Umfang der ihm anvertrauten Gewalten 
dazu berufen. Durch mehrere Jahre hatte er als Hofkanzler 
der vereinigten Hofkanzlei die wichtigſten Zweige der Ver— 
waltung im Staate geleitet, er vereinigte ſie nun alle in ſeiner 
Hand, mit allen Attributen der aufgehobenen Polizeihofſtelle 
vermehrt. Auch war das Inſtitut der National-Garde feinem 
Miniſterium zugewieſen, alle die zahlreichen wohl bewaffneten 
Körper der Stadt Wien waren ihm untergeordnet. — 


Seine erſte Sorge hätte die ſein ſollen, die bedeutende 
organiſirte Volksbewaffnung Wien's gegen die Verführungs— 
künſte der Fremden zu ſchützen, und zu verhindern, daß ſie, 
ins Leben gerufen zur Aufrechthaltung der öffentlichen Sicher— 
heit, nicht Werkzeug der revolutionären Emiſſäre würde; was 
leider nur zu bald und tief greifend geſchah. Es wurde zu 
dieſem Zwecke kein Weg unbetreten, kein Mittel unverſucht 
gelaſſen; kundige Rathgeber, unerſchrockene Führer, waren 
von allen Punkten der revolutionären Windroſe herbeigeeilt. 
Polen, Ungarn, Italiener, alle Staatsbürger Oſter— 
reichs, waren die gefährlichſten dieſer Emiſſäre, ſie kamen 
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mit patriotiſchen Außerungen gemeinſchaftlicher Freiheit im 
Munde, um zum Vortheil ihrer Losreißungsabſichten die 
thätigen Beförderer aller Umtriebe zu ſein, welche gegen die 
Central-⸗Regierung gerichtet waren. Der Herrr Minifter des 
Innern dachte jedoch, daß in der Zeit, wo Seine Majeſtät 
der Kaiſer ein gemeinſchaftliches Vaterland für alle Völker 
der Monarchie gründen wollte, es dieſer hohen Abſicht zu— 
wider wäre, irgend einen dieſer neuen Staatsbürger von der 
Hauptſtadt zu entfernen, ſo lange keine beſtimmte erwieſene 
Thatſache hiezu berechtigte. Dieſe nachſichtige Behandlung 
offener Feinde kam der Sſterreichiſchen Freiheit überhaupt, 
ganz beſonders aber der Wiener Freiheit theuer zu ſtehen. 
Die Folgen davon ließen nicht lange auf ſich warten. Die 
zügelloſe verkäufliche Preſſe eröffnete den Kampf; die Angriffe 
der leitenden Vereine wurden laut, jene der neuen Clubbs 
noch heftiger. Ich wurde zum Zielpunkte dieſer Angriffe be— 
zeichnet. Ich war Allen ein Hinderniß, das man aus dem 
Wege, den man zu gehen entſchieden war, ſchaffen wollte. 

Es mochte wohl allgemein bekannt geworden ſein, daß 
keine Einhelligkeit im Miniſterium herrſche; erwieſen mußte 
es jedoch einem jeden ſein, daß die Verſchiedenheit der An— 
ſichten mehr über die Art, wie die Gewalt zu brauchen 
ſei, als in der eigentlichen Löſung von Fragen zu ſuchen 
war, welche mehr in dem Gange der Ereigniſſe als in 
den Händen der Menſchen lagen. Ich war der Meinung, 
daß die Stellung der Regierung eben darum um ſo eher be— 
feſtiget werden müßte, je mehr man von allen Seiten ſie zu 
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Die eifrigſten Beförderer der Revolution drängten dahin, 
daß die Armee auf die Verfaſſung beeidigt werde; ſie ver— 
langten, daß es feierlich an dem Tage ihrer Verkündigung ge— 
ſchehe, gemeinſchaftlich mit der Nationalgarde. Ich erklärte, kei— 
nen Anſtand zu nehmen, daß für die Armee der Eid auf die Ver— 
faſſung mit in den Fahneneid aufgenommen, und er gelei— 
ſtet werde, wann und wie die Dienſtvorſchrift es haben will; 
daß es aber einen ſtörenden Eindruck auf das Pflichtgefühl des 
Soldaten machen würde, wenn zwei verſchiedene getrennte Eide 
von ihm gefordert würden; daß für die Armee alle Gewalten 
des Staates in der Perſon des Kaiſers verſinnlicht bleiben 
ſollen; daß Treue und Gehorſam erſchüttert werden, wenn 
der Begriff dieſer Pflicht nicht klar und einfach beſtimmt iſt, 
und beſonders wenn er der Einheit mangelt. Der Gehorſam 
laßt ſich nicht theilen, wie die Macht; wenn er nicht ganz bleibt, 
hört er auf zu ſein. Eben aus derſelben Anſchauungsweiſe hatte 
ich mich dem Antrag entgegengeſetzt, daß die Nationalgarde 
bloß auf die Verfaſſung beeidigt werde; als bewaffnete Macht 
müſſe ſie dem Kaiſer ſchwören. Auch ſolle man nicht im Volke 
die Idee aufkommen laſſen, daß zwei verſchiedene getrennte Ge— 
walten gleichzeitig im Staate beſtehen können. 

Die vollziehende Gewalt gebührt dem Kai— 
ſer allein; das waren die Worte der Verfaſſung. 

Es wurde im Miniſterrathe beſchloſſen, daß die von mir 
einverſtändlich mit dem Herrn Kriegsminiſter angetragene 
Formel der Vereidigung auf die „Verfaſſung“, nach erhaltener 
Genehmigung Seiner Majeſtät mit dem üblichen Fahneneide 
vereinigt werden ſolle. 


* 
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Es wurde dabei auf den ſehr wichtigen Umſtand Rück— 
ſicht genommen, daß die Eidformel ſo zu ſtellen war, daß die 
ungariſchen Truppen den Eid leiſten konnten, ohne daß der 
ungariſche Reichstag eine Urſache finden könne, gegen dieſe Ei— 
desleiſtung zu proteſtiren, und einen Grund mehr gewänne, 
die ungariſchen Truppen von der Armee, als Einheit gedacht, 
abſondern zu wollen. Das Wort Verfaſſung, geſtellt, wie es 
war, bezog ſich auf die ungariſche, wie auf die neue öſter— 
reichiſche. 

Für die Nationalgarde wurde kein Antrag mehr geſtellt 
und es unterblieb ihre Beeidung; es kann ſich ein jeder aus 
der Sachlage die Urſache zu ermitteln ſuchen. Überhaupt blieb 
die Organiſation der Nationalgarde ſehr unvollſtändig; ſie 
wurde nur in den praktiſchen Dienſtverrichtungen geübt und 
verwendet, ohne einem feſten organiſchen Geſetz unterzogen 
worden zu ſein. 

Sie blieb eine frei gelaſſene bewaffnete deliberative 
Macht; die akademiſche Legion, freier noch, wurde als Avant- 
garde dieſer Macht geſtellt und gebraucht. Beide waren in ih— 
rer ſchwankenden Stellung ein für die Unordnung geſchaffenes 
Werkzeug, gerade das Entgegengeſetzte deſſen, was fie hätten 
ſein ſollen. 

Es hatte ſich ein lebhafter Streit in der Preſſe über das 
Ein⸗ oder Zweikammer-Syſtem entſponnen; derjenige Theil 
der Revolutionsmänner, die ſich zu den Anſichten der Pariſer 
Revolution vom 24. Februar und zu jenen mit denſelben 
verwandten von Frankfurt bekannte, wollte auch für Wien 
nur Eine Kammer. Es war zu erwarten, daß dieſe Männer 
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die Verfaſſungsurkunde mit aller der Heftigkeit ihrer Geſin— 
nung angreifen würden, weil ſie eine oktroirte war und weil 
ſie zwei Kammern bedingte. In dieſer Vorausſicht hätte man 
Gegenanſtalten treffen ſollen; die Sicherheit des Staates er— 
forderte präventive Maßregeln. 


Die Polen hatten ſich in Wien als eine feſte geſchloſſene 
Partei fuͤr die Agitation gebildet. Eine galiziſche Deputation, 
die nach Wien gekommen war, um Klage gegen einige der Ver— 
fügungen des Grafen Franz Stadion zu führen, und die mit 
der Forderung auftrat, daß augenblicklich alle deutſche Beam— 
ten aus Galizien entfernt und durch nationale erſetzt werden 
ſollten, hatte ſich mit an die Spitze der Bewegung geſtellt. — 
Sie hatte ſich zu dieſem Behufe mit allen Vereinen verbrüdert, 
welche als die Leiter der Umtriebe Wien's bekannt waren; ſie 
wirkte mit Schrift und Wort in der Preſſe und als Volks— 
redner. Ihre Glieder verſäumten nichts, um mit der ihnen eigenen 
geſelligen Gewandtheit auf alle Klaſſen der Bevölkerung Ein— 
fluß zu gewinnen. 

Meine frühern Verhältniſſe ließen ihnen beſorgen, mich 
als einen Gegner zu finden. 

Sehr oft führt in der Gerichtspflege ein ſcheinbar un— 
bedeutender Umſtand auf die Entdeckung eines Verbrechens; 
fo kann man auch auf die Spur einer böswilligen Abſicht ger 
führt werden. 

Eines Tages hatte das Blatt: die Konſtitution einen ſo— 
genannten Korreſpondenz-Artikel aus Rußland aufgenommen, 
betitelt, fo viel ich mich deſſen erinnere, kaiſerliche Beſtechung. 
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Es wurde in demſelben geſagt, daß ſobald der Kaifer 
von Rußland erfahren habe, ich ſei zum Miniſter der auswär— 
tigen Angelegenheiten ernannt worden, ſo hätte er die Schwe— 
ſter meiner Frau, die Comteſſe Tieſenhauſen, Hoffräulein Ih— 
rer Majeſtät der Kaiſerin von Rußland, mit einem Antheile 
eines ſibiriſchen Goldſandlagers beſchenkt, deſſen Reichhaltig— 
keit ſchon fo bekannt war, daß eine Spekulantengeſellſchaft ihr 
gleich dafür ſieben Millionen Rubeln anboth. Dieſe wahrhaft 
romantiſche Großmuth ſollte in weiblicher Linie auf mich zu— 
rück wirken. Die Widerlegung lag von ſelbſt in der Über— 
treibung. 

Der Name der Familie Tieſenhauſen, zum Eſthländiſchen 
Adel gehörig, ſchreibt ſich in Eſthland und in Rußland, wie 
er hier vorliegt. Ein Zweig derſelben iſt aber ſeit langer Zeit 
in Litthauen anſäſſig. Dort und in Polen wird der Name mit 
polniſcher Orthographie geſchrieben, und in dem Wiener Ar— 
tikel erſchien er nach dieſer Schreibart — Tyßzenhauſen; das 
war genug, um die Quelle der Erfindung zu beweiſen, es war 
ein Urſprungs-Certifikat! Dieſer Umſtand hatte an und für 
ſich keinen anderen Werth als den eines Zeichens für mich, 
daß die polniſche Agitation gegen mich gerichtet ſei. Nationa— 
lität, als das einzige wahre und gerechte Element der Staa— 
tenbildung, Ruſſenhaß, Herſtellung Polens, das waren die 
täglichen Argumente der politiſchen Deklamationen in Wien, 
wie in ganz Deutſchland, das waren die Beweiſe der Reg— 
ſamkeit aller Polen; ſie wurde in Wien geſteigert, weil die 
galiziſche Deputation nicht dieſelbe Willfährigkeit beim Mini— 
ſterium des Inneren gefunden hatte, die man, außerhalb der 
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Wirkſamkeit des Miniſterrathes, für die böhmiſche fogenannte 
Wenzelsbad-Deputation gehabt hatte. 

Von allen Seiten ergingen Zeichen eines nahen Stur— 
mes; ſchon am 14. April hatte man in einer zahlreichen Volks— 
verſammlung auf eine Petition angetragen, daß alle Mitglie— 
der des Miniſteriums, welche keine Volksmänner wären, ent— 
fernt werden, daß der Herr F. M. L. Graf Hoyos in dem 
Oberkommando der Nationalgarde erſetzt werden ſolle, da nur 
ein Bürgerlicher bürgerliche Garden befehligen könne. 

Auf einem anderen Wege wurde das Miniſterium in ſei— 
nem Inneren geſchwächt. 

Um die Mitte Aprils war es ſeiner Auflöſung nahe. 
Zwei Mitglieder desſelben hatten erklärt, austreten zu wollen. 
Als ich es dem verſammelten Rathe zur Kenntniß brachte, äu— 
ßerten die übrigen Miniſter: Wenn es ſo ſei, müßten wir alle 
um unſere Enthebung bitten. 

Ich meiner Seits erklärte, ich ſei nicht in der Lage, ein 
neues Miniſterium zu bilden; ich ſei, nach einer neunmo— 
natlichen Abweſenheit, am 16. März in Wien wieder einge— 
troffen; ich hätte die Stadt in ein wahres Schlachtfeld umge— 
wandelt gefunden. Obgleich allen Parteien fremd und ohne je— 
mals in Berührung mit den wichtigſten Führern derſelben ge— 
weſen zu ſein, hatte ich aus reinem beinahe blindem Pflichtge— 
fühl, eben weil es ein Schlachtfeld war, das Miniſterium über— 
nehmen müſſen, zu deſſen Leitung Seine Majeſtät mich be— 
rufen hätten. 

Im Falle der Bildung eines neuen Miniſteriums frug 
ich: Wen man wohl zum Miniſter des Innern Seiner Maje— 
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ſtät vorſchlagen könnte? Es wurde darauf Jemand genannt, 
deſſen Namen ich ohne Bemerkung fallen ließ, aus Gründen, 
deren Angabe nicht hieher gehört. 

Ich war für jetzt entſchieden, nicht zurückzutreten, wie— 
wohl ich meine Stellung nur als eine vorübergehende betrach— 
tete. Auch nach der definitiven Verſetzung des Herrn Grafen 
von Kolowrat in den Ruheſtand, blieb ich nur proviſoriſch 
mit der fortgeſetzten Leitung des Präſidiums beauftragt, 
die ich am 4. April wegen Krankheit des gedachten Grafen 
übernommen hatte. Dieſes Proviſorium ſtellte einen andern 
Rathspräſidenten in Ausſicht; viele Stimmen bezeichneten ihn, 
ich war damit einverſtanden und entſchloſſen, den Platz zu be— 
haupten, bis er käme. Ich fühlte, daß ich der neu angebroche— 
nen Zeit nicht angehörte; ſie iſt zu bewegt und zu laut für 
mein Alter, doch würde ich, obgleich des Schweigens gewohnt, 
Worte zur Vertheidigung meiner Anſicht gefunden haben, wenn 
ich in mir die Faſſung gefunden hätte, die zu dem neuen Ge— 
dankenkriege nothwendig iſt, wo man kaltblütig dem Mangel 
an Aufrichtigkeit zu begegnen hat. Ich meine damit die zur 
herrſchenden Sitte gewordene Politik, vorgefaßte Meinungen 
zum Geſetze zu erheben, ohne jemals den Vernunftgründen des 
Gegners Rechnung tragen zu wollen. Als vertraute Schild— 
wache am Eingange des Hoflagers aufgeſtellt, wollte ich 
bis zur Ablöſung auf dem Poſten ſtehen bleiben. Ich beſchwor 
deßhalb die Herren, alle beiſammen zu bleiben, um nicht durch 
ihren Rücktritt den Thron in einem Augenblicke bloß zu ſtellen, 
wo Alles noch in Frage geſtellt war, und um nicht der von 
allen Seiten hereinbrechenden Anarchie den Platz frei zu laſſen. 
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Damals wurde auch vom Miniſterrathe der Beſchluß ge: 
faßt, die Feier des Geburtstages des Kaiſers wegen der Char— 
woche vom 19. April auf den 25. zu übertragen, und ſich un— 
ausgeſetzt mit der Vollendung des Entwurfes der Verfaſſung zu 
beſchäftigen, ſo daß ſie für den 25. publizirt werden konnte. 

Inzwiſchen hatte Se. Excellenz der Herr Juſtizminiſter 
Graf Taaffe ſein Miniſterium unmittelbar in die Hände Seiner 
Majeſtät niedergelegt und ſeine Enthebung erhalten. Der Herr 
Baron Sommaruga wurde zum Juſtizminiſter ernannt, mit 
proviſoriſcher Fortführung des Miniſteriums des öffentlichen 
Unterrichtes. 

Am 19. blieb nur noch die Modalität der Verlautbarung 
der Verfaſſungsurkunde zu beſchließen. An demſelben Tag er— 
neuerte der Herr Miniſter des Inneren die Bitte, feine ehrer— 
bietige Erklärung an den Thron zu bringen, daß ſeine ge— 
ſchwächte Geſundheit den politiſchen und moraliſchen Stürmen 
nicht gewachſen ſei; daß er nicht auf den augenblicklichen Aus— 
tritt dringe, allein daß es ſeine Pflicht ſei, auf die Nothwen— 
digkeit aufmerkſam zu machen, ſchon jetzt für die Beſetzung ſeines 
Amtes vorzuſehen, welchem er jeden Augenblick durch die tiefe 
Erſchütterung ſeiner Kräfte entzogen werden könnte. 

Der Herr Miniſter erklärte ſich übrigens dahin, eigent— 
lich nicht aus dem Miniſterium ſcheiden, ſondern bloß ſeine Ge— 
ſundheit ſchonen zu wollen, und daß er daher bereit wäre, das 
erledigte Miniſterium des öffentlichen Unterrichtes zu überneh— 
men, welches ihm doch mehr Ruhe gönnen würde. 

Am 20. April erhielt ich von dem Herrn Kriegsminiſter, 
FM. Zanini, die Aufforderung, fein am 13. an das Präſi— 


dium gerichtetes Geſuch um Enthebung von feinem Poſten der 
Schlußfaſſung Seiner Majeſtät unterlegen zu wollen; denn er 
vermöge nicht länger das Miniſterium zu leiten. 

In der Miniſterſitzung desſelben Tages ſetzte der Herr 
FM. Zanini die Gründe feines Austrittes auf eine Weiſe 
auseinander, daß ich auch, ohne die Ermächtigung von ihm ein— 
geholt zu haben, keinen Anſtand nehmen kann, ſie hier zu 
veröffentlichen. „Er erklärte, die Wichtigkeit des Kriegsmini— 
„ſteriums ſei in dieſem Augenblicke zu groß; die Leitung des— 
„ſelben fordere zu viel Thatkraft, Entſchiedenheit und Kriegs— 
„bildung, als daß er, welcher ſo lang in untergeordneter 
„Stellung beim Hofkriegsrath verwendet geweſen, auf einmal 
„als Chef einer Stelle wirken könne, bei welcher höher gra— 
„duirte Generäle noch angeſtellt wären. Abgeſehen von den hö— 
„heren Geſchäften, handele es ſich hier zunächſt um die Bildung 
„des Hofkriegsrathes, und daß ihm eine Form gegeben werde, 
„welche den neuen Verhältniſſen anpaſſe; er könne und wolle 
„dieſe Umbildung nicht auf ſich nehmen.“ Der Miniſterrath 
zollte dieſer Erklärung die Achtung, die ihr gebührte, und 
verlangte von ihm einen Antrag zur Beſetzung der Stelle. 

Herr FM. Zanini erklärte, er kenne für dieſen Poſten 
keinen fähigeren und mehr begabten als den Feldzeugmeiſter 
Grafen Latour, welcher durch ſeine Laufbahn vielſeitig gebil— 
det, zu einem Kriegsminiſter wie kein anderer, ſo zu ſagen, auf— 
erzogen worden wäre. Um die Aufrichtigkeit feiner Überzeugung 
noch kräftiger zu beweiſen, erklärte er ſich bereit, ſich unter der 
Leitung des Herrn F3 M. Grafen Latour bei dem Kriegsmi— 
niſterium ſo verwenden zu laſſen, wie er es bei der früher be— 
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ftandenen Kriegsverwaltung wurde. Ich gab meine Beiſtim— 
mung in Beziehung auf die wiſſenſchaftlich und praktiſch aus— 
gebildeten Fähigkeiten des Vorgeſchlagenen zu erkennen und 
fügte bei, ich könne auch für Herz und Verſtand desſelben Bürge 
ſein. Auch die andern Miniſter ſchienen der Überzeugung zu 
ſein, daß keine beſſere Wahl getroffen werden koͤnne. Da aber 
Graf Latour mir nahe verwandt war, enthielt ich mich der Ab— 
ſtimmung und verließ den Sitzungsſaal. Es währte nicht lange 
und ich wurde erſucht wieder einzutreten, der Rath wäre ein— 
ſtimmig für dieſe Wahl. 

Als Zeichen der Zeit muß ich doch erwähnen, daß mit 
Anerkennung der vollſtändigſten Befähigung es doch bedauert 
wurde, daß Graf Latour zur höheren Ariſtokratie gehöre. Es 
war dieſes Bedauern durchaus nicht die perſönliche Anſicht der 
Mitglieder des Rathes; es war aber ihre Überzeugung, daß 
dieſe Ernennung auf die öffentliche Meinung aufregend wirken 
würde. Nach einiger Zeit hatte ſich jedoch dieſe Aufregung gelegt. 

Graf Latour fiel ſpäter als Opfer der Revolution, nicht 
weil er Ariſtokrat war, ſondern er fiel, weil ſeine kenntniß— 
reiche Thätigkeit Kräfte ins Daſein gerufen hatte, die ſich 
überall als feſter Damm den Feinden der Monarchie ſiegreich 
entgegenſtellten. Ein treu ergebener Diener und Rathgeber ſei— 
nes Herrn und des Staates, allen Umtrieben Feind, fremd 
jeder Partei, fiel er als Soldat in dem Hauſe ſeiner miniſte— 
riellen Wirkſamkeit unbeſorgt um feine Sicherheit. Die äußerſte 
Partei, zum Kampfe entſchieden, hatte ſich den Mann zum 
Opfer auserkoren, von deſſen ſtandhafter Thätigkeit ſie am 
meiſten zu fürchten hatte. 


Kaum war der Graf Latour zum Kriegsminiſter ernannt, 
ſo war ſeine erſte Sorge, die Umbildung des früheren kollegia— 
liſchen Hofkriegsrathes in ein Miniſterium, deſſen Verantwort— 
lichkeit er zu übernehmen hatte, zu veranlaſſen und gleichzeitig 
den Antrag zur Vermehrung der Armee zu ſtellen. Dieſelbe 
beſtand in der Vollzähligmachung der dritten Bataillone bei al— 
len Infanterie-Regimentern, in der Aufſtellung aller Reſerve— 
Diviſionen und Reſerve-Eskadrons. Alle dieſe neuen Forma— 
tionen betrugen nahe an Achtzig Tauſend Mann. 


Aus meinem Standpunkte hatte ich nur Gründe, um die— 
ſen Antrag zu unterſtützen und die Beſchleunigung des Voll— 
zugs zu wünſchen. Der Kriegsminiſter beſagte, er würde un— 
geſäumt den Voranſchlag vorlegen. 


Der Herr Finanzminiſter erklärte mit wahren ſtaats— 
männiſchen Anſichten, die Vermehrung der Ausgaben ſei nicht 
Gegenſtand der Berathung; ſobald jene der Armee als uner— 
läßlich befunden würde, werde es ſeine Pflicht ſein für das 
Gelderforderniß zu ſorgen. In einem Augenblicke, wo ſo viele 
Quellen des Einkommens verſiegten, werde dieß allerdings den 
Finanzen ſehr ſchwer fallen; da er indeſſen von der Nothwen- 
digkeit der Maßregel durchdrungen ſei, gebe er ohne weiters 
ſeine Zuſtimmung. Der Herr Miniſter des Innern fand ſeiner 
Seits keinen Anſtand zu erheben, ſo daß in einer Stunde Zeit 
der Beſchluß gefaßt, und von dem Herrn Kriegsminiſter noch 
an demſelben Tage Seiner Majeſtät der Vortrag unterlegt wer— 
den konnte. Schon am folgenden waren alle Maßregeln zur 
Ausführung im Gange. 
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Es währte nicht lange, und man ſah ſchon die Erfolge 
davon. Es wurden augenblicklich Verſtärkungen nach Italien 
und Tirol in Marſch geſetzt, und es war durch die neuen 
Stellungen für den Erſatz im Innern geſorgt. Es wurden keine 
organiſchen Veränderungen vorgenommen, aber die Hinderniſſe 
der Wirkſamkeit der alten öſterreichiſchen Kriegsinſtitutionen 
waren beſeitiget, Thätigkeit und Thatkraft hatten ein freies 
Feld, und bald ſah man durch die Leiſtungen der Kriegsverwal— 
tung und durch die Thaten der Armee, welche Staͤrke in dem 
militäriſchen Syſtem und überhaupt in der Organiſation Sſter— 
reichs liege. 

Es gibt kein Geſchäft, welches ſo vielſeitige Kräfte in 
Anſpruch nimmt, wie das einer Truppenſtellung in dem Um— 
fange, wie jene, die angeordnet war; aber die Verfügungen 
von Seiten der Miniſterien fanden überall bereitwillige Aus— 
führung, nirgends Saumſeligkeit in den Behörden, nir— 
gends Renitenz im Volke; alle Bevölkerungen zeigten dabei, 
welcher gute Geiſt fie beſeelte. Selbſt Galizien, das vom Aus— 
lande fo verdächtigte Land, zeichnete ſich, trotz aller polniſchen 
Wühlereien und Geldverführungen, durch die ſchnelle Pünkt— 
lichkeit ſeiner Stellungen aus. Der Staatsorganismus war 
noch geſund und kräftig; in Wien allein hatte man das Übel 
ſich einniſten und verbreiten laſſen. 

Gleich nach der Erſcheinung der Verfaſſungsurkunde 
wurde ſie heftig angegriffen; mit jedem Tage ſtieg die Aufre— 
gung. Ein Anlaß hiezu war auch die Ernennung des Grafen 
Latour zum Kriegsminiſterium. Ich wurde in der Preſſe an— 
geklagt, den F. M. L. Zanini verdrängt zu haben, weil er 
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ein Mann aus dem Volke ſei; dieſes deute auf Reaktion und 
bezeichne mich als den Hauptführer derſelben. 

Um zu begreifen, wie dieſe Inſinuationen auf den Gang 
der Ereigniſſe ſo entſcheidend wirken konnten, iſt es nöthig die 
Kräfte zu meſſen, welche darauf Einfluß genommen haben. 

Die aus Principien wirkende Umſturzpartei, welche ſelten 
von perſönlichen Rückſichten ſowohl für ſich ſelbſt als noch 
viel weniger für Andere zurückgehalten wird, war mit den Er- 
gebniſſen des Monats Marz nicht zufrieden, fie wollte mehr, 
ſie wollte den ganzen Inhalt des revolutionären Programmes 
durchfuͤhren. Wahrend der gemachten Pauſe hatte ſie einen neuen 
Angriff mit friſchem Anlauf vorbereitet. Sie hatte hiezu die 
Zufriedengeſtellten beunruhigt, wobei die zwei Worte, Ariſto— 
kratie und Reaktion, die Hauptrolle ſpielten. Diejenigen, 
welche der Ariſtokratie als Princip nicht abhold waren, ſoll— 
ten von der Gefahr einer Reaktion, wobei das Gewonnene 
verloren gehen würde, beängſtigt werden. Nur zu gut gelang 
ihnen ihr Werk. Viele der Gemäßigten ſchloßen ſich bethört 
als thätige Werkzeuge den Revolutionärs an, viele ließen Al— 
les ohne Widerſtand geſchehen und verſtärkten den Angriff 
durch ſtillſchweigende Zuſtimmung; ſie dachten ſich dabei, lie— 
ber etwas zu weit gehen, als zurück. 

Man kann nicht die Gegner der Revolution mit dem Na— 
men einer Partei bezeichnen, wenigſtens nicht einer ſolchen Par— 
tei, die im Stande geweſen wäre, einen wirklichen Partei⸗ 
kampf zu beſtehen; ein theoretiſcher Principienſtreit bildet al— 
lein keine Partei. Sie zeigte ſich auch nirgends, weil ſie nicht 
da war. Man hatte Alles kommen, Alles geſchehen laſſen, 
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fogar zum Theil mitgewirkt, unwiſſend und blind über die 
Tragweite der Erfolge. Von denen, die ſich gern als Gegner 
der Revolution erklärt haben würden, ergaben ſich die Klugen 
ſtill in das unvermeidlich Gewordene. Die Unbeſonnenen, ohne 
Fähigkeit zum Handeln, glaubten Muth zu zeigen durch lautes 
Opponiren und Drohen, ſie vermehrten dadurch das Übel, in— 
dem ſie die Gelegenheit gaben, ihre leeren Drohungen für Ernſt 
zu halten, und dadurch die mit der Revolution befreundeten 
Gemäßigten veranlaßten, mit dem Strome der Bewegung wei— 
ter mitzugehen, als ſie hätten gehen wollen. Die Fuͤhrer der 
früheren liberalen Partei in der Staatsverwaltung, von ehr— 
geizigen ſelbſtſüchtigen Abſichten geleitet, mit Schwäche ge— 
paart, harrten lauernd auf die Gelegenheit, für den eigenen 
Zweck ſelbſt zu wirken und wirken zu laſſen. 

Ganz in ſeiner Nähe hatte Wien noch eine andere Ge— 
fahr. In Preßburg war eine ehrwürdige Krönungshöhe zur 
Warte einer anderen Revolution geworden. Von da beobach— 
teten andere Führer die Bewegung Wiens, bereit ſie zu ihren 
Zwecken mit treulos geſchmeidigen Formen noch fortan ſo aus— 
zubeuten, wie fie es ſchon im März gethan hatten. Die Auf— 
regung wurde von dort aus angeeifert, genährt; man wollte 
ſich dann brüderlich in die Beute des einheitlichen Staates 
theilen, der zertrümmert werden ſollte. Freiheit für Alle war 
das Zauberwort; das waren die Reden auf der Straße und 
in den Clubbs. An einem anderen Orte wurden Verſicherun— 
gen anderer Art gegeben, Treue verſprochen, Hülfe in Aus— 
ſicht geſtellt, und der Preis dafür bedingt und in Voraus ge— 
fordert. 
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Das Zeichen des Angriffs gegen mich war gegeben. Es 
handelte ſich im Grunde genommen nicht um meine Perſon; der 
Zielpunkt lag höher hinauf. Mit dem leichter Durchzuſetzenden 
wollte man beginnen, das Beſtehende, ſo weit es noch Kraft 
zum Widerſtande äußerte, ſollte desorganiſirt werden, um den 
letzten Zweck der Revolution erreichen zu können. 


Ich bin während meiner Amtsleitung oft aufgefordert 
worden, mich öffentlich über meine Politik zu erklären; ich 
ſchwieg, weil ich nicht hätte ſprechen können, ohne die Schwä— 
che des Staates noch mehr aufzudecken, als ſie es ſchon durch 
die Ereigniſſe ſelbſt war, und aus dieſem Grunde ſchwieg ich 
auch ſpäter nach der Hand, als ich ausgetreten war, und ließ 
lieber ſchiefe Urtheile über mich ergehen. 


Wie hätte ich ſprechen können? Damals wurden die er— 
habenſten, die großmüthigſten Tugenden verkannt und miß— 
braucht. Sie waren in ihrer natuͤrlichen, gemüthlichen, hiſto— 
riſch-väterlichen Geſtalt für eine ſolche Zeit ungenügend, doch 
wurden ſie ſpäter in der feierlichen Abgeſchiedenheit der Tyro— 
ler Berge durch den Entſchluß der Entſagung zu dem höchſten 
Grade moraliſcher Größe erhoben; die große Lehre des Opfers 
verherrlichte die neue Thronbeſteigung. In ritterlicher Jugend— 
kraft, mit der hohen Widmung, entzweite Völker zu verſöh— 
nen und ſie im Geſetze zu vereinen, wie ſie es ſchon in hochher— 
ziger Liebe waren, erhielt von dem edlen Oheim und Vater der 
erlauchte Sprößling die heilige Weihe. 


Man kann nun ohne irgend eine Gefahr von jener Zeit 
ſprechen, wo Verſchwörung, Verrath und doppelzüngige ehr— 


reicher an den Rand eines Abgrundes gebracht hatten. — 

Ich ſchreite nun zur Darſtellung des Erfolges jener ge— 
gen mich gerichteten Bemühungen. Er bildet einen nicht un— 
wichtigen Zwiſchenfall der Wiener Ereigniſſe; das Indivi— 
duelle kömmt dabei nicht in Betracht, ſelbſt der Name iſt nur 
eine Zufälligkeit. 

Am 2. Mai um 11 Uhr Abends kam ich aus der Staats— 
kanzlei zu Fuß in meine Wohnung in der Landhausgaſſe zu— 
rück. Dieſe kurze Strecke war, wie gewöhnlich um dieſe Zeit, 
ſtill und Menſchenleer. Kaum war ich eine Viertelſtunde zu 
Hauſe, als man viel Volk auf der Straße hörte, es fing eine 
lärmende Katzenmuſik an. Das Hauptthor wurde geſchloſſen. 
Man hörte vernemlich Verwünſchungen gegen mich und die 
Aufforderung, ich ſolle aus dem Miniſterium treten; es ſei des 
Volkes Wille. Nach einer Stunde ſtieg ein Volksredner auf 
einen Markſtein und ſagte: „Da der Miniſter uns nicht hö— 
ren zu wollen ſcheint, ſo gehen wir nach Hauſe. Morgen kom— 
men wir wieder, zahlreicher, und jeden Tag immer zahlreicher, 
bis er geht.“ Dieſes geſchah ungehindert und ohne Exzeſſe an— 
derer Art. 

Am 3. Mai brachte ich in der Sitzung dieſen Vorfall zur 
Kenntniß des Miniſterraths, mit der Erwähnung, daß deſſen 
Wiederholung angeſagt worden, und daß mir von verſchiedenen 
Seiten, nicht auf ämtlichem Wege, denn keiner führte in ſol— 
chen Sachen zu mir, aber aus Theilnahme, von wohlwollenden 
Perſonen das Aviſo zugekommen wäre, daß viele Studenten 
in die Vorſtädte gegangen wären, um Arbeiter für den Auflauf 
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des Abends zu werben, und daß das Lubomirskyſche Haus auf 
der Baſtei ein Centralpunkt dieſer Agitation zu ſein ſcheine, 
aus welchem viele Bothen geſendet, und viele Briefe aus- und 
eingetragen würden. Nach meinem Dafürhalten ſeien Vorſichts— 
maßregeln zu treffen und um ſo dringender, als die Staats— 
kanzlei, wo man mich gewiß aufſuchen würde, der kaiſerlichen 
Burg ſo nahe liege. 

Im Anhange wird man als Berichtigung eines Artikels 
der Oſterreichiſchen Zeitung vom 5. Mai die Erzählung deſſen 
finden, was am 3. geſchehen war; ich hatte ſie am 6. geſchrieben 
in der Abſicht ſie zu veröffentlichen. Da jedoch die angeſehenſten 
Wiener Blätter ziemlich genau die Sache geſchildert und ver— 
dientermaſſen ſcharf beurtheilt hatten, ſo dachte ich, es ſei für 
den Augenblick überflüſſig mehr davon zu reden, und ich 
ſchwieg. Ich will jedoch zur Vervollſtändigung des Bildes 
noch einige nähere Umſtände angeben, welche Beſtimmungs— 
gründe meines Benehmens waren und welche beweiſen, daß 
dieſer Anſchlag kein einfacher Straßenunfug war, für was 
man es von einer Seite aus Heimtücke, von der andern aus 
Leichtſinn hatte gelten machen wollen. Zu dem hätte man 
nicht gebraucht 12 bis 15000 Menſchen in Bewegung zu 
ſetzen. Auch waren ſie keine Straßenjungen; ſie gehörten alle 
der akademiſchen Legion, der Nationalgarde und der Klaſſe 
der Arbeiter an, ſie waren geordnet, ſie bewegten ſich aufs 
Commando-⸗Wort von einem Platze zum andern. Es war ein 
Verſuch im Großen, um die Kräfte zu prüfen, die man zu 
ſeiner Verfügung hatte, und um gleichzeitig auch den Wider— 
ſtand zu meſſen. 


Das Innere meiner Wohnung war feit 9 Uhr Abends 
mit Bewaffneten beſetzt, und ich in der geheimen Hof- und 
Staatskanzlei in Blocade gehalten, jedoch ohne die mindeſte 
Gewalt. Zwiſchen 10 und 11 Uhr ließ ſich der Herr General 
Sardagna anmelden; er war Stadtkommandant und dem Ober— 
kommando der Nationalgarde beigegeben worden, um ihm in 
der Organiſirung und Leitung dieſes Korps an die Hand zu 
gehen. Er war gekommen, um mich von dem Charakter und 
dem Zwecke dieſes Volksauflaufs zu unterrichten. 


Er berichtete mir, er ſei durch alle Volkshaufen gegangen, 
er hätte ſehr viele Nationalgardiſten, jedoch ohne Feuergewehr, 
unter dieſen Haufen gefunden; er hätte ſie ermahnt, nicht 
an einem ſolchen Unfuge Theil zu nehmen. Sie verſuchten alle 
ihn mit der Verſicherung zu beruhigen, daß ſie nichts Schlechtes 
im Sinne hätten, daß keine Exceſſe vorfallen würden, daß 
die Bürger und das Volk nichts anderes wollen als den Rück— 
tritt des Miniſters Ficquelmont; denn er verrathe das Vater— 
land. Der General Sardagna ſagte mir, es ſei ihm bekannt, 
daß dieſe Meinung ſeit einiger Zeit ziemlich allgemein in die 
Nationalgarde verbreitet worden ſei, daß es daher ihm nicht 
räthlich ſcheine, ſie gegen das Volk verwenden zu wollen. Es 
ſei eine Abtheilung ausgerückt und als Sicherheitswache auf 
dem Joſefsplatz aufgeſtellt, mehr könne er ohne höheren Be— 
fehl nicht veranlaſſen; es ſei feine Pflicht, mich davon zu unter— 
richten und mich zu fragen, ob ich nicht den Befehl an den 
commandirenden General geben laſſen wolle, einige Truppen— 


abtheilungen zu beordern. 
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Ich fagte ihm: „Ich bin nicht ermächtigt, einen ſolchen 
„Befehl zu geben, und ich würde auch um ſo mehr Anſtand 
„nehmen es in dieſem Falle zu thun, als es ſich bloß um meine 
„Perſon handelt; ich will nicht die Veranlaſſung zu einem 
„Conflicte ſein, der ernſte Folgen nach ſich ziehen könnte. Sie 
„wiſſen, daß nach unſern alten Vorſchriften, die jetzt noch 
„mehr Geltung haben, das Militär niemals einſchreiten darf, 
„ohne dazu von der Civilbehörde aufgefordert zu ſein. Ich bin 
„dieſe Civilbehörde nicht. Der Herr Miniſter des Inneren iſt 
„derjenige, dem es zuſteht, eine ſolche Aufforderung ergehen zu 
„laſſen, beſonders darum, weil er über die Nationalgarde zu 
„verfügen hat; er iſt demnach zunächſt berufen, für die Her— 
„ſtellung der Ordnung und der Ruhe zu ſorgen; ihm allein 
„ſteht es daher zu, wenn die Mittel, die er in Händen hat, 
„nicht hinreichen, die Hilfe des Militärs zu verlangen. Ich 
„werde hier noch ein paar Stunden bleiben, beſchäftigt mit 
„Expeditionen, die morgen früh ablaufen ſollen. Handeln Sie 
„geſetzlich nach Pflicht und Gewiſſen, ich kann Ihnen nichts 
„anderes ſagen.“ 

Der Herr General Sardagna iſt die einzige Perſon ge— 
weſen, die ſich ämtlich um mich bekümmerte. Die Thätigkeit 
der Nationalgarde dürfte auch durch den Umſtand gelähmt 
worden ſein, daß der Oberkommandant derſelben, der Herr 
F. M. L. Graf Hoyos, am Morgen die Verſicherung erhalten 
hatte, daß Seine Majeſtät ſeinem Geſuch um Enthebung von 
dieſem Poſten willfahre und die Reſolution darüber bereits zur 
Unterſchrift vorliege. Graf Hoyos, Freund und beinahe täg— 
licher Genoſſe meines Hauſes, hatte um 5 Uhr meine Frau 
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beſucht, um ihr das zu ſagen; ich traf ihn noch im Weggehen 
auf der Stiege, wobei er mir bekannt machte, er habe von 
jetzt an nichts mehr mit der Nationalgarde zu thun. Man hatte 
ſeit einiger Zeit dem Grafen Hoyos die Führung ſeines Com— 
mandos auf alle mögliche Weiſe ſo zu erſchweren geſucht, daß 
er es am Ende aufgeben mußte; es ſcheint dieſer Umſtand in 
Verbindung mit der Reihe jener Ereigniſſe zu ſtehen, die am 
3. ihren Anfang nahmen. 

Um mit dem, was mich dabei betroffen hat, zum Schluſſe 
zu kommen, habe ich demjenigen, was man im Anhange leſen 
wird, nur noch Folgendes beizufügen: 

Um 9 Uhr Abends wurde, wie bereits erwähnt, das 
Innere meiner Wohnung mit Bewaffneten beſetzt, das Äußere 
von einer bedeutenden Volksmenge beobachtet; ſie wogte 
hin und her von der Freiung durch die Landhausgaſſe 
zum Minoritenplatz, wo Verbindung mit dem Haufen auf dem 
Ballplatz unterhalten wurde, und von da über den Michaels— 
platz in die Herrengaſſe. Dieſe Aufſtellung des Volkes dauerte 
ungehindert von 9 Uhr bis 2 Uhr, während welcher Zeit ich 
zwei Stunden lang in der Staatskanzlei mit den ſogenannten 
Abgeordneten des auf der Straße harrenden Volkes zu ſtreiten 
hatte, und ſpäter das Hausrecht des Fuͤrſten Clary auf das 
Gewaltthätigſte verletzt wurde. 

Es war um 2 Uhr Morgens, daß ich mich entſchied, laut dem 
Volke zu erklären, daß das letzte Blatt Papier, das ich als Mi— 
niſter unterſchreiben würde, mein Entlaſſungsgeſuch ſein werde. 

Nicht vor dem Volke wich ich zurück, ſondern vor der 
Regierung, die mich ſeit dem 2. Abends Preis gegeben hatte. 
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Wie hätte ich nach dem Erfahrenen ein Mitglied derfelben, 
ihr proviſoriſcher Präſident bleiben können? Ich hätte auf die 
Auflöſung des Miniſteriums antragen ſollen; hätte ich es thun 
können? Der Inhalt dieſer Schrift beweiſt, daß mir die 
Mittel hiezu fehlten. 

Als ich aus der Staatskanzlei in's Haus des Fürſten 
Clary mich begab, ging ich durch die Menge unbekannt, be— 
gleitet von einigen der Gemäßigten; unter denſelben befand ſich 
ein Mediciner der academiſchen Legion, der in dem Berufe 
ſeines Standes, den Leidenden zu helfen, zwei Mal in der 
Nacht Nachrichten von mir ins Haus Clary überbracht hatte. 
Obgleich ſpät ſage ich ihm itzt meinen Dank dafür. Der andere, 
mit dem ich mich unterwegs unterhielt, war ein Litterat, ge— 
meiner National-Gardiſt. Ich frug ihn, wie er ſich zu einer 
ſolchen Demonſtration brauchen laſſen könne, und was man 
eigentlich mit meinem Verdrängen bezwecke; darauf erwiederte 
er, mit einer Art Entſchuldigung gegen mich, „daß ſolche 
Sachen ſehr zu bedauern wären, ſie könnten aber nicht anders; 
dieſes ſei nur der Anfang. Sie hätten noch viel und weit 
ſchwierigeres zu thun, das würde wohl drei Wochen dauern.“ — 
Dieſe Beſtimmung der Zeit trifft genau mit dem ſpäter Ge— 
ſchehenen zuſammen. 

Dieſer Mann gehörte nicht zu der vorderen Linie der 
Führer; er wirkte dabei als ein Glied der Maſſe, ein bloßer 
Handlanger, und dennoch wußte er, was die Partei bezwecke; 
eine Menge Menſchen waren Mitwiſſende. Wie hätten die 
Behörden, beauftragt über die öffentliche Sicherheit zu wachen, 
von dem was vorging, nichts gewußt haben ſollen? und wenn 
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dieſelben von der Natur und von dem Zwecke dieſer Umtriebe 
unterrichtet waren, wie kann man das Geſchehenlaſſen er— 
klären? Es wird der Geſchichte nicht ſchwer fallen auf dieſe 
Frage beſtimmte Antwort zu geben. 


Teplitz, im November 1849. 


Anhang. 
Ueber einen Artikel der allgemeinen öſterreichiſchen Zeitung. 


Wien, am 6. Mai 1848. 


Der erſte Artikel der Abendbeilage der allgemeinen öſter— 

reichiſchen Zeitung vom 5. Mai iſt betitelt: 
Der unveränderliche Gedanke. 

Ich will es einem Jeden überlaſſen, zu ſuchen, wie dieſer 
Gallicismus auf unſere jetzigen Wiener Zuſtände angepaßt wer— 
den könne. — Ich habe nur mit einem Theile dieſes Artikels 
mich zu beſchäftigen, mit jenem nämlich, der mich betrifft. — 

Nach einem F und einem Stern — als Kennzeichen — 
hebt der Schreiber an: „Wien jubelt, weil Ficquelmont ab— 
„getreten iſt; — Zanini wieder eingetreten?“ — Die Zu— 
ſammenziehung dieſer zwei Begriffe enthält die Anklage, daß 
ich Zanini aus dem Miniſterium vertrieben habe; der Jubel 
Wiens iſt aber nicht vollſtändig, denn er iſt noch nicht wieder 
eingetreten. — Ich bin berechtigt, die Sache aufzuklären, 
weil dieſe Handlung mir zugemuthet und in der Nacht vom 
3. auf den 4. als Beſchwerde vorgehalten wurde. 

Zur Beſeitigung derſelben, in ſo fern, als ſie ſich auf mich 
bezieht, wird es ganz einfach genügen, den Brief hier abzu— 
ſchreiben, den FTM. Zanini am 27. April an mich richtete: 
„Ich bitte Euer Excellenz dringendſt, mein ſchon ſo lange über— 
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„reichtes Geſuch um Enthebung von meiner Miniſterſtelle, ohne 
„den mindeſten längeren Verzug, zum Schluſſe zu bringen.“ 

An demſelben Tage legte ich dieſen Brief in ſeiner Gegen— 
wart dem Miniſterrathe vor, und reproduzirte das von mir 
ſeit ſieben Tagen zurückbehaltene erſte Enthebungsgeſuch; es 
wurde an demſelben Tage, nebſt dem Antrage zum Erſatze, dem 
Kaiſer vorgelegt. — 

Dem F ML. Zanini allein ſteht das Recht zu, die 
Gründe bekannt zu geben, die ihn zu dieſem Schritte vermocht 
haben. — Ich will mit dieſem Vorgange nur den Beweis 
liefern, daß ich, fo viel es an mir lag, geſucht habe, den F ML. 
Zanini im Miniſterium zu erhalten. — 

Da nun von dem Jubel Wiens über meinen Austritt ge— 
ſprochen wurde, will ich doch, nachdem die öffentliche Mei— 
nung darüber ruhiger geworden zu ſein ſcheint, einige Worte 
über den Hergang der Sache vernehmen laſſen, ich will es um 
ſo mehr thun, als die allgemeine öſterreichiſche Zeitung und 
vielleicht auch andere Blätter mich als einen Partei-Chef, oder 
als den Zopf einer gefallenen Partei — um einen nicht attifchen 
Ausdruck der politiſchen Sprache des Tages zu gebrauchen — 
bezeichnen. Die Thatſachen werden darüber zu antworten haben. 

Am 2. nach Eilf Uhr Abends wurde mir in der Land— 
hausgaſſe, vor meiner Wohnung, von einer zahlreichen Volks— 
verſammlung eine ſogenannte Katzenmuſik, mit der wiederhol— 
ten Aufforderung gebracht, ich ſolle abdanken; um 12 Uhr 
ging dieſer von keiner Seite geſtörte Volksauflauf auseinander, 
mit dem gegenſeitigen Zurufe, viel zahlreicher am folgenden 
Abende wieder zu kommen. 
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Die Sache war angefagt, vorbereitet, das wußte man. — 
Am 3. Abends zog fich meine Frau in das Haus meiner Toch— 
ter, der Fürſtin Clary, in der Herrengaſſe zurück. Als ſie fort 
war, fuhr ich um 8 Uhr in die Staatskanzlei — die gewöhn— 
liche Stunde, wo ich jeden Abend hinging. — 

Um drei Viertel auf neun Uhr wurde mir von meinen 
Dienſtleuten gemeldet, die Landhausgaſſe ſei vom Volke ſo ge— 
füllt, daß man nicht mehr durchgehen könne; das Volk ſei 
lärmend, und verlange mich zu ſehen. Nach einer halben Stunde 
zog ſich jedoch dieſer Auflauf gegen den Kohlmarkt zurück, und 
ſtieß auf einen andern weit zahlreicheren, der vom Graben her— 
kam. Beide vereinigt, zogen wieder theils durch die Wallner— 
ſtraße, theils durch die Herrengaſſe in die Landhausgaſſe hin. 
— Es wurde der Einlaß in meine Wohnung gefordert, unter 
Androhung Gewalt zu brauchen, wenn er verweigert würde. — 
Zwölf Bewaffnete gingen hinein, ſtellten eine Haus durchſuchung 
an, um ſich zu überzeugen, daß ich nicht zu Hauſe ſei; ſie blieben 
dann im Hauſe als Wache und geſtatteten Niemanden anderem 
den Eingang. 

Auf dieſelbe Art wurde eine derlei Hausdurchſuchung im 
Hauſe der Fürſtin Clary vorgenommen. — 

Als die Leiter dieſer Volksbewegung die Gewißheit er— 
langt hatten, mich in der Staatskanzlei zu finden, wurde ein 
Theil der ihnen zu Gebote ſtehenden Maſſen zum Ballplage 
hinbeordert. 

Ich hatte Kunde von dem Vorgefallenen erhalten, — ich 
hatte das Herannahen des Volkshaufens gehört; er ſtellte ſich 


auf, verhielt ſich jedoch ruhig. 


123 


In der Zurückgezogenheit meines Kabinets war ich mit 
Arbeiten meines Amtes beſchäftigt; es mochte die Zeit über 
Eilf Uhr ſein, als vom Thore mir das Aviſo gegeben wurde, 
das Volk fange an, ſich ungeduldig zu zeigen, es wolle mich 
ſprechen und verlange, daß eine Deputation eingelaſſen werde, 
ſonſt würde es Gewalt brauchen und das Thor ſprengen. 

Ich ging vom obern Stock herab in den erſten, und gab 
den Befehl, daß, wenn man von dieſem Begehren nicht ab— 
ſtehen wolle, der Portier 6 oder 8 Individuen einlaſſen ſollte. — 
Bald erſchienen mehrere — ich denke zwiſchen 12 und 16 — mit 
Seitengewehren bewaffnete junge Leute, deren Alter und An— 
zug ſie als Studenten bezeichnete. — 

Sie meldeten ſich als Abgeordnete des Volkes, beauf— 
tragt, mich in deſſen Namen aufzufordern, abzudanken. — 

Das Geſpräch, das ich dann mit ihnen führte — wenn 
man es ein Geſpräch nennen kann — wird wohl mehr als eine 
Stunde gedauert haben. 

Als ich einem dieſer ſich Abgeordnete Nennenden die Be— 
merkung machte, er ſtünde mir zu nahe, um nöthig zu haben, 
die Stimme ſo laut zu erheben, antwortete er mit einem noch 
weit ſtärkeren Ton und aufgehobenem Arme: „Ich ſpreche 
„im Namen des Volkes, meine Stimme kann daher nie zu 
„laut werden.“ 

Derſelbe und andere weniger Heftige erwiederten auf 
meine Frage, „warum ſie oder das Volk meine Abdankung ver— 
„langten? „Die öffentliche Preſſe habe mich als einen gefährli— 
„chen Mann bezeichnet, — ich wolle mich über meine Politik 
„nicht erklären, — ich werde laut angeklagt, die Intereſſen 
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„des Volkes dem Auslande gegenüber nicht zu vertreten, das 
„Vaterland zu verrathen, — und dennoch ſchwiege ich dazu; 
„ich hätte daher das öffentliche Vertrauen verwirkt, und müſſe 
„abdanken.“ — 

Ich ſagte den Herren, „daß die Verfaſſungsurkunde, der 
„ich mir zur Ehre rechne, meinen Namen beigeſetzt zu haben, 
„mich den einzigen Richtern zugewieſen habe, die ich anerken— 
„nen könne, und denen ich Rechenſchaft über die Leitung des 
„mir anvertrauten Miniſteriums ſchuldig ſei; ich hätte ge— 
„dacht, ſeit der Verleihung der Verfaſſung allerdings unter 
„der beſtimmten Pflicht einer ſtrengen Verantwortlichkeit, aber 
„auch unter dem Schirm eines uns Alle ſchützenden Geſetzes 
„zu ſtehen; ſie ſeien daher durch ihr Benehmen gegen mich aus 
„der Konſtitution getreten, ſie übten keine andere Gewalt als 
„gerade die einer Revolution, deren Ende Alle in der Gewäh— 
„rung der erlaſſenen Verfaſſung gefunden zu haben wähnten.“ 

Sie wiederholten ihre Aufforderung im Namen des Volkes, 
welches zu aufgeregt wäre — ſagten ſie — um ſich anders als 
durch meine Abdankung zu beruhigen. Ich erwiederte „ich könne 
„und werde meine Stelle nur in die Hände Seiner Majeſtät 
„niederlegen.“ — 

Es mochte ſchon halb 1 Uhr ſein, — ich hatte von keiner 
Seite weder eine geſetzliche noch eine freiwillige Stimme gehört, 
noch irgend eine Bewegung vernommen, die ſich dem Hin- und 
Herſtrömen der Volksmaſſen oder dem Handeln ihrer Führer 
entgegengeſetzt hätte. 

Auf ihr weiteres Verlangen, ob ich — da ich mich auf 
„das Verſprechen beſchränken wolle, meine Stelle in die Hände 
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Seiner Majeſtät niederzulegen“, — für die Folgen diefer 
Erklärung als verantwortlich erkenne, ſagte ich Ja! — 
„Dann, meine Brüder, riefen ſie, können wir nichts Weiteres 
„vom Miniſter verlangen, da er ſich verantwortlich erklärt für 
„die Folgen des uns gegebenen Verſprechens.“ — 

Sie zogen ab. — Nach kaum einer Viertel Stunde 
kamen mehrere derſelben, mit einigen Anderen wieder herauf; 
ſie erklärten, das Volk wolle ſich nicht beruhigen und ver— 
lange meine ſchriftliche Abdankung. Ich fragte ſie, ob ſie wüß— 
ten, daß ein General unter Kriegsrecht geſtellt worden ſei, 
weil er eine Kapitulation unterſchrieben habe. — Nun, meine 
Herren, ich kapitulire nicht, ich unterſchreibe nichts! laſſen ſie 
mich aber nach Hauſe gehen, es iſt ſchon ſpät. — Sie gingen 
weg, ich ihnen nach. — Unten am Thore, das wieder ge— 
ſchloſſen war, ſtanden innerhalb desſelben noch mehrere andere; 
ſie bothen mir an, mich in ihre Mitte zu nehmen, und ſo durch 
die Menge zu führen, wohin ich es verlange. — So kam ich 
bis ins Haus des Fürſten Clary, nicht verſtohlen, wie es 
geſagt wurde, ſondern ganz offen durch die Menge. Ich dachte, 
dieſe lange Scene wäre am Ende; das Außerfte follte noch 
kommen. 

Bald hörte man Lärm am Thor und auf der Stiege; es 
kamen einige der ſich nennenden Abgeordnete des Volkes her— 
auf; ſie verlangten mit Ungeſtüm meine Frau und meine Toch— 
ter zu ſprechen. Beide in Begleitung des Fürſten Clary gingen 
in das nächſte Zimmer. Als ich gleich darauf Worte vernahm, 
die den Karakter der wildeſten Roheit hatten, folgte ich ihnen 
nach. Dieſe Volksvertreter waren mir von der Staats— 
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kanzlei her bekannt; mich erblickend, wandten ſie ſich gleich 
gegen mich mit der Aufforderung, ich ſolle mit ihnen nach der 
Staatskanzlei zurückgehen, das Volk wolle ſich nicht für zu— 
frieden erklären, es verlange mich zu ſehen und von mir zu 
hören, ob ich wirklich meine Stelle niederlegen werde. 

Wenn das Volk mich hören will, ſagte ich, ſo ſoll es 
herkommen, ich gehe nicht hin. Sie gingen weg, nach ungefähr 
½ Stunde kamen fie zurück und meldeten, das Volk ſei da. 
Sie hatten es geholt — vom Ballplatz und aus der Landhaus— 
gaſſe. Ich ging hinaus auf den Altan, ſagte der Menge, ich hätte 
mein Verſprechen gegeben, meine Stelle in die Hände Sr. Ma⸗ 
jeſtät niederzulegen; das letzte Blatt Papier, das ich als Mi— 
niſter unterſchreiben werde, würde mein Entlaſſungsgeſuch ſein. 
Ehrenwort, Ehrenwort! ſchrie die Menge. Ich antwortete dar— 
auf, das Wort Verſprechen hat für mich immer die Bedeutung 
eines Ehrenwortes gehabt, und zog mich dann zurück. Die 
Menge verlor ſich, es wurde um den Arzt geſchickt; meine 
Tochter war in Umſtänden, welche nach ſolchen Scenen gefähr— 
lich werden konnten. Um 3 Uhr ließ ich ſie in ihrem Hauſe 
krank zurück und führte meine Frau krank nach Haufe. In die⸗ 
ſer Nacht wurde das Hausrecht dreimal verletzt — in meinem 
Hauſe, in jenem des Fürſten Clary und in der geheimen Hof— 
und Staatskanzlei. Daß ich da eine ſogenannte Deputation 
einließ, war nur, um einen gewaltſamen Einbruch des Mini— 
ſteriums zu verhüten. 

Obwohl mehrere Blätter ſich uͤber dieſe Vorfälle mit 
wahrer Würdigung derſelben erklart haben, kann dennoch kein 
feſtes Urtheil darüber beſtehen, ſo lange ſich noch contradicto— 
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riſche Meinungen über den innern Werth derſelben äußern; — 
ich habe daher die einfache ſchlichte Erzählung deſſen, was mich 
traf, was ich ſah, und dabei zu hören hatte, der Öffentlichkeit 
überliefern wollen. 

Es mag ſonach Jeder urtheilen, ob die Sache ſo geweſen 
ſei, wie fie in einem Artikel der allgemeinen Öfterreichifchen 
Zeitung vom 4. Mai in dem Aufſatz über die Bedeutung der 
Wiener Univerſität zu leſen iſt. Es wird dabei geſagt: Die 
Studenten haben den Grafen Ficquelmont in 
der anſtändigſten Form um Niederlegung ſei— 
nes Amtes erſucht. 

Ich laſſe einem Jeden ſeinen eigenen ſittlichen Gradmeſſer, 
nach welchem er über Anſtand oder deſſen Verletzung nach ſub— 
jektiver Anſicht zu ſprechen hat, wie er will; dieſes Sprechen 
nach eigenem Ermeſſen iſt eine der Freiheiten des individuellen 
Menſchen, die ich aber auch für mich in Anſpruch zu nehmen 
das Recht habe, beſonders wenn es ſich um das handelt, was 
mir widerfahren iſt. — 

Wenn ich jedoch die Aufmerkſamkeit des Publikums noch 
einmal auf die Geſchichte dieſer Nacht durch die Erzählung 
ihrer Ereigniſſe zu lenken geſucht habe, geſchieht es aus Urſa— 
chen höherer Ordnung. 

Es iſt offenbar, daß ich dabei weder als Haupt noch 
als Glied einer politiſchen Partei erſcheine. Die gaͤnzliche Iſo— 
lirung, in welcher ich während dieſen zwei Tagen geblieben 
war, beweiſt es hinreichend. Man kann überhaupt aus den 
Wiener Zuſtänden, wie ſie ſich Tag für Tag zeigen, deutlich 
entnehmen, daß ſich noch keine Parteien gebildet haben, wie 
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das konſtitutionelle Leben fie verlangt, um den Kampf der 
lebendigen Kräfte im Volke zu regeln und um zu verhindern, 
daß dieſer Kampf ſich wieder zur Revolution geſtalte. — 


Alle politiſchen Fragen des Tages ſind theils ſchwankend 
oder wurzeln zu tief, um ſich an der Oberfläche der Bewegung 
abzuſpiegeln. Von Organen der Preſſe, die ſich voranſtellen 
und der Politik des Staates Maaß und Richtung geben wol— 
len, bin ich wiederholt mitten unter dieſer Verwirrung aufge— 
fordert worden, mich zu erklären, wie ich dieſe Politik zu lei— 
ten gedenke; an keinem meiner Schritte könne man es wann 
nehmen, und ich ſchweige darüber. — 


Wie ſoll — ſagte man — bei der Umgeſtaltung 
faſt aller eur opäiſchen Verhältniſſe, Sſterreich 
in ſeiner auswärtigen Politik zu Werke gehen? 
vergeblich wird ſeit Wochen eine offizielle Ant— 
wort darauf erwartet. Wenn in England das 
Miniſterium geſtürzt oder umgeformt wird, ſo 
iſt die Pflicht, wie die erſte Handlung des Mi- 
niſters der auswärtigen Angelegenheiten, ſeine 
Anſichten über die zu befolgenden Principien 
der auswärtigen Politik in einem klaren Pro— 
gramm auseinander zu ſetzen, und dem Lande 
vor zulegen. 


Es wird hier geſprochen, als ob in Dfterreich blos ein 
Wechſel des Miniſteriums geſchehen, und ſonſt im Staate 
nichts verändert worden wäre. Und ſo iſt es dennoch nicht 
gemeint, denn weiter wird geſagt: Das alte Syſtem 
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fiel, aber mit ihm wurde auch der ganze innere 
Organismus Öfterreihs vollkommen zertrüm— 
mert, und die vielen Elemente, welche unter 
der Kaiſerkrone vereint waren, ſind jetzt in den 
Zuſtand ſolcher Gährung getreten, daß alle 
Energie geiſtig begabter Männer kaum im 
Stande ſein wird, ſie wieder im ruhigen Ne— 
beneinanderbeſtehen in einen Staaten verband 
zu vereinigen. 

Nach dieſer, leider nur zu wahren Auffaſſung der Lage 
des öſterreichiſchen Staates, wird von der auswärtigen Politik 
geſprochen, als ob ſie blos mit dem Sturz eines Miniſteriums 
zu thun hätte. 

Die Politik iſt doch nichts anderes, und kann nichts an— 
deres ſein, als der Zuſammenhang aller Beziehungen des eige— 
nen Staates zu den fremden Staaten. — 

Die Grundlage aller politiſchen Berechnungen iſt alſo zu— 
nächſt der eigene Staat. Derjenige Staatsmann, er mag ſein 
welcher er wolle, dem der Zufall in Öfterreich nach einer 
gänzlichen Umwälzung aller Verhältniſſe die einſtweilige Lei— 
tung der auswärtigen Angelegenheit aufbürden wird, hat ſich 
alſo zu fragen — was iſt heute der öſterreichiſche Staat? 
Steht der Verband zwiſchen den Theilen dieſes ſo großartig 
gebauten Kaiſerreiches noch feſt? Wenn ſich dieſer Verband 
als aufgelockert zeigt — wird es nicht die erſte Pflicht ſein, 
das wieder feſt zuſammen zu fügen, was in feindſeliger Abſicht 
zur gewaltſamen Losreißung oder zur treuloſen Trennung 
hingetrieben wird? — 
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Ich habe mich feſt und entſchieden dafür erklärt; eben 
deßhalb haben fremde Umtriebe eine künſtlich gebildete öffent— 
liche Meinung gegen mich hervorzurufen geſucht. Es ſcheint 
jetzt in Wien erkannt worden zu ſein, von welcher Seite dieſe 
Umtriebe kamen. 


Gedruckt bei A. Pichler's Witwe. 
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